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Mr. 11271). Waffergefeh. Vom 7. April 1913. ei N, n 


; | . 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 3. 5 7 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, was 
folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Waſſerläufe. 


Erſter Titel. 
Begriff und Arten der Waſſerläufe. 


i $1. 

() Waſſerläufe find die Gewäſſer, die in natürlichen oder künſtlichen Betten 
beſtändig oder zeitweilig oberirdiſch abfließen, einſchließlich ihrer oberirdiſchen Quellen 
und der Seen — Teiche, Weiher und ähnlicher Waſſeranſammlungen —, aus 
denen ſie abfließen, ſowie ihrer etwa unterirdiſch verlaufenden Strecken (natürliche, 
künſtliche Waſſerläufe). a 

(2) Grundſtücke, die zur Fiſchzucht oder Fiſchhaltung oder zu ſonſtigen 
Zwecken mit Waſſer beſpannt werden und mit einem Waſſerlaufe nur dadurch in 
Verbindung ſtehen, daß fie mittels künſtlicher Vorrichtungen aus dem Waſſer⸗ 
laufe gefüllt oder in einen ſolchen abgelaſſen werden, gelten nicht als Waſſerläufe. 

(3) Gräben gelten als Waſſerläufe nur inſoweit, als fie der Vorflut der 

* Grundſtücke verſchiedener Eigentümer dienen. Seen, aus denen nur künſtliche 
Waſſerläufe abfließen, gelten nicht als Waſſerläufe, ſoweit nicht die Waſſerlaufs⸗ 
verzeichniſſe etwas anderes beſtimmen. Triebwerkskanäle — Mühlgräben und 

ö dergleichen — und Bewäſſerungskanäle gelten, ſoweit ſie als Waſſerläufe anzu⸗ 
ſehen ſind, im Zweifel als künſtliche Waſſerläufe. 

() Ein natürlicher Waſſerlauf gilt als folder auch nach einer künſtlichen 
Veränderung. 

Geſetzſammlung 1913. (Nr. 11271.) 15 
Ausgegeben zu Berlin den 22. April 1913. 


ns () Im Sinne dieſes Geſetzes Kind: 
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. Wafferläufe erſter Ordnung: die in dem anliegenden Verzeichnis unter I 
aufgeführten Strecken natürlicher und die dort unter II bezeichneten 
Strecken künſtlicher Waſſerläufe; 

2. Waſſerläufe zweiter Ordnung: die Strecken natürlicher und künſtlicher 
Waſſerläufe, die in dem nach § 4 aufzuſtellenden Verzeichnis eingetragen 
ſind 

3. Waſſerläufe dritter Ordnung: alle anderen Strecken natürlicher und 
künſtlicher Waſſerläufe. 

(2) Natürliche Waſſerläufe, die ſich von einem natürlichen Waſſerlauf ab⸗ 
zweigen und wieder mit ihm vereinigen (Nebenarme), ſowie Mündungsarme eines 
natürlichen Waſſerlaufs ſind der Ordnung zuzuzählen, welcher der Hauptwaſſer⸗ 
lauf an der Abzweigungsſtelle angehört, wenn ſich nicht aus der Anlage ein an⸗ 
deres ergibt oder nach § 3 Abſ. 1 oder § 4 ein anderes beſtimmt wird. 


83. 

(1) Das Verzeichnis der Waſſerläufe erſter Ordnung kann nur durch Ge 
ſetz geändert werden. 

() Wird infolge einer ſolchen Anderung jemand in der Ausübung eines 
Rechtes am Waſſerlaufe beeinträchtigt oder ein Grundſtück beſchädigt, ſo iſt dem 
Benachteiligten Entſchädigung vom Staate zu gewähren. Über die Entſchädi⸗ 
gung beſchließt im Streitfalle der Bezirksausſchuß. Der Beſchluß kann binnen 
drei Monaten nach der Zuſtellung im Rechtsweg angefochten werden. Auf die 
Entſchädigung iſt der Vorteil anzurechnen, der dem Benachteiligten aus der Ver⸗ 
ſetzung des Waſſerlaufs in eine andere Ordnung erwächſt, ſoweit dieſer Vorteil 
nicht bereits nach § 11 Satz 3 oder § 131 Satz 2 angerechnet worden iſt. 


8 4. | 

() Das Verzeichnis der Waſſerläufe zweiter Ordnung ſtellt der Oberpräſi⸗ 
dent — für die Hohenzollernſchen Lande der Regierungspräſident — auf. 

(2) In dieſes Verzeichnis find die nicht zur erſten Ordnung gehörenden 
Strecken natürlicher und künſtlicher Waſſerläufe aufzunehmen, die für die Waſſer⸗ 
wirtſchaft von größerer Bedeutung ſind. Dabei ſind die natürlichen von den 
künſtlichen Waſſerläufen getrennt aufzuführen. 


x 


85. 
() Das Verzeichnis wird in den beteiligten Bezirken öffentlich ausgelegt. 
Die Auslegung iſt in ortsüblicher Weiſe und, wenn Landkreiſe beteiligt ſind, auch 
durch die Kreisblätter bekannt zu machen. Innerhalb einer vom Oberpräſidenten 
(Regierungspräſidenten) zu beſtimmenden Friſt von mindeſtens ſechs Wochen nach 
der letzten Bekanntmachung können Einwendungen gegen das Verzeichnis erhoben 
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werden. Die Friſt ſowie die Stelle, bei der die Einwendungen anzubringen ſind, 
iſt in der Bekanntmachung zu beſtimmen. 

(2) Über die rechtzeitig erhobenen, mit den Beteiligten zu erörternden Ein⸗ 
wendungen beſchließt der Provinzialrat, in den Hohenzollernſchen Landen der 
Bezirksausſchuß. Gegen den Beſchluß iſt innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zuläſſig. Die Be⸗ 
ſchwerde ſteht auch dem Oberpräſidenten (Regierungspräſidenten) zu. 

6) Nach Erledigung der Einwendungen oder fruchtloſem Ablaufe der Friſt 
ſtellt der Oberpräſident (Regierungspräſident) das Verzeichnis endgültig feſt. Die 
Feſtſtellung iſt durch die Amtsblätter der beteiligten Bezirke bekannt zu machen. 

() Das Verzeichnis iſt bei der Waſſerbuchbehörde ($ 183) zu jedermanns 
Einſicht offen zu legen. Auszugsweiſe Abſchriften ſind bei dem Landrat, in 
Stadtkreiſen bei der Ortspolizeibehörde niederzulegen und auf dem laufenden zu 
erhalten. 

§ 6. 

Für die Anderung des Verzeichniſſes gilt $ 5 mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der Auslegung des Verzeichniſſes und ihrer Bekanntmachung die Be⸗ 
kanntmachung der beabſichtigten Anderung tritt. 


Zweiter Titel. 
Eigentumsverhältniſſe bei den Waſſerläufen. 


8 75 
An den in der Anlage bezeichneten Waſſerläufen erſter Ordnung ſteht, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen des § 9 Abſ. 1, dem Staate das Eigentum zu. 


§ 8. 

(1) An den Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung ſteht, vorbehaltlich 
der Beſtimmungen des § 9, den Eigentümern der Ufergrundſtücke (Anliegern) 
das Eigentum anteilig zu. 

(2) Die Eigentumsgrenzen werden beſtimmt: 

1. für die gegenüberliegenden Ufergrundſtücke durch eine Linie, die in der 
Stromrichtung laufend die Mitte des Waſſerlaufs bei dem gewöhn⸗ 
lichen Waſſerſtand innehält; 

2. für die nebeneinanderliegenden Ufergrundſtücke durch eine vom Schnitt⸗ 
punkt ihrer Grenzlinien mit der Uferlinie ($ 12) ſenkrecht zu der vor⸗ 
bezeichneten Mittellinie zu ziehende Linie. 

6) Als der gewöhnliche Waſſerſtand gilt der Waſſerſtand, der im Durch⸗ 
ſchnitte der Jahre an ebenfo viel Tagen überſchritten wie nicht erreicht wird, im 
Ebbe⸗ und Flutgebiete das Hochwaſſer der gewöhnlichen Flut. 

(4) Bei den Grenzflüſſen reicht, ſoweit die Eigentumsverhältniſſe nicht 
anderweit geregelt ſind, das Eigentum der preußiſchen Anlieger bis zur Landes⸗ 
grenze. 
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( Der Anteil des Anliegers am Waſſerlauf iſt Beſtandteil des Ufer⸗ 
grundſtücks. 


§ 9. 

(1) Soweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes das Eigentum an Waſſer⸗ 
läufen erſter Ordnung einem anderen als dem Staate, an Waſſerläufen zweiter 
oder dritter Ordnung einem anderen als den Anliegern zuſteht, bleibt es mit dem 
bisherigen Inhalt aufrechterhalten. Das Eigentum an einem natürlichen Waſſer⸗ 
lauf erſter Ordnung geht mit Ablauf von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes auf den Staat über, wenn der bisherige Eigentümer nicht vorher 
in das Grundbuch eingetragen iſt oder ſeine Eintragung beantragt hat. 

(2) In den im $ 323 bezeichneten Gebietsteilen ſteht das Eigentum an 
den Waſſerläufen zweiter Ordnung, ſoweit ſie beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
nicht im Eigentum anderer ſtehen, den Deich- und Sielverbänden zu, zu denen 
ſie gehören. 

6) In der Provinz Heſſen⸗Naſſau ſteht das Eigentum an den natürlichen 
Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung den Gemeinden inſoweit zu, als ihnen 
die Unterhaltung obliegt ($ 117 Abſ. 1). Soweit dort beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes das Eigentum an einem natürlichen Waſſerlaufe zweiter oder dritter 
Ordnung, der von der Gemeinde zu unterhalten iſt, einem anderen als der Ge⸗ 
meinde zuſteht, bleibt es aufrechterhalten, geht aber mit Ablauf von zwei Jahren 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf die Gemeinde über, wenn der bisherige 
Eigentümer nicht vorher in das Grundbuch eingetragen iſt oder ſeine Eintragung 
beantragt hat. 5 

() Für das aufrechterhaltene Eigentum der Anlieger gilt § 8. 


$ 10. 

() Auf Grund Königlicher Verordnung kann der Staat das Eigentum 
an einem natürlichen Waſſerlauf erſter Ordnung, der ihm nach § 9 Abſ. 1 nicht 
gehört, aber von ihm unterhalten wird, in Anſpruch nehmen. Die Königliche 
Verordnung wird durch das Amtsblatt derjenigen Regierung bekannt gemacht, 
in deren Bezirke die in Anſpruch genommene Strecke des Waſſerlaufs liegt. 

(2) Der bisherige Eigentümer iſt zu entſchädigen. Von der Entſchädigung 
ſind die Laſten abzurechnen, die dem Eigentümer bisher oblagen. Im übrigen 
find die §§ 7 bis 9, 11, 13, 24 bis 49 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 
1874 Geſetzſamml. S. 221) anzuwenden. 


Sl, 

Wird ein Waſſerlauf erſter Ordnung nach $ 3 Abſ. 1 zu einem Waſſer⸗ 
laufe zweiter oder dritter Ordnung, oder wird ein Waſſerlauf zweiter oder dritter 
Ordnung zu einem Waſſerlauf erſter Ordnung, ſo bleiben die Eigentumsver⸗ 
hältniſſe unberührt. Der Staat kann jedoch in letzterem Falle auf Grund 
Königlicher Verordnung das Eigentum an dem Waſſerlaufe gegen Entſchädigung 
in Anſpruch nehmen. Auf die Entſchädigung iſt der Vorteil anzurechnen, der 
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dem Eigentümer durch den Wegfall von Laſten, die ihm bisher oblagen, erwächſt, 
foweit er nicht bereits nach $ 3 Abſ. 2 Satz 4 oder § 131 Satz 2 angerechnet 
worden iſt. Der § 10 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 Satz 3 iſt anzuwenden. 


§ 12. 

(1) Die Grenze zwiſchen dem Waſſerlauf und dem Ufergrundſtück (Ufer- 
linie) wird durch die Grenze des Graswuchſes und, ſoweit dieſe über dem gewöhn⸗ 
lichen Waſſerſtande ($ 8 Abſ. 3) liegt, durch den letzteren beſtimmt. 

(2) Die Uferlinie kann von der Waſſerpolizeibehörde nach Anhörung der 
Anlieger und der ſonſt Beteiligten feſtgelegt werden. Die Beteiligten können die 
Feſtlegung der Uferlinie durch die Waſſerpolizeibehörde auf ihre Koſten verlangen. 
f (6) Die Feſtlegung der Uferlinie iſt den Beteiligten bekannt zu machen 
und kann binnen vier Wochen nach Zuſtellung durch Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren angefochten werden. Iſt der Oberpräſident oder der Regierungs⸗ 
präſident Waſſerpolizeibehörde, ſo hat er für das Verwaltungsſtreitverfahren einen 
Kommiſſar zu beſtellen, der ihn in allen Rechtshandlungen zu vertreten hat. 
Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. 

() Andert ſich der Waſſerlauf nachträglich, fo kann die Uferlinie nach Abſ. 1 
bis 3 anderweit feſtgelegt werden. 

813. 

(1) Im Grundbuche wird ein Waſſerlauf nur auf Antrag des Eigentümers 
oder eines Berechtigten eingetragen. 

(2) Wird die Eintragung des dem Anlieger gehörenden Anteils an einem 
Waſſerlaufe beantragt, ſo iſt er im Grundbuche nach den Grundſteuerbüchern, 
wenn er aber in dieſen nicht verzeichnet iſt, nur als Anteil an dem Waſſerlaufe 
zu bezeichnen. \ 

$ 14. 

Wird das Bett eines Waſſerlaufs vom Waſſer verlaſſen oder tritt darin 
eine Erderhöhung hervor, die den gewöhnlichen Waſſerſtand ($ 8 Abſ. 3) über⸗ 
ragt und bei dieſem Waſſerſtande nach keiner Seite hin mit dem Ufer zuſammen⸗ 
hängt — Inſel, Werder und dergleichen —, ſo bleibt das Eigentum an den 
hierdurch trockengelegten Flächen unverändert. 


$ 15. 

() Hat infolge natürlicher Ereigniſſe ein natürlicher Waſſerlauf erſter Ord⸗ 
nung ſein Bett verlaſſen und ſich ein neues Bett geſchaffen, ſo wird der neue 
Waſſerlauf Eigentum des Staates. 

(2) Die bisherigen Eigentümer des neuen Bettes ſind von dem Staate für 
den Verluſt ihres Eigentums zu entſchädigen. Auf die Entſchädigung ſind der 
Artikel 52 und der Artikel 53 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche ſowie der § 47 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 221) anzuwenden. 
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(3) Steht das alte Bett nicht im Eigentume des Staates, ſo hat der Eigen⸗ 
tümer in Höhe ſeiner Bereicherung zu der vom Staate zu leiſtenden Entſchädigung 
beizutragen. 

$ 16. 

(1) Tritt der Fall des § 15 bei einem natürlichen Waſſerlaufe zweiter oder 
dritter Ordnung ein, ſo wird der neue Waſſerlauf Eigentum der Anlieger. Wo 
in der Provinz Heſſen⸗Naſſau das Eigentum an Waſſerläufen zweiter und dritter 
Ordnung den Gemeinden zuſteht, wird er Eigentum der Gemeinden, durch deren 
Gebiet er fließt; in den Bezirken der vormaligen hannoverſchen Amter Zellerfeld 
und Elbingerode ſowie in den Teilen des Kreiſes Oſterode, die durch die Ver⸗ 
ordnungen vom 2. April 1853 (Hannov. Geſetzſamml. Abt. I S. 109) und vom 
7. November 1855 (Hannov. Geſetzſamml. Abt. 1 S. 297) den ehemaligen 
Amtern Scharzfels und Oſterode zugelegt ſind, wird er Eigentum des Staates 
ſoweit nach dem ſchleſiſchen Auenrechte das verlaſſene Bett im Eigentume der 
Auenberechtigten ſteht, wird er ihr Eigentum. 

E) Die Eigentümer des verlaſſenen und die bisherigen Eigentümer des 
neuen Bettes, die Anlieger des früheren und des neuen Waſſerlaufs ſowie alle 
anderen, denen ein Recht an dem früheren Waſſerlauf oder am Bette des neuen 
Waſſerlaufs zugeſtanden hat, ſind, und zwar auch jeder einzelne von ihnen, be⸗ 
rechtigt, binnen Jahresfriſt den früheren Zuſtand wiederherzuſtellen. Die Waſſer⸗ 
polizeibehörde kann durch polizeiliche Verfügung Art und Umfang der vorzu⸗ 
nehmenden Arbeiten beſtimmen und die Friſt verlängern. Die Verfügung kann 
nur mit der Beſchwerde angefochten werden. Der Beſcheid auf die Beſchwerde 
iſt endgültig. 

6) Streitigkeiten der Beteiligten über die Zuläſſigkeit der Wiederherſtellung 
werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. Zuſtändig iſt der Bezirksaus⸗ 
ſchuß. Die Klage iſt innerhalb der im Abſ. 2 bezeichneten Friſt zu erheben. 
995 Lauf der Friſt iſt während der Dauer des Verwaltungsſtreitverfahrens 
gehemmt. 

(% Mit der Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes treten die früheren 
Eigentumsverhältniſſe wieder ein. 


2 $ 17. 

) Durch allmähliche Anſpülung entftehende Anlandungen oder Erdzungen 
gehören in der ſich aus § 8 Abſ. 2 Nr. 2 ergebenden Begrenzung den Anliegern. 

e) Dasſelbe gilt für Verbreiterungen der Ufergrundſtücke, die durch eine 
natürliche oder künſtliche Senkung des Waſſerſpiegels entſtanden ſind. 

(3) Bei Seen, die Teile von Waſſerläufen find und nicht im Eigentume 
der Anlieger als ſolcher ſtehen, gehören Anlandungen, Erdzungen und trocken⸗ 
gelegte Randflächen innerhalb der bisherigen Eigentumsgrenzen den Eigentümern 
des Sees. Dieſe haben jedoch den früheren Anliegern den Zutritt zu dem See 
zu geſtatten, ſoweit dies zur Ausübung des Gemeingebrauchs in dem bisher ge⸗ 
übten Umfang erforderlich iſt. 
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$ 18. 

Wird ein Stück Land durch Naturgewalt von dem Ufer eines Waſſer⸗ 
laufs losgeriſſen und mit einem anderen Grundſtücke vereinigt, ſo wird es ſein 
Beſtandteil, wenn es von dieſem Grundſtücke nicht mehr unterſchieden werden 
kann oder wenn die Vereinigung ein Jahr beftanden hat, ohne daß der Eigen⸗ 
tümer oder ein ſonſtiger Berechtigter ſein Recht, das losgeriſſene Stück wieder 
wegzunehmen, gerichtlich oder durch Anmeldung bei der Waſſerpolizeibehörde 
geltend gemacht hat. 


Dritter Titel. 
Benutzung der Waſſerläufe. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 19. f 

() Es iſt verboten, Erde, Sand, Schlacken, Steine, Holz, feſte und 
ſchlammige Stoffe ſowie tote Tiere in einen Waſſerlauf einzubringen. Ebenſo 
iſt verboten, ſolche Stoffe an Waſſerläufen abzulagern, wenn die Gefahr beſteht, 
daß dieſe Stoffe hineingeſchwemmt werden. Ausnahmen kann die Waſſerpolizei⸗ 
behörde zulaſſen, wenn daraus nach ihrem Urteil eine für andere nachteilige Ver⸗ 
änderung der Vorflut oder eine ſchädliche Verunreinigung des Waſſers nicht 
zu erwarten iſt. Wird die Unterhaltungslaſt erſchwert, ſo darf die Waſſerpolizei⸗ 
behörde die Ausnahme nur mit Zuſtimmung des Unterhaltungspflichtigen zulaſſen. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nicht für das Einbringen von 
Fiſchnahrung, jedoch iſt die Waſſerpolizeibehörde befugt, das Einbringen zu unter⸗ 
ſagen, wenn dadurch das Waſſer zum Nachteil anderer verunreinigt wird. Das⸗ 
ſelbe gilt für die Düngung künſtlicher teichartiger Erweiterungen von Waſſer⸗ 
läufen, die der Fiſchzucht oder Fiſchhaltung dienen. f 

(3) Die Entnahme von Pflanzen, Schlamm, Erde, Sand, Kies und 
Steinen aus einem Waſſerlaufe kann, wenn es das öffentliche Intereſſe erfordert, 
durch Anordnung der Waſſerpolizeibehörde geregelt oder beſchränkt werden. 


§ 20. 
() Es iſt verboten, Hanf und Flachs in einem Waſſerlaufe zu röten. 
() Der Bezirksausſchuß kann Ausnahmen von dieſem Verbote widerruflich 
für Gemeindebezirke oder Teile von ihnen zulaſſen, wo die Ortlichkeit für die An⸗ 
legung zweckdienlicher Rötegruben nicht geeignet iſt und die Inanſpruchnahme von 
Waſſerläufen zur Hanf⸗ und Flachsbereikung zur Zeit nicht entbehrt werden kann. 
Die Zulaſſung iſt jedoch ohne Einfluß auf die Haftung für den entſtehenden 
Schaden. 
N Seal, 
Die Waſſerpolizeibehörde ift befugt, die Benutzung eines Waſſerlaufs zu 
beſchränken oder zu unterſagen, ſoweit nicht ein Recht zu der Benutzung beſteht 
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oder die Benutzung nach den Vorſchriften über den Gemeingebrauch geſtattet iſt. 
Solche Verfügungen ſind mit Gründen zu verſehen. 


§ 22. 

(1) Die Errichtung oder weſentliche Veränderung von Anlagen in Waſſer⸗ 
läufen erſter und zweiter Ordnung bedarf der Genehmigung der Waſſerpolizei⸗ 
behörde; das Gleiche kann für natürliche Waſſerläufe dritter Ordnung durch 
Polizeiverordnung beſtimmt werden. Ausgenommen ſind Anlagen, die auf Grund 
eines geſetzlich geordneten Verfahrens oder zur Erfüllung der geſetzlichen Unter⸗ 
haltungspflicht ausgeführt werden. 

(2) Ferner kann zur Erhaltung der Vorflut durch Polizeiverordnung be⸗ 
ſtimmt werden, daß an Waſſerläufen erſter und zweiter Ordnung und natürlichen 
Waſſerläufen dritter Ordnung, die nicht unter die Vorſchriften des $ 285 fallen, 
Anlagen innerhalb eines beſtimmten Abſtandes von der Uferlinie ($ 12) nur mit 
Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde errichtet werden dürfen. 


§ 23. 

(1) Wer Waſſer oder andere flüſſige Stoffe über den Gemeingebrauch hin⸗ 
aus in einen Waſſerlauf einleiten will, hat dies vorher der Waſſerpolizeibehörde 
anzuzeigen. Iſt dieſe der Anſicht, daß der beabſichtigten Einleitung polizeiliche 
Rückſichten oder die Beſchränkungen des § 41 entgegenſtehen, ſo hat ſie die Ein⸗ 
leitung unter Angabe der Gründe zu unterſagen; anderenfalls hat ſie dem An⸗ 
zeigenden mitzuteilen, daß von Polizei wegen keine Bedenken gegen die Einleitung 
zu erheben ſeien, und dieſes in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Sie kann 
Vorkehrungen angeben, durch die ihr Widerſpruch beſeitigt werden kann. 

(2) Die Waſſerpolizeibehörde entſcheidet, von dringlichen Fällen abgeſehen, 
bei Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung nach Anhörung des Schauamts. 

(3) Bevor die Mitteilung (Abſ. 1) zugeſtellt iſt oder bevor die von der 
Waſſerpolizeibehörde zur Beſeitigung ihres Widerſpruchs etwa angegebenen Vor⸗ 
kehrungen getroffen ſind, iſt die Einleitung nicht zuläſſig. 

(4) Dieſe Vorſchriften find nicht anzuwenden, wenn das Recht zur Ein⸗ 
leitung durch Verleihung erworben iſt oder beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes be⸗ 
ſteht und nach den $$ 379 bis 381 aufrechterhalten bleibt oder wenn die Ein⸗ 
leitung von einer anderen zuſtändigen Polizeibehörde zugelaſſen oder nach den 
§§ 16 bis 25 der Gewerbeordnung geſtattet iſt. 

6) Der Oberpräſident — in den Hohenzollernſchen Landen der Regierungs⸗ 
präfident — kann nach Anhörung der Schauämter i 
für alle oder einzelne Waſſerläufe feſtſetzen, daß es für die Einleitung beſtimmter 
Arten oder Mengen von Flüſſigkeiten keiner Anzeige bedarf, wenn ſie gemein⸗ 
üblich und unter den gegebenen Verhältniſſen keine Schädigung von ihr zu be⸗ 
fürchten iſt. 

/ 24, 

() Für den Schaden, der durch die unerlaubte Verunreinigung eines 

Waſſerlaufs entſteht, haftet, ſelbſt wenn eine ſolche nach § 23 nicht beanſtandet 
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iſt, der Unternehmer der Anlage, von der die Verunreinigung herrührt. Die 
Haftung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Unternehmer zur Verhütung der Verunreini⸗ 
gung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 

e) Den Hypotheken-, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubigern wird keine 
beſondere Entſchädigung gewährt. Doch ſind zu ihren Gunſten auf die dem 
Eigentümer des belafteten Grundſtücks zu gewährende Entſchädigung die Artikel 
52, 53 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch anzuwenden. 

(3) Rührt die Verunreinigung von mehreren Anlagen her, jo haften die 
Unternehmer als Geſamtſchuldner. 

() Unter ſich ſind die Unternehmer nach dem Verhältniſſe des Anteils an 
der Verunreinigung, im Zweifel zu gleichen Teilen verpflichtet. Fällt jedoch ein⸗ 
zelnen von ihnen ein Verſchulden zur Laſt, ſo haften dieſe allein. 

(6) Die Vorſchriften, wonach auch andere für den Schaden verantwortlich 
ſind, bleiben unberührt. Im Verhältniſſe zu dem Unternehmer ſind, wenn dieſem 
kein Verſchulden zur Laſt fällt, die anderen allein zum Schadenserſatze verpflichtet. 

() Der $ 254, der § 840 Abſ. 1, 2 und der § 852 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſind entſprechend anzuwenden. 


II. Gemeingebrauch. 
§ 25. 

() Die natürlichen Waſſerläufe erſter Ordnung darf jedermann zum Baden, 
Waſchen, Schöpfen mit Handgefäßen, Viehtränken, Schwemmen, Kahnfahren und 
Eislaufen ſowie zur Entnahme von Waſſer und Eis für die eigene Haushaltung 
und Wirtſchaft benutzen, wenn dadurch andere nicht benachteiligt werden. Mit 
derſelben Beſchränkung iſt jedem geſtattet, in die natürlichen Waſſerläufe erſter 
Ordnung Waſſer ſowie die in der Haushaltung und Wirtſchaft entſtehenden Ab- 
wäſſer einzuleiten. Hierunter fällt jedoch nicht die Einleitung von Abwäſſern 
mittels gemeinſamer Anlagen. 

() Das Gleiche gilt mit Ausnahme der Eisentnahme für die natürlichen 
Waſſerläufe zweiter und dritter Ordnung, jedoch iſt das Kahnfahren und Eis⸗ 
laufen nur inſoweit geſtattet, als es bisher gemeinüblich geweſen iſt. Im Streit⸗ 
fall entſcheidet der Regierungspräſident, ob und in welchem Umfange das Kahn⸗ 
Hi und Eislaufen bisher gemeinüblich geweſen iſt. Der Eigentümer ift vorher 
zu hören. 

(3) Für künſtliche teichartige Erweiterungen von Waſſerläufen zweiter und 
dritter Ordnung gelten vorſtehende Beſtimmungen nicht. Der Gemeingebrauch 
iſt ferner, unbeſchadet der Vorſchriften der $$ 26, 35, an ſolchen Teilen von 
Waſſerläufen ausgeſchloſſen, die in Hofräumen, Gärten und Parkanlagen liegen 
und im Eigentume der Anlieger ſtehen. Die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 gelten 
endlich nicht für Talſperren (§ 106) ſowie für ſolche Seen, aus denen nur 
natürliche Waſſerläufe zweiter oder dritter Ordnung abfließen. Ob und in welchem 
Umfange der an ſolchen Seen und Talſperren bisher übliche Gemeingebrauch 
Gefehfanmlung 1913. (Nr. 11271.) 16 
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auch fernerhin zuläſſig iſt, beſtimmt der Regierungspräſident. Der Eigentümer 
der Talſperre oder des Sees iſt vorher zu hören. Der Regierungspräſident kann 
die Beſtimmung jederzeit widerrufen. 

() Als Wirtſchaft gelten der landwirtſchaftliche Haus⸗ und Hofbetrieb, 
mit Ausſchluß der landwirtſchaftlichen Nebenbetriebe, und kleingewerbliche Betriebe 
von geringem Umfange. 

(5) Die Beeinträchtigung des Gemeingebrauchs anderer gilt als Benach⸗ 
teiligung nur, wenn fie gegen die Vorſchrift des § 37 verſtößt. 

(6) Der Oberpräſident kann für künſtliche Waſſerläufe, und zwar für 
Waſſerläufe zweiter und dritter Ordnung nach Anhörung der Schauämter, be⸗ 
ſtimmen, ob und in welchem Umfange der in Abf. 1, 2, 4 vorgeſehene Gemein⸗ 
gebrauch auch an ihnen zuläſſig iſt. 

§ 26. 

Die Wafferläufe erſter Ordnung können von jedermann für den öffentlichen 
Verkehr, namentlich zur Schiffahrt und zur Flößerei mit verbundenen Hölzern, 
benutzt werden. 

827 

(1) An natürlichen Waſſerläufen erſter Ordnung haben die Eigentümer 
der Ufergrundſtücke und, ſoweit erforderlich, auch die Eigentümer der dahinter⸗ 
liegenden Grundſtücke die Benutzung der Grundſtücke als Leinpfad zur Fort⸗ 
bewegung von Schiffen und Flößen durch Menſchen oder Tiere zu geſtatten. 
Auch haben ſie den zweckentſprechenden Ausbau und die Unterhaltung des Lein⸗ 
pfads durch den Staat zu dulden. 

(2) Wird ein Waſſerlauf zweiter oder dritter Ordnung nach § 3 Abſ. 1 
zu einem Waſſerlauf erſter Ordnung, ſo hat für die Verpflichtung zum Dulden des 
Leinpfads nach dem aufzuſtellenden Plane der Staat die Eigentümer zu ent⸗ 
ſchädigen. Dasſelbe gilt für ſolche Strecken von natürlichen Waſſerläufen erſter 
Ordnung, an denen bisher kein Leinpfad beſtanden hat. 

6) Die Waſſerpolizeibehörde kann beſtimmen, daß an einzelnen Strecken 
natürlicher Waſſerläufe erſter Ordnung ein Leinpfad nicht freigehalten zu werden 
braucht. 

§ 28. 

Die Anlieger an natürlichen Waſſerläufen erſter Ordnung haben das 
Landen und Befeſtigen von Schiffen und Flößen zu geſtatten, ſoweit nicht einzelne 
Strecken von der Waſſerpolizeibehörde auf Grund eines Antrags der Anlieger 
ausgeſchloſſen ſind. Dieſelbe Verpflichtung beſteht an privaten Ein⸗ und Aus⸗ 
ladeſtellen, an dieſen jedoch nur in Notfällen. Die Anlieger haben in Notfällen 
auch das zeitweilige Ausſetzen der Ladung, des Schiffes oder des Floßes zu dulden. 


$ 29. 
Soweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes Beſtimmungen zur näheren 
Regelung der im § 27 Abſ. 1 und im § 28 bezeichneten Verpflichtungen von den 
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zuſtändigen Behörden erlaſſen find, bleiben fie maßgebend. Neue Beſtimmungen 
dieſer Art kann die Waſſerpolizeibehörde durch Polizeiverordnung treffen. 


§ 30. 

() Für den Schaden, der durch die beſtimmungswidrige Benutzung des 
Leinpfads oder durch das Landen, Befeſtigen oder Ausſetzen entſteht, iſt der 
Schiffseigner oder Eigentümer des Floßes verantwortlich. Der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch verjährt in einem Jahre. Die Verjährung beginnt mit Ablauf des 
Jahres, in dem der Schaden entſtanden iſt. 

(2) Dieſe Vorſchriften gelten nicht in den Fällen, für welche die Verant⸗ 
wortlichkeit der im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen durch beſondere, neben dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche geltende Reichsgeſetze geregelt iſt. Auch bleiben die Vor⸗ 
ſchriften unberührt, nach denen dieſe Perſonen in weiterem Umfang oder nach 
denen andere für den Schaden haften. : 


31. 

(1) Auf den Waſſerläufen zweiter oder dritter Ordnung bleibt die Flößerei 
da, wo fie beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes gemeinüblich oder beſonders zugelaſſen 
iſt, im bisherigen Umfange geſtattet. Sie kann ferner im öffentlichen Intereſſe 
oder aus Gründen eines überwiegenden wirtſchaftlichen Bedürfniſſes nach An⸗ 7 
hörung der beteiligten Schauämter aur ebei durch den Miniſter — Ay: 7 
für Landwirkſchaftl, Domänen und Forſten neu zugelaſſen oder in erweitertem 
Umfange geſtattet werden. 

e) Auf die Flößerei mit verbundenen Hölzern find die Vorſchriften der 
§§ 28 bis 30 über das Landen und Befeſtigen an den Ufergrundſtücken und 
über den Erſatz von Schäden entſprechend anzuwenden. 


$ 32. 

() Im Falle des § 31 Abſ. 1 Satz 2 hat der Staat für nachteilige 
Wirkungen der Flößerei, die nicht durch beſondere Einrichtungen ausgeſchloſſen 
werden, Entſchädigung zu leiſten. 

(2) Aber die Entſchädigung beſchließt im Streitfalle der Bezirksausſchuß. 
Der Beſchluß kann binnen drei Monaten nach der Zuſtellung im Rechtsweg 
angefochten werden. Auf die Auszahlung und Hinterlegung der Entſchädigung 
ſind die bei der Enteignung maßgebenden Vorſchriften anzuwenden. 7 

(3) Der Mini ü i n A n hat eine 24: AR 
Flößereiordnung zu erlaſſen. Sie muß enthalten: 

1. die näheren Beſtimmungen über die Art und die Ausübung der 
Flößerei; 

2. die dem Eigentümer des Waſſerlaufs, den Anliegern und den Stau⸗ 
berechtigten aufzuerlegenden Verpflichtungen und Beſchränkungen, ſo⸗ 
weit ſie ſich nicht aus § 31 Abſ. 2 ergeben. 
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Der Mini ü 7 0 kann in den 
Fällen des § 31 Abſ. 1 zur Deckung der Verwaltungs- und Unterhaltungs⸗ 
koſten, im Falle des § 31 Abſ. 1 Satz 2 auch zur Deckung der Koſten der 
Einrichtungen und der Entſchädigungen ($ 32 Abſ. 1) die Erhebung einer 
Flößereiabgabe anordnen. 

$ 34. 

Die nach § 31 Abf. 1 zuläſſige Flößerei kann auf dem dort angegebenen 

Wege aufgehoben oder beſchränkt werden. 


§ 35. 

Auf die ſonſtige Benutzung von Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung 
für den öffentlichen Verkehr find die SS 28 bis 30, der § 31 Abſ. 1 und der 
§ 34 anzuwenden. 

$ 36. 

(1) Der Eigentümer des Waſſerlaufs ſowie derjenige, dem beim Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes ein Recht zur Benutzung des Waſſerlaufs zuſteht, das nach 
den §ö 379 bis 381 aufrechterhalten bleibt, darf den Gemeingebrauch nicht 
unnütz erſchweren oder ohne erheblichen Grund unmöglich machen. Im übrigen 
darf den Gemeingebrauch der Waſſerläufe niemand hindern. 

(2) Die Waſſerpolizeibehörde hat die Beachtung dieſer Beſtimmungen zu 
überwachen. 

$ 37. 

Durch den Gemeingebrauch darf anderen der Gemeingebrauch nicht un⸗ 

möglich gemacht oder erheblich erſchwert werden. 


§ 38. 

Der Gemeingebrauch enthält, unbeſchadet der Vorſchriften des § 27 Abſ. 1, 
der §§ 28, 29, des § 31 Abſ. 2 und des § 32 Abſ. 3 Nr. 2, nicht die Be⸗ 
fugnis, fremde Ufergrundſtücke zu betreten oder ſonſt zu benutzen oder Anlagen 
im Waſſerlaufe zu errichten. 

$ 39. 


Die Waſſerpolizeibehörde kann den Gemeingebrauch regeln, beſchränken 
oder verbieten. Solche Verfügungen ſind mit Gründen zu verſehen. 


III. Benutzung durch den Eigentümer. 


§ 40. 
() Das dem Eigentümer als ſolchem zuſtehende Recht, den Waſſerlauf 
zu benutzen, unterliegt, unbeſchadet der SS 19 bis 23, den in den §§ Al 
bis 45 vorgeſehenen Beſchränkungen. 8 
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5 Dies gilt insbeſondere von dem Rechte: 
das Waſſer zu gebrauchen und zu verbrauchen, namentlich auch es 
oberirdiſch oder unterirdiſch, unmittelbar oder mittelbar abzuleiten; 

2. Waſſer oder andere flüſſige Stoffe oberirdiſch oder unterirdiſch, un⸗ 
mittelbar oder mittelbar einzuleiten; 

3. den Waſſerſpiegel zu ſenken oder zu heben, namentlich durch Hemmung 
des Waſſerablaufs eine dauernde Anſammlung von Waſſer herbei⸗ 
zuführen. 

§ 41. 

(1) Durch die Benutzung darf: 

1. zum Nachteil anderer weder die Vorflut verändert noch das Waſſer 
verunreinigt / 

2. der Waſſerſtand nicht derart verändert werden, daß andere in der Aus⸗ 
übung ihrer Rechte am Waſſerlaufe beeinträchtigt oder fremde Grund— 
ſtücke beſchädigt werden; 

3. die einem anderen obliegende Unterhaltung von Waſſerläufen oder ihrer 
Ufer nicht erſchwert werden. 

(2) Geringfügige Nachteile kommen nicht in Betracht. 

Eine Veränderung des Waſſerſtandes (Abſ. 1 Nr. 2), durch die der 

Grundwaſſerſtand zum Nachteil anderer verändert wird, iſt dann geſtattet, wenn 

ſie durch Einleitung von Waſſer oder durch Senkung des Waſſerſpiegels zum 

Zwecke der gewöhnlichen Bodenentwäſſerung von Grundſtücken bewirkt wird, für 

die der Waſſerlauf der natürliche Vorfluter iſt. 


— 
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§ 42. 

Hat im bisherigen Geltungsbereiche des Privatflußgeſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843 (Geſetzſamml. S. 41) bei deſſen Verkündung (4. März 1843) an 
einem Waſſerlaufe zweiter oder dritter Ordnung ein Triebwerk rechtmäßig be⸗ 
ſtanden, ſo darf ihm durch die Benutzung nicht das Waſſer entzogen werden, 
das zum Betriebe der Anlage in dem damaligen Umfange notwendig iſt. Be⸗ 
ſtand damals bereits auf Grund eines beſonderen Titels das Recht zu einer Er- 
weiterung des Betriebs, ſo darf ihm auch das zum Betriebe der Anlage in dieſem 
erweiterten Umfange notwendige Waſſer nicht entzogen werden. 


§ 43. 

(1) Gehört der Waſſerlauf nach § 8 den Anliegern, fo haben dieſe das 
aus ihm abgeleitete Waſſer, das nicht auf ihren Ufergrundſtücken und ihren da⸗ 
hinter liegenden Grundſtücken, ſoweit ſie zuſammen eine wirtſchaftliche Einheit 
bilden, verbraucht wird, in den Waſſerlauf zurückzuleiten, bevor er auf der Seite, 
wo die Ableitung ſtattfindet, ein fremdes Ufergrundſtück berührt. Gehören die 
gegenüberliegenden Ufergrundſtücke verſchiedenen Eigentümern, ſo iſt jeder von 
beiden nur zur Ableitung der Hälfte des vorüberfließenden Waſſers berechtigt. 


a 


(2) Auch ſind die Anlieger zum Rückſtau über die Grenzen ihrer Ufer⸗ 

grundſtücke hinaus nicht befugt. 
§ 44. 

Sind die Eigentümer mehrerer aneinander grenzender Teile eines Waſſer⸗ 
laufs über die Ausübung der ihnen zuſtehenden Benutzungsrechte einig oder 
zwecks ſolcher Ausübung zu einer Gemeinſchaft vereinigt, ſo gelten ihre Grund⸗ 
ſtücke hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Ausübung als ein einziges Grundſtück. 


§ 45. 

In den Fällen des § 3 Abſ. 2, der §9 10, 11, des § 32 Abſ. 1, der 
SS 50, 51, des § 82 Abf. 1, der SS 156, 157, des § 200 Abſ. 1 Nr. 3 und 
des § 331 Abſ. 1 iſt für die dem Eigentümer entzogene oder beeinträchtigte 
Möglichkeit, den Waſſerlauf in einer der im § 40 Abſ. 2 bezeichneten Arten zu 
benutzen, inſoweit Entſchädigung zu gewähren, als die Billigkeit nach den Um⸗ 
ſtänden eine Schadloshaltung erfordert. Soweit es ſich um den Erſatz ent⸗ 
gangenen Gewinns handelt, iſt der § 252 des Bürgerlichen Geſetzbuchs anzu⸗ 
wenden. 


IV. Verleihung. 


§ 46. 

() Durch Verleihung können an Waſſerläufen folgende Rechte erworben 
werden: 

1. den Waſſerlauf in einer der im § 40 Abſ. 2 bezeichneten Arten zu be⸗ 

nutzen; 

2. Häfen und Stichkanäle anzulegen, letztere ſoweit ſie nicht ſelbſtändige 

Waſſerſtraßen bilden; 

3. Anlegeſtellen mit baulichen Vorrichtungen von größerer Bedeutung 

herzuitellen ; 

4. kommunale oder gemeinnützige Badeanſtalten anzulegen. 

e) Eine Verleihung wird nicht erteilt, wenn ſich dieſe Rechte aus anderen 
geſetzlichen Vorſchriften ergeben oder wenn die Benutzung nach den Vorſchriften 
über den Gemeingebrauch geſtattet iſt. 

(3) Die Verleihung kann auf Antrag in der Weiſe erteilt werden, daß 
das Recht mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden wird. 


. § 47. 
(1) Die Verleihung darf nur aus den in dieſem Geſetze bezeichneten Gründen 
verſagt werden. 
(2) Sie kann dauernd oder auf Zeit erteilt werden. 
(6) Iſt von der beabfichtigten Benutzung eine Verunreinigung des Waſſer⸗ 
laufs zu erwarten, ſo darf die Verleihung nur unter Vorbehalt erhöhter An⸗ 
forderungen in bezug auf Reinigung der Abwäſſer erteilt werden. 
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( Wird die Verleihung auf Zeit erteilt, fo kann der Unternehmer die 
Verlängerung der Verleihung mit den inzwiſchen erforderlich gewordenen Ver⸗ 
änderungen beanſpruchen, ſoweit nicht überwiegende Rückſichten des öffentlichen 
Wohles oder Rückſichten von überwiegender wirtſchaftlicher Bedeutung entgegen⸗ 
ſtehen. 

§ 48. a 

Die Verleihung darf nur für ein Unternehmen erteilt werden, dem ein 

beſtimmter Plan zugrunde liegt. i 
$ 49. 

() Soweit der beabſichtigten Benutzung des Waſſerlaufs überwiegende 
Rückſichten des öffentlichen Wohles entgegenſtehen, iſt die Verleihung zu verſagen 
oder nur unter Bedingungen zu erteilen, durch welche dieſe Rückſichten gewahrt 
werden. Solche Rückſichten ſind insbeſondere auch dann für gegeben zu erachten, 
wenn ein in Angriff genommener oder in Ausſicht ſtehender Ausbau des Waſſer⸗ 
Inu durch die beabfichtigte Benutzung gehindert oder weſentlich erſchwert werden 
würde. 

(e) Bei Seen, aus denen nur natürliche Waſſerläufe zweiter oder dritter 
Ordnung abfließen, ſowie bei künſtlichen Waſſerläufen und bei den durch Tal⸗ 
ſperren ($ 106) gebildeten Sammelbecken iſt die Verleihung ferner zu verſagen, 
wenn der Eigentümer des Sees oder des künſtlichen Waſſerlaufs oder der Unter⸗ 
nehmer der Talſperre der Verleihung widerſpricht. 

(3) Widerſpricht bei natürlichen Waſſerläufen zweiter oder dritter Ordnung 
die Waſſerpolizeibehörde der Verleihung, weil durch die Ausübung des verliehenen 
Rechtes die Wirkung einer aus Gründen des öffentlichen Wohles errichteten Tal- 
ſperre ($ 106) weſentlich beeinträchtigt werden würde, jo darf die Verleihung nur 
mit Zuſtimmung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten oder 
unter den von ihm im öffentlichen Intereſſe geſtellten beſonderen Bedingungen 
erteilt werden. i 

«) Widerſpricht bei natürlichen Waſſerläufen erſter Ordnung, die in der 
Anlage beſonders bezeichnet find, die Waſſerpolizeibehörde der Verleihung, weil 
der beabſichtigten Benutzung überwiegende Rückſichten des öffentlichen Wohles 
entgegenſtehen (Abſ. 1), ſo darf die Verleihung nur mit Zuſtimmung der Miniſter 
für Handel und Gewerbe und der öffentlichen Arbeiten oder unter den von ihnen 
aus ſolchen Rückſichten geſtellten Bedingungen erfolgen. Die Erklärung iſt mit 
Gründen zu verſehen. 

$ 50. 

() Sind von der beabſichtigten Benutzung des Waſſerlaufs nachteilige 
Wirkungen zu erwarten, durch die das Recht eines anderen beeinträchtigt werden 
würde, und laſſen ſie ſich durch Einrichtungen verhüten, die mit dem Unternehmen 
vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind, ſo iſt die Verleihung nur unter 
der Bedingung zu erteilen, daß der Unternehmer dieſe Einrichtungen trifft. Auch 
iſt ihm deren Unterhaltung aufzuerlegen, ſoweit dieſe Unterhaltungslaſt über den 
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Umfang einer beſtehenden Verpflichtung zur Unterhaltung vorhandener, demſelben 
Zwecke dienender Einrichtungen hinausgeht. Bei nachteiligen Wirkungen der im 
§ 41 Abſ. 1, 2 bezeichneten Art gelten dieſe Vorſchriften, auch wenn dadurch 
ein Recht nicht beeinträchtigt wird. 

() Sind ſolche Einrichtungen nicht möglich, ſo iſt die Verleihung zu ver⸗ 
ſagen, wenn derjenige, der von der nachteiligen Wirkung betroffen werden würde, 
der Verleihung widerſpricht. Dies gilt jedoch nicht, wenn einerſeits das Unter⸗ 
nehmen anders nicht zweckmäßig oder doch nur mit erheblichen Mehrkoſten durch⸗ 
geführt werden kann, andererſeits der daraus zu erwartende Nutzen den Schaden 
des Widerſprechenden erheblich überſteigt und, wenn dieſem ein auf beſonderem 
Titel beruhendes Recht zur Benutzung des Waſſerlaufs zuſteht, außerdem Gründe 
des öffentlichen Wohles vorliegen ein nach dem 1. Januar 1912 durch Rechts- 
geſchäft mit dem Eigentümer begründetes Recht kommt hierbei nicht in Betracht. 

(3) Als nachteilige Wirkung gilt nicht die Veränderung des Grundwaſſer⸗ 
ſtandes, wenn ſie durch Einleitung von Waſſer oder durch Senkung des Waſſer⸗ 
ſpiegels zum Zwecke der gewöhnlichen Bodenentwäſſerung von Grundſtücken be⸗ 
wirkt wird, für die der Waſſerlauf der natürliche Vorfluter iſt. 


§ 51. 

() Soweit die im § 50 bezeichneten nachteiligen Wirkungen nicht durch 
Einrichtungen verhütet werden, hat der Unternehmer den davon Betroffenen Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren. 

e) Die Entſchädigung kann in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen. Die 
Verleihungsbehörde kann die Nachprüfung und anderweite Feſtſetzung in beſtimmten 
Zeiträumen vorbehalten. 

$ 52. 

(1) Wegen nachteiliger Veränderung der Vorflut oder des Waſſerſtandes 
ſowie wegen Erſchwerung der Unterhaltung des Waſſerlaufs oder ſeiner Ufer iſt 
inſoweit keine Entſchädigung zu gewähren, als der Nachteil vermieden worden 
wäre, wenn der Gejchädigte die ihm obliegende Verpflichtung zur Unterhaltung 
ordnungsmäßig erfüllt hätte. 

(2) Dasſelbe gilt bei nachteiliger Veränderung des Grundwaſſerſtandes. 
Der dadurch entſtehende Schaden iſt ferner nur inſoweit zu erſetzen, als die 
Billigkeit nach den Umſtänden eine Entſchädigung erfordert. 


$ 53. 

(1) Iſt zu beſorgen, daß fremde Grundſtücke oder Anlagen durch die Be⸗ 
nutzung des Waſſerlaufs fo beſchädigt werden, daß fie nach ihrer bisherigen Be⸗ 
ſtimmung nicht mehr zweckmäßig benutzt werden können, fo kann der Eigentümer 
verlangen, daß der Unternehmer das Eigentum an den Grundſtücken oder An— 
lagen gegen Entſchädigung erwirbt. 

e) Wenn in der Folge ein abgetretenes Teilgrundſtück ganz oder teilweiſe 
für den Zweck des Unternehmens nicht weiter notwendig iſt und veräußert werden 
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fol, fo finden die Beſtimmungen des § 57 des Enteignungsgeſetzes vom 
11. Juni 1874 (Gefegfamml. S. 221) über das geſetzliche Vorkaufsrecht ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

$ 54. 

Ein Entgelt für die Benutzung des Waſſerlaufs darf dem Unternehmer 
nicht auferlegt werden. 

$ 55. 

Zu den Einrichtungen im Sinne des § 50 gehören auch Sammelbecken, 
Talſperren, Reinigungsanlagen und dergleichen. Dem Unternehmer kann die 
Verpflichtung als Bedingung auferlegt werden, ſich an ſolchen Einrichtungen zu 
beteiligen. 

$ 56. 

() Dem Unternehmer kann die Verpflichtung als Bedingung auferlegt 
werden, einen Waſſerlauf oder ſeine Ufer zu unterhalten ſowie die Koften zu 
tragen, die durch die Aufſicht über die Ausübung des verliehenen Rechtes ent- 
ſtehen. e 

i (2) Ferner kann dem Unternehmer die Verpflichtung auferlegt werden, 
Maßnahmen (Vegelbeobachtungen, Grundwaſſerſtandsbeobachtungen uſw.) zu 
treffen, die geeignet find, die Feſtſtellung zu erleichtern, ob und in welchem Um⸗ 
fange Schäden entſtanden ſind. 

$ 57. 

Iſt zu erwarten, daß die beabſichtigte Benutzung des Waſſerlaufs den 
Gemeingebrauch unmöglich machen oder weſentlich erſchweren würde, ſo iſt, wenn 
dieſe Wirkung durch Einrichtungen, die mit dem Unternehmen vereinbar und 
wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind, verhütet werden kann, dem Unternehmer die Ver⸗ 
pflichtung als Bedingung aufzuerlegen, ſolche Einrichtungen herzuſtellen und 
nach § 50 Abſ. 1 Satz 2 zu unterhalten. 


$ 58. : 

(1) In landſchaftlich hervorragenden Gegenden ift dem Unternehmer, wenn 
durch Einrichtungen, die mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich ge⸗ 
rechtfertigt ſind, eine gröbliche Verunſtaltung des Landſchaftsbildes verhütet 
werden kann, die Verpflichtung als Bedingung aufzuerlegen, ſolche Einrichtungen 
herzuſtellen und nach § 50 Abſ. 1 Satz 2 zu unterhalten. 

(2) Auch im übrigen iſt durch entſprechende Bedingungen dafür zu ſorgen, 
daß eine Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden vermieden wird, 
ſoweit dies mit dem Zwecke und der Wirtſchaftlichkeit des Unternehmens verein⸗ 
bar iſt. f 

$ 59. 

Der Unternehmer kann zur Leiſtung einer Sicherheit für die Einhaltung 

der ihm auferlegten Bedingungen und für Schadenserſatzanſprüche angehalten 
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werden, über welche die Entſcheidung nach § 70 Abſ. 3 einem ſpäteren Verfahren 
vorbehalten wird. Die Sicherheit darf den Betrag des in den nächſten drei 
Jahren vorausſichtlich entſtehenden Schadens nicht überſteigen und iſt in dieſer 
Höhe durch jährliche Zuzahlungen zu erhalten. Der Staat und die Kommunal⸗ 
verbände ſind von der Sicherheitsleiſtung frei. 


$ 60. 
(1) Bei der Verleihung iſt eine Friſt zu beftimmen, binnen deren das 
Unternehmen ausgeführt und in Betrieb geſetzt fein muß. 
(2) Eine Verlängerung der Friſt iſt zuläſſig. 


§ 61. 

(1) Iſt über die Verleihung für mehrere Unternehmungen zu beſchließen, 
die auch bei Teilung der verfügbaren Waſſermenge oder bei Feſtſetzung verſchie⸗ 
dener Benutzungszeiten oder geeigneter Betriebseinrichtungen nicht nebeneinander 
beſtehen können, ſo entſcheidet für ihre Erteilung zuerſt die Bedeutung der Unter⸗ 
nehmungen für das öffentliche Wohl und demnächſt ihre wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung. 

(2) Stehen hiernach mehrere Unternehmungen einander gleich, fo gebührt 
zunächſt beſtehenden vor neuen, ſodann an einen beſtimmten Ort gebundenen vor 
den auch an einem anderen Orte möglichen und endlich Unternehmungen des 
Eigentümers eines Waſſerlaufs vor denen der Anlieger oder anderer Perſonen, 
Unternehmungen des Anliegers vor denen anderer Perſonen der Vorrang. 


$ 62. 

Auf Anweiſung der zuſtändigen Minifter iſt die Verleihung zu verſagen, 
wenn ſie von einem Unternehmer, der nicht die deutſche Reichsangehörigkeit be⸗ 
figt, oder von einer Erwerbsgeſellſchaft nachgeſucht wird, die ihre Hauptnieder⸗ 
laſſung nicht im Deutſchen Reiche hat. 


§ 63. 

Auf die Vorbereitung eines Unternehmens, für das eine Verleihung nach⸗ 
geſucht werden kann, iſt § 5 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Ge⸗ 
ſetzeamml. S. 221) entſprechend anzuwenden. Die dort vorgeſchriebene öffent⸗ 
liche Bekanntmachung kann unterbleiben. Zuſtändig iſt die Behörde, die über 
den Verleihungsantrag zu beſchließen haben würde. 


$ 64. 
() Über den Antrag auf Verleihung beſchließt der Bezirksausſchuß (Ver⸗ 
leihungsbehörde). 
(2) Anträge auf Verleihung find ſchleunig zu behandeln. 
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§ 65. 

(1) Dem Antrag auf Verleihung find die erforderlichen Zeichnungen und 
Erläuterungen beizufügen. 

e) Iſt der Antrag offenbar unzuläſſig, fo kann er ohne weiteres durch 
einen mit Gründen verſehenen Beſchluß zurückgewieſen werden. 

(3) Anderenfalls iſt die beabſichtigte Benutzung des Waſſerlaufs in orts⸗ 
üblicher Weiſe in allen Gemeinden (Gutsbezirken) öffentlich bekannt zu machen, 
auf deren Bezirk ſich nach dem Ermeſſen der Verleihungsbehörde ihre Wirkung 
erſtrecken kann. Die Bekanntmachung hat, ſoweit Landgemeinden beteiligt ſind, 
auch in den Kreisblättern zu erfolgen. 

() Daneben ſollen alle bekannten Perſonen, die nach dem Ermeſſen der 
Behörde von nachteiligen Wirkungen der Benutzung betroffen werden können, 
auf die öffentliche Bekanntmachung hingewieſen werden. 


§ 66. 

() Die Bekanntmachung muß angeben, wo die ausgelegten Zeichnungen 
und Erläuterungen eingeſehen und bei welcher Behörde Widerſprüche gegen die 
Verleihung ſowie Anſprüche auf Herſtellung und Unterhaltung von Einrichtungen 
oder auf Entſchädigung ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll erhoben werden 
können. Sie muß ferner für die Erhebung von Widerſprüchen eine Friſt be⸗ 
ſtimmen. Dieſe beträgt mindeſtens zwei und höchſtens ſechs Wochen und beginnt 
mit Ablauf des Tages, an dem das letzte die Bekanntmachung enthaltende Blatt 
ausgegeben iſt. 

() Mitteilungen über Betriebseinrichtungen oder Betriebsweiſen, deren 
Geheimhaltung der Antragſteller für erforderlich hält, ſind, getrennt von den zur 
öffentlichen Auslegung beſtimmten Vorlagen, in beſonderen Schriftſtücken und 
Zeichnungen vorzulegen. 


§ 67. 

(1) Die Bekanntmachung iſt unter der Verwarnung zu erlaffen, daß Die 
jenigen, die innerhalb der beſtimmten Friſt keinen Widerſpruch gegen die Ver⸗ 
leihung erheben, ihr Widerſpruchsrecht verlieren und daß wegen nachteiliger Wir⸗ 
kungen der Ausübung des verliehenen Rechtes nur noch die im § 82 bezeichneten 
Anſprüche geltend gemacht werden können. 

(2) In der Bekanntmachung iſt dieſelbe Friſt für andere Anträge auf 
Verleihung des Rechtes zu einer Benutzung des Waſſerlaufs zu beſtimmen, durch 
welche die von dem erſten Antragſteller beabſichtigte Benutzung beeinträchtigt 
werden würde. Hierbei iſt die Verwarnung zu erlaſſen, daß nach Ablauf der 
Friſt geſtellte Anträge auf Verleihung in demſelben Verfahren nicht berückſichtigt 
werden. 

(3) Zur Beibringung der Unterlagen ($ 65) kann eine angemeſſene Nach⸗ 
friſt gewährt werden. 
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$ 68. 

() Werden Verleihungsanträge, bei denen die Vorausſetzungen des § 61 
und des § 67 Abſ. 2 vorliegen, bei verſchiedenen Verleihungsbehörden geſtellt, 
ſo entſcheidet diejenige Behörde, welche für den erſten Antrag zuſtändig iſt. 

(2) Sind derartige Anträge an ein und demſelben Tage eingegangen, fo 
iſt der § 58 Abſ. 1 Nr. 2 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195) entſprechend anzuwenden. 

§ 69. 

(1) Die Verleihungsbehörde hat von Amts wegen zu prüfen, ob die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen für die Verleihung vorliegen. Sie hat ferner an Stelle 
der ſonſt zuſtändigen Polizeibehörden zu prüfen, ob die beabſichtigte Benutzung 
des Waſſerlaufs den polizeilichen Vorſchriften entſpricht. 

e) Die Waſſerpolizeibehörde und die ſonſt in Wahrnehmung öffentlicher 
Intereſſen beteiligten Behörden ſollen gehört werden. 

(3) Iſt von einem Bergwerksbeſitzer ein Antrag auf Verleihung geſtellt 
oder hat ein anderer eine Verleihung in einem Gebiete nachgeſucht, in dem 
Bergbau umgeht, ſo iſt die zuſtändige Bergbehörde in dem Verfahren zu hören. 


§ 70. 

() Die Verleihungsbehörde oder ein von ihr beauftragter Beamter hat 
die Widerſprüche, die Anträge auf Verleihungen ($ 61, § 67 Abſ. 2), die An⸗ 
ſprüche auf Herſtellung und Unterhaltung von Einrichtungen ſowie die Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche mit denen, die ſie erhoben haben, mündlich zu erörtern. Zu 
dieſer Erörterung ſind der Unternehmer ſowie diejenigen, die Widerſprüche oder 
Anſprüche erhoben haben, mit der Eröffnung vorzuladen, daß im Falle des Aus⸗ 
bleibens gleichwohl mit der Erörterung werde vorgegangen werden. 

e) Wird ein Widerſpruch oder ein Anſpruch auf Grund eines beſonderen 
privatrechtlichen Titels erhoben, ſo iſt ein Streit über das Beſtehen des Titels 
zur richterlichen Entſcheidung zu verweiſen. Die Verleihungsbehörde kann die 
Entſcheidung über den Verleihungsantrag bis zur Erledigung des Streites aus⸗ 
ſetzen. Sie muß dies tun, wenn das Beſtehen des Titels glaubhaft gemacht 
wird und bei Anerkennung des Titels die Verleihung nach § 50 zu verſagen 
ſein würde. Bei Ausſetzung der Entſcheidung iſt dem Unternehmer eine Friſt 
zu beſtimmen, binnen deren er die Klage zu erheben hat. Wird die Prozeßführung 
von dem Unternehmer ungebührlich verzögert, ſo kann das Verleihungsverfahren 
fortgeſetzt werden. 

(3) Läßt ſich bei Entſchädigungsanſprüchen nicht vorausſehen, ob oder in 
welcher Höhe ein Schaden entſtehen wird, fo iſt die Entſcheidung über dieſe An- 
ſprüche einem ſpäteren Verfahren nach § 82 vorzubehalten. In den Fällen des 
§ 53 ift auf Antrag des Unternehmers die Entſcheidung über die erhobenen 
Anſprüche einem ſpäteren Verfahren vorzubehalten, falls ſich nicht beſtimmt vor⸗ 
ausſehen läßt, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen vorliegen. 
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() Der Antrag auf Erwerbung des Eigentums ($ 53) ift bis zum Schluffe 
der nach Abſ. 1 ſtattfindenden Verhandlungen zu ſtellen. 


§ 71. 


Der Beſchluß über den Verleihungsantrag iſt dem Unternehmer und allen 
Behörden und Perſonen, die Widerſprüche oder Anſprüche ($ 70 Abſ. 1) erhoben 
haben, zuzuſtellen. Er muß mit Gründen verſehen ſein, wenn die Verleihung 
nicht dem Antrage gemäß oder unter Zurückweiſung von Widerſprüchen oder 
Anſprüchen erteilt wird. 


gs 72. 


Der Verleihungsbeſchluß hat zu enthalten: 
1 
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. die genaue Bezeichnung der verliehenen Rechte ſowie der Unterneh: 


mungen, für die ſie verliehen werden, und, wenn die Rechte mit dem 
Eigentum an Grundſtücken verbunden werden follen ($ 46 Abſ. 3), 


auch die genaue Bezeichnung dieſer Grundſtücke, 
die nach dem § 47 Abſ. 2, 3, dem § 49 Abſ. 1, 3, 4, dem § 50 


Abſ. 1 und den $$ 55 bis 60 getroffenen Beſtimmungen ; 


den Ausſchluß von Rechten nach Maßgabe der Verwarnung im § 67 


Abſ. 1; 


die Entſcheidung über Anträge nach $ 61 und § 67 Abſ. 2, wenn 


deren Ablehnung erfolgt; 


die Bezeichnung der Streitigkeiten, die nach § 70 Abſ. 2 zur richter⸗ 


lichen Entſcheidung verwieſen find; 


die Entſcheidung über die Widerſprüche und Anſprüche und im Falle 


des § 70 Abſ. 3 den Vorbehalt der Entſcheidung; 


im Falle des § 53 die genaue Bezeichnung der Grundſtücke oder An⸗ 


lagen, deren Eigentum der Unternehmer zu erwerben verpflichtet iſt , 


die Feſtſetzung der von dem Unternehmer zu leiſtenden Entſchädigungen. 


§ 73 


Bei der Verleihung eines Staurechts hat der Beſchluß ferner Beftin- 
mungen zu enthalten: 


> 
2. 
3. über die feſtgeſetzten Stauhöhen und zwar, wenn der Waſſerſtand auf 
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über die bauliche Einrichtung der Anlagen, welche die abfließende 
Waſſermenge oder die Vorflut beeinfluffen; 
über die innezuhaltenden Stauzeiten 


einer beſtimmten Mindeſthöhe gehalten werden muß, auch über dieſe, 
über die zu benutzende Waſſermenge, wenn ihre Beſchränkung erforder⸗ 


lich ft; 


über die zum Schutze gegen nachteilige Wirkungen des Staues etwa 


erforderlichen Maßnahmen; 
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6. in geeigneten Fällen über die Länge der Zeit, für die ſich der Unter⸗ 
nehmer eine Betriebsſtörung ohne Anſpruch auf Entſchädigung gefallen 
laſſen muß ($ 102 Abſ. 2); 

7. in geeigneten Fällen und ſtets, wenn es ſich um eine Talfperre ($ 106) 
handelt, darüber, ob und unter welchen Bedingungen die Stauanlage 


dauernd außer Betrieb geſetzt oder beſeitigt werden darf (§ 99 Abſ. 3). 


$ 74. 

Wird der Unternehmer durch den Verleihungsbeſchluß verpflichtet, ein 
Grundſtück nach § 53 zu erwerben, ſo hat die Verleihungsbehörde unverzüglich 
das Grundbuchamt um Eintragung eines Vermerkes über die Verpflichtung zu 
erſuchen. Der Vermerk wirkt gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund» 
buchs wie eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs des Unternehmers auf 
Übertragung des Eigentums. 

875. 

Die Koſten des Verleihungsverfahrens fallen dem Unternehmer zur Laſt. 
Die durch unbegründete Widerſprüche oder Anſprüche erwachſenen Koſten können 
jedoch durch den auf den Verleihungsantrag ergehenden Beſchluß demjenigen, 
der ſie erhoben hat, auferlegt werden. 


§ 76. 

(1) Gegen den Beſchluß über den Verleihungsantrag ſteht, ſoweit er nicht 
die von dem Unternehmer zu leiſtende Entſchädigung betrifft, dem Unternehmer 
und, wenn eine Verleihung erteilt iſt, auch den übrigen Parteien (§ 71) binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde bei dem Landeswaſſeramte zu. 

(2) Soweit die Entſcheidung über den Verleihungsantrag die von dem 
Unternehmer zu leiſtende Entſchädigung betrifft, kann binnen drei Monaten der 
Rechtsweg beſchritten werden. Die Friſt beginnt für den Unternehmer mit dem 
Tage, an dem die Entſcheidung über die Verleihung rechtskräftig geworden iſt, 
für die übrigen Beteiligten mit dem Tage, an dem ihnen die Mitteilung der 
Verleihungsbehörde von der Rechtskraft der Entſcheidung zugeſtellt iſt. Be⸗ 
ſchreitet der Unternehmer den Rechtsweg, ſo fallen ihm jedenfalls die Koſten der 
erſten Inſtanz zur Laſt. 

$ 77. 

(1) Mit der Ausübung des verliehenen Rechtes darf erſt begonnen werden, 
wenn der nach § 76 Abſ. 2 vorbehaltene Rechtsweg dem Unternehmer gegenüber 
durch Ablauf der Friſt, Verzicht oder rechtskräftiges Urteil erledigt und wenn 
nachgewieſen iſt, daß die nach den §§ 51 bis 53 zu gewährende vereinbarte oder 
endgültig feſtgeſtellte Entſchädigung gezahlt oder hinterlegt iſt. Beſteht die Ent⸗ 
ſchädigung in wiederkehrenden Leiſtungen 51 Abſ. 2), fo genügt die Hinter⸗ 
legung des Geſamtbetrags für die nächſten drei Jahre. 
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(2) Auf Antrag des Unternehmers kann in dem Verleihungsbeſchluß oder 
in einem den Verleihungsbeſchluß ergänzenden Beſchluß, und zwar auch in der 
Beſchwerdeinſtanz, angeordnet werden, daß noch vor der endgültigen Entſcheidung 
über den Verleihungsantrag mit der beantragten Benutzung des Waſſerlaufs 
begonnen werden kann, ſobald der Antragſteller eine von der Behörde feſtzu⸗ 
ſetzende Sicherheit geleiftet hat. 

(6) Der Staat und die Kommunalverbände find von der Sicherheits⸗ 
leiſtung frei. 

() Wird mit der Ausübung des Rechtes begonnen, bevor dies nach Abſ. 1,2 
zuläſſig iſt, ſo kann die Waſſerpolizeibehörde die Ausübung hindern und die Be⸗ 
ſeitigung der errichteten Anlagen anordnen. 


$ 78. 

(1) Im Falle des $ 53 hat die Verleihungsbehörde nach dem Eintritte der 
Vorausſetzungen des § 77 Abſ. 1 unverzüglich das Grundbuchamt um Eintra⸗ 
gung des Überganges des Eigentums an dem Grundſtück auf den Unternehmer 
zu erſuchen. Der Übergang vollzieht ſich mit der Eintragung. 

(2) Iſt das in das Eigentum des Unternehmers übergehende Grundſtück 
mit Rechten Dritter belaſtet oder ſteht es im Lehns⸗, Fideikommiß⸗, Stammguts⸗ 
oder Leiheverbande, ſo ſind der Artikel 52 und der Artikel 53 Abſ. 1 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſowie der $ 47 des Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) anzuwenden. 


§ 79. 

Dem Unternehmer iſt eine Verleihungsurkunde auszufertigen, die das 
verliehene Recht und das Unternehmen, für welches es verliehen iſt, zu bezeichnen 
hat. Soweit erforderlich, ſind beglaubigte Erläuterungen und Zeichnungen bei⸗ 
zufügen. 

$ 80, 
© () Die Verleihungsurkunde unterliegt einer Stempelabgabe nach folgenden 
ätzen: 
wenn der Wert des verliehenen Rechtes beträgt 
nicht mehr als 1000 Mark 1 Mark, 
mehr als 1000 Mark, aber nicht mehr als 5000 Mark 5 >» 


» 5000 » » » 10000 » 10 » 
» » 10 000 » » » v » 20 000 » 20 » 
» » 20000 » » » » » 50000 » 50 „ 
» » 50000 „ » » F 75000:,9, 10.9 
* » 75000 2 » > » » 100 000 » 100 » 


und bei einem höheren Werte in Abſtufungen von 
je 50 000 Mark für jede angefangene Stufe 50 Mark. 
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(2) Iſt die Genehmigung einer Anlage, die für die Benutzung des Waſſer⸗ 
laufs erforderlich iſt, nach Tarifſtelle 22 d des Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung 
vom 30. Juni 1909 (Gefegfamml. S. 535) ſtempelpflichtig, ſo wird nur eine 
der beiden Abgaben, und zwar die höhere, erhoben. 

(3) Bei Bewilligungen von Friſtverlängerungen ($ 60 Abſ. 2) kommt / 
der Sätze zu Abſ. 1, 2 in Anſatz, mindeſtens aber 1 Mark. 

() Dient das Unternehmen gemeinnützigen Zwecken, ſo bleibt die Stempel⸗ 
abgabe außer Anſatz. Durch dieſe Befreiung wird jedoch die Verpflichtung zur 
Entrichtung der Abgabe aus Tarifſtelle 224 des Stempelſteuergeſetzes nicht berührt. 
| 6) Die Beſtimmungen des Stempelſteuergeſetzes ſind entſprechend anzu: 
wenden. 


$ 81. 

(1) Das verliehene Recht iſt im Rechtswege verfolgbar. Die für die 
Anſprüche aus dem Eigentume geltenden Vorſchriften ſind entſprechend anzu⸗ 
wenden. Das Recht kann von dem Unternehmen, für das es verliehen iſt, nicht 
getrennt werden und geht mit ihm auf den Rechtsnachfolger über. 

(2) Iſt das Recht mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden 
($ 46 Abſ. 3), jo kann es auch von dieſem Eigentume nicht getrennt werden 
und geht nur mit dem Eigentum an dem Grundſtück und dem Unternehmen 
zuſammen auf den Rechtsnachfolger über. Das Recht iſt auf Antrag auf dem 
Grundbuchblatte des Grundſtücks zu vermerken. Wird das Grundſtück geteilt, 
ſo erliſcht das verliehene Recht für die Teile, denen ſeine Ausübung nicht zum 
Vorteile gereicht. 


$ 82. 

() Wegen nachteiliger Wirkungen der Ausübung des verliehenen Rechtes 
kann der davon Betroffene nicht die Unterlaſſung der Ausübung oder die Be⸗ 
ſeitigung einer auf Grund des verliehenen Rechtes errichteten Anlage verlangen. 
Er kann aber nach den $$ 50 bis 55 fordern, daß Einrichtungen hergeſtellt und 
unterhalten werden, welche die nachteilige Wirkung ausſchließen, und kann, wo 
ſolche Einrichtungen mit dem Unternehmen nicht vereinbar oder wirtſchaftlich 
nicht gerechtfertigt ſind, Entſchädigung verlangen. Die Anſprüche ſind ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn er ſchon vor Ablauf der im § 66 Abf. bezeichneten Friſt die 
nachteilige Wirkung vorausgeſehen hat oder hätte vorausſehen müſſen und bis 
zum Ablaufe der Friſt weder der Verleihung widerſprochen noch einen Anſpruch 
auf Herſtellung von Einrichtungen oder auf Entſchädigung erhoben hat. Der 
Ablauf der Friſt ſteht den Anſprüchen nicht entgegen, wenn der Geſchädigte 
glaubhaft macht, daß er durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle 
verhindert worden iſt, die Friſt einzuhalten. 

e) Die Anſprüche verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der Geſchädigte von dem Eintritte der nachteiligen Wirkung Kenntnis 
erlangt hat. Sie ſind ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht binnen dreißig Jahren nach 
Ablauf des Jahres geltend gemacht ſind, in dem der Unternehmer mit der Aus⸗ 
übung des verliehenen Rechtes begonnen hat. 


v 
F.) Die Entſcheidung trifft die Verleihungsbehörde; der § 70 Abſ. 2 
Sl, 2 und die $$ 71, 76 find entſprechend anzuwenden. Dasſelbe gilt in 
Fällen des § 70 Abſ. 3; in den Fällen des § 70 Abſ. 3 Satz 2 iſt auch 

78 anzuwenden. 
§ 83, 

Die Waſſerpolizeibehörde hat den Unternehmer zur Erfüllung der ihm im 

Verleihungsbeſchluß auferlegten Bedingungen anzuhalten. 


$ 84, 

(1) Wegen überwiegender Nachteile oder Gefahren für das öffentliche Wohl 
kann die Verleihung auf Antrag des Staates, eines Kommunalverbandes oder 
einer anderen öffentlichrechtlichen Körperſchaft oder der Waſſerpolizeibehörde gegen 
Entſchädigung des Unternehmers durch Beſchluß der Verleihungsbehörde jeder- 
zeit zurückgenommen oder beſchränkt werden. Soweit die Zurücknahme oder Be⸗ 
ſchränkung einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes oder deren Angehörigen zum 
Vorteile gereicht, hat ſie nach Maßgabe dieſes Vorteils die Entſchädigung und 
die Koſten des Verfahrens aufzubringen; im übrigen hat der Staat die Ent⸗ 
ſchädigung zu zahlen und die Koſten des Verfahrens zu tragen. 

(2) Gegen den Beſchluß, der mit Gründen zu verſehen iſt, ſtehen den 
Beteiligten die im § 76 bezeichneten Rechtsmittel zu. 

(3) Iſt das verliehene Recht mit dem Eigentum an einem Grundſtücke 
verbunden (§ 46 Abſ. 3), ſo ſind, wenn dieſes mit Rechten Dritter belaſtet iſt 
oder im Lehns⸗, Fideikommiß⸗, Stammguts⸗ oder Leiheverbande ſteht, der Ar- 
tikel 52 und der Artikel 53 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche ſowie der § 47 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Gefep- 
ſamml. S. 221) anzuwenden. : 

() Der nach Abſ. 1 Entſchädigungspflichtige kann im Rechtsweg Er— 
ſtattung der Entſchädigung und der Koſten von demjenigen verlangen, der die 
Verleihung durch wiſſentlich unrichtige Nachweiſungen erwirkt hat. 


$ 85. s 

(1) Ohne Entſchädigung kann die Verleihung durch Beſchluß der Ver— 

leihungsbehörde auf Antrag der Waſſerpolizeibehörde zurückgenommen werden: 

1. wenn die Verleihung auf Grund von Nachweiſungen, die in weſent— 
lichen Punkten unrichtig ſind, erteilt iſt und dargetan wird, daß deren 
Unrichtigkeit dem Unternehmer bekannt war, und wenn durch die 
Verleihung überwiegende Nachteile oder Gefahren für das öffentliche 
Wohl herbeigeführt ſind; dem gutgläubigen Erwerber und deſſen Nach— 
folgern gegenüber greift dieſe Vorſchrift nicht Platz,); 

2. wenn der Unternehmer die Ausübung des verliehenen Rechtes aufgibt, 
namentlich die auf Grund dieſes Rechtes errichteten Anlagen entfernt 
oder eingehen läßt 
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3. wenn das verliehene Recht für das Unternehmen unbrauchbar oder 
überflüſſig geworden iſt; 5 

4. wenn der Unternehmer trotz Aufforderung der Waſſerpolizeibehörde die 
ihm auferlegten Bedingungen in weſentlichen Punkten wiederholt nicht 
erfüllt oder die ihm für die Ausführung oder Inbetriebſetzung des 
Unternehmens geſetzten Friſten nicht innehält. 

() Die Koſten des Verfahrens trägt der Unternehmer, wenn die Ver⸗ 
leihung zurückgenommen wird, ſonſt der Antragſteller. 

(3) Gegen den Beſchluß der Verleihungsbehörde, der mit Gründen zu ver⸗ 
ſehen iſt, ſteht dem Unternehmer und, wenn ein Antrag abgelehnt iſt, auch dem. 
Antragſteller die Beſchwerde nach $ 7 6 Abſ. 1 zu. 

() Wird die Verleihung zurückgenommen, ſo kann die Waſſerpolizeibehörde 
den Unternehmer anhalten, ohne Anſpruch auf Entſchädigung geeignete Vorkeh⸗ 
rungen gegen nachteilige Folgen der Anlagen zu treffen oder die Anlagen gänz⸗ 
lich zu beſeitigen und den früheren Zuſtand wiederherzuſtellen. 


$ 86. 

() Soweit das Recht, einen Waſſerlauf in einer der im § 46 Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Arten zu benutzen, nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes dem Eigentümer 
des Waſſerlaufs als ſolchem zuſteht oder beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſteht 
und nach den $$ 379 bis 381 aufrechterhalten bleibt, kann der Berechtigte ver⸗ 
langen, daß ſein Recht durch Beſchluß der Verleihungsbehörde ſichergeſtellt werde. 

(2) Der § 46 Abſ. 3, der $ 47 Abſ. 1, 3 und die § 48, 49, 60, 64 bis 73, 
75, 76, 79 bis 85 ſind entſprechend anzuwenden, der § 80 Abſ. 1 mit der Maß⸗ 
gabe, daß als Stempelabgabe nur ½ der dort beſtimmten Sätze, mindeſtens 
aber 1 Mark, erhoben wird. 

(3) Ein in dieſer Weiſe ſichergeſtelltes Recht ſteht einem verliehenen 
Rechte gleich. 

V. Ausgleichung. 
$ 87. 

(1) Reicht das Waſſer eines Waſſerlaufs zur Benutzung in einer der im 
§ 46 Abſ. 1 bezeichneten Arten durch mehrere Berechtigte nicht aus oder wird 
bei mehreren Benutzungsarten die eine durch die andere beeinträchtigt oder aus⸗ 
geſchloſſen, ſo kann jeder Berechtigte verlangen, daß Maß, Zeit und Art der Be⸗ 
nutzung im Ausgleichungsverfahren geregelt werden. Die Regelung kann abge⸗ 
lehnt werden, wenn der davon insgeſamt zu erwartende Nutzen den Schaden 
nicht erheblich überſteigt. 

() Die Regelung iſt in einer den Intereſſen aller am Verfahren Bes 
teiligten nach billigem Ermeſſen entſprechenden Weiſe unter Berückſichtigung der 
Bedürfniſſe des Gemeingebrauchs vorzunehmen. Der hierbei entſtehende Schaden 
iſt den Beteiligten inſoweit zu erſetzen, als er nicht durch den ſich für ſie ergeben⸗ 
den Nutzen aufgewogen wird. Zum Erſatze des Schadens find fie nach Maß⸗ 
gabe ihres ſchätzungsweiſe zu ermittelnden Vorteils verpflichtet. 


Bee 


(3) Ein durch Enteignung begründetes Recht kann nur mit Zuſtimmung 
des Berechtigten zur Ausgleichung herangezogen werden. 


$ 88. 

() Iſt es möglich, einen Ausgleich durch Anderung der Betriebseinrich⸗ 
tung eines Berechtigten zu ſchaffen, ſo kann dieſem auf Antrag eines Beteiligten 
im Ausgleichungsverfahren auferlegt werden, die Anderung entweder ſelbſt vor⸗ 
zunehmen oder ſich gefallen zu laſſen, ſoweit fie nicht die Betriebsleiſtung beein- 
trächtigt. 

a © Der Antragſteller hat die Koſten der Anderung zu tragen. Er hat 
auch den Schaden zu erſetzen, der durch einen Betriebsſtillſtand entſteht. Das- 
ſelbe gilt für die Mehrkoſten des Betriebs und der Unterhaltung, ſoweit ſie nicht 
durch die Vorteile der Anderung aufgewogen werden. 


$ 89. 

Für das Ausgleichungsverfahren gelten der $ 64, der § 65 Abſ. 1,2 und 

die §§ 69 bis 71, 76, 77 mit folgenden Maßgaben: 

1. für jeden Beteiligten ſind die erforderlichen Feſtſtellungen über die 
künftige Ausübung ſeines Benutzungsrechts zu treffen, namentlich über 
ſeinen Anteil an dem vorhandenen Waſſer, die Zeit der Ausübung, 
die Stauhöhe und die zu beachtenden Einſchränkungen und Auflagen; 

2. ein Ausgleichungsverfahren, das mit einem ſchwebenden Verleihungs⸗ 
verfahren im Zuſammenhange ſteht, kann mit dieſem verbunden werden. 


§ 90. 
Die Koſten des Ausgleichungsverfahrens fallen den Beteiligten nach Maß⸗ 
gabe ihres ſchätzungsweiſe zu ermittelnden Vorteils zur Laſt. 


VI. Stauanlagen. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
5:97, 

Für Anlagen im Waſſerlaufe, die durch Hemmung des Waſſerabfluſſes eine 
Hebung des Waſſerſpiegels oder eine Anſammlung von Waſſer bezwecken (Stau⸗ 
anlagen), gelten, wenn ſie nicht nur vorübergehenden Zwecken dienen, folgende 
beſondere Vorſchriften. 

$ 92. 

(1) Jede auf Grund eines verliehenen Rechtes oder mit gewerbepolizeilicher 
Genehmigung errichtete Stauanlage muß mit mindeſtens einer Staumarke — 
Merk-, Pegel⸗, Spiegel-, Meß⸗, Eichpfahl, Eichmarke, Stauziel — verſehen werden, 
an dem ſowohl die während des Sommers als auch die während des Winters 
innezuhaltenden Stauhöhen und, wenn der Waſſerſtand auf beſtimmten Mindeſt⸗ 
höhen gehalten werden muß, auch dieſe deutlich angegeben ſind. 
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() Die Erhaltung der Höhenpunkte ift durch Beziehung auf möglichſt 
unverrückbare und unvergängliche Feſtpunkte zu ſichern. 

(3) Die Staumarke wird von der Waſſerpolizeibehörde geſetzt, die darüber 
eine Urkunde aufzunehmen hat. Der Unternehmer der Stauanlage und, ſoweit 
tunlich, auch die anderen Beteiligten ſind zuzuziehen. 

() Die Setzung der Staumarke kann nur durch Beſchwerde im Aufſichts⸗ 
weg angefochten werden. 

() Die Oberkante der Schützen und ſchützenähnlichen Verſchlußvorrich— 
tungen darf bei geſchloſſener Stauanlage nicht über der höchſten, durch die Stau- 
marke zugelaſſenen Stauhöhe liegen. 


§ 93. 


(1) Für die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beftehenden, mit einer Stau⸗ 
marke nicht verſehenen ſowie für ſolche nach dem Inkrafttreten des Geſetzes er- 
richteten Stauanlagen, für die es keiner Verleihung oder gewerbepolizeilichen Ge⸗ 
nehmigung bedarf, iſt, wenn das Staurecht und die zuläſſige Stauhöhe unſtreitig 
find, die Staumarke nach § 92 auf Antrag eines Beteiligten zu ſetzen. Doch 
muß der Antragſteller, wenn er nicht der Stauberechtigte iſt, glaubhaft machen, 
daß eine für ihn nachteilige Ausübung des Staurechts ſtattgefunden hat. Die 
Staumarke kann auch von Amts wegen geſetzt werden. 

e) Sind bei einer Stauanlage, die keiner Verleihung bedarf und die auch 
nicht zu den Stauanlagen für Waſſertriebwerke im Sinne des $ 16 der Ge⸗ 
werbeordnung gehört, die Beteiligten darüber einig oder iſt im Rechtswege feſt⸗ 
geſtellt, daß zwar ein Staurecht beſteht, über die zuläſſige Stauhöhe jedoch vechts- 
verbindliche und klare Beſtimmungen nicht vorliegen, ſo iſt auf Antrag eines 
Beteiligten der innezuhaltende Waſſerſtand durch Beſchluß des Kreis- (Stadt⸗) 
Ausſchuſſes derart feſtzuſetzen, daß die Intereſſen des Stauberechtigten und die 
der beteiligten Grundeigentümer und anderen Stauberechtigten nach billigem Er⸗ 
meſſen ausgeglichen werden. 

6) Während der Dauer eines vor den ordentlichen Gerichten anhängigen 
Rechtsſtreits über die zuläſſige Stauhöhe oder eines Verfahrens nach Abſ. 2 kann 
der Kreis (Stadt) Ausſchuß auf Antrag eines Beteiligten den innezuhaltenden 
Waſſerſtand durch endgültigen Beſchluß vorläufig feſtſetzen. Dieſe Feſtſetzung iſt 
maßgebend, bis in dem anhängigen Rechtsſtreit oder in einem Verfahren nach 
Abf. 2 eine Entſcheidung über den innezuhaltenden Waſſerſtand getroffen iſt. 


§ 9. 


() Der Stauberechtigte und derjenige, der die Stauanlage betreibt, haben 
für Erhaltung, Sichtbarkeit und Zugänglichkeit der Staumarken und Feſtpunkte 
zu ſorgen, jede Beſchädigung oder Anderung der Staumarken und Feſtpunkte 
der Waſſerpolizeibehörde unverzüglich anzuzeigen und bei amtlichen Prüfungen 
unentgeltlich Arbeitshilfe zu ſtellen. 


ee 


(2) Eine die Beſchaffenheit der Staumarken und Feſtpunkte beeinfluffende 
Handlung darf nur mit Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde vorgenommen 
werden. Für die Erneuerung, Verſetzung oder Berichtigung von Staumarken 
gilt $ 92 Abſ. 3, 4 entſprechend. 

95 
) Die Koſten des Verfahrens zur Setzung oder Verſetzung einer Staus 
marke hat der Stauberechtigte zu tragen. Die durch unbegründete Anträge oder 
Widerſprüche entſtandenen Koſten können jedoch dem Antragſteller oder Wider⸗ 
ſprechenden auferlegt werden. 

e) Die Koſten der Erhaltung und Erneuerung der Staumarke fallen dem 
Stauberechtigten zur Laſt. 

6), Wegen der Feſtſetzung der Koften iſt nur die Beſchwerde im Aufſichts⸗ 
wege zuläſſig. 

$ 96. 

Der Stauberechtigte und derjenige, der die Stauanlage betreibt, haben die 
Anlage, einſchließlich aller Einrichtungen, die für den Waſſerabfluß von Bedeu⸗ 
tung ſind, in ordnungsmäßigem Zuſtand, insbeſondere auch ſo zu erhalten, daß 
kein Waſſer zum Nachteil anderer Berechtigter verſchwendet wird. Sie können 
hierzu von der Waſſerpolizeibehörde angehalten werden. 


SER 

() Beſteht die Gefahr, daß eine Stauanlage wegen ihrer Bauart durch 
Hochwaſſer beſchädigt oder zerſtört wird und daß hierdurch anderen Nachteile 
entſtehen, und kann dieſe Gefahr durch einen Umbau oder eine Sicherung der 
Stauanlage beſeitigt oder vermindert werden, ohne daß ihre Leiſtungsfähigkeit 
verringert wird, fo kann der Stauberechtigte zum Umbau oder zur Sicherung 
der Stauanlage auf Antrag angehalten werden. 

(2) Antragsberechtigt find die zur Unterhaltung des Waſſerlaufs Ver⸗ 
pflichteten ſowie andere Beteiligte. 

6) Die Koſten des Umbaues find auf den Stauberechtigten, den zur 
Unterhaltung des Waſſerlaufs Verpflichteten und auf alle anderen, die ſonſt an 
der Unterhaltung oder Sicherung der Stauanlage intereſſiert ſind, nach Maßgabe 
ihres Vorteils zu verteilen. 

() Den Koſten iſt der dem Stauberechtigten durch den Betriebsſtillſtand 
während des Umbaues entſtehende, nach billigem Ermeſſen zu ſchätzende Schaden 
hinzuzurechnen. Dasſelbe gilt für die durch den Umbau etwa entſtehenden Mehr⸗ 
koſten der Unterhaltung. Soweit die Unterhaltung der Stauanlage durch den 
Umbau oder die Sicherung erleichtert wird oder andere Vorteile für den Stau⸗ 
berechtigten entſtehen, iſt der darin liegende Vorteil von den Koſten abzurechnen. 

6) Über die Vorausſetzungen und die Art des Umbaues oder der Siche— 
rung, über die Höhe der Entſchädigung und der Sicherheitsleiſtung, über die 
Zahlung der Baukoſten insbeſondere aus der geleiſteten Sicherheit, über die Ver⸗ 
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teilung dieſer Leiſtungen auf die Beteiligten ſowie über die Friſt, innerhalb 
deren der Umbau begonnen und durchgeführt ſein muß, beſchließt im Streitfalle 
der Bezirksausſchuß unter billigem Ausgleich aller in Betracht kommenden 
Vorteile und Nachteile. 

() Gegen den Beſchluß ſtehen den Beteiligten die im § 76 bezeichneten 
Rechtsmittel zu. 

(7) Die Waſſerpolizeibehörde kann den Stauberechtigten zur Erfüllung der 
ihm in dem Beſchluſſe gemachten Auflage anhalten. 


$ 98. 

(1) Soweit im Falle des § 97 überwiegende Nachteile oder Gefahren für 
das öffentliche Wohl beſtehen, kann die Waſſerpolizeibehörde auf Anweiſung der 
Aufſichtsbehörde den Umbau oder die Sicherung der Stauanlage fordern. 

(2) Im übrigen wird nach $ 97 verfahren, jedoch hat der Staat die 
Koſten zu tragen, ſoweit fie die Vorteile der Beteiligten überſteigen. 


§ 99. 

() Eine Stauanlage, die mit einer Staumarke verſehen iſt, darf nur mit 
Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde dauernd außer Betrieb geſetzt oder beſeitigt 
werden. 

(2) Die Genehmigung darf nur verſagt werden, wenn andere durch die 
Außerbetriebſetzung oder Beſeitigung der Stauanlage geſchädigt werden würden 
und ſie ſich dem Stauberechtigten und der Waſſerpolizeibehörde gegenüber ver⸗ 
pflichten, nach Wahl des Stauberechtigten die Koſten der Erhaltung der Stau⸗ 
anlage ihm zu erſetzen oder ſtatt ſeiner die Stauanlage zu erhalten. Sie müſſen 
ſich auch verpflichten, dem Stauberechtigten andere Nachteile zu erſetzen und für 
Erfüllung ihrer Verpflichtung Sicherheit zu leiſten. Über die Höhe der dem 
Stauberechtigten für die Erhaltung der Stauanlage zu erſetzenden Koſten ſowie 
über die Erſetzung anderer Nachteile und die Sicherheitsleiſtung beſchließt, wenn 
keine Einigung zuſtande kommt, der Bezirksausſchuß. Gegen den Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes ſteht den Beteiligten binnen zwei Wochen die Beſchwerde an 
das Landeswaſſeramt zu. Die Waſſerpolizeibehörde hat auf Antrag des Stau⸗ 
berechtigten eine Friſt zu beſtimmen, binnen deren die in den Sätzen 1 und 2 
bezeichneten Verpflichtungen übernommen fein müſſen, widrigenfalls die Genehmi⸗ 
gung erteilt wird. Die Friſtbeſtimmung iſt öffentlich bekannt zu machen. Die 
Art der Bekanntmachung beſtimmt die Waſſerpolizeibehörde. Der Staat und 
die Kommunalverbände ſind von der Sicherheitsleiſtung frei. 

6) Für Stauanlagen, die auf Grund eines verliehenen Rechtes errichtet 
werden, gelten die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 nur, ſoweit im Verleihungsbeſchluſſe 
nichts anderes beſtimmt iſt. 

$ 100, 

Es ift verboten, unbefugt die aufgeftauten Waſſermaſſen plögzlich abzu⸗ 

laſſen, wenn dadurch für fremde Grundſtücke oder Anlagen Gefahren oder Nach⸗ 


ee 


teile entftehen, die Ausübung von Waſſernutzungsrechten beeinträchtigt oder die 
Unterhaltung des Waſſerlaufs erſchwert wird. 


$ 101. 
(i) Das Waſſer darf bei Stauanlagen nicht über die durch die Stau⸗ 
marke feſtgeſetzte Höhe aufgeſtaut werden. 

() Sobald das Waſſer über dieſe Höhe wächſt, muß der Unternehmer 
unter Beachtung der Vorſchrift des $ 100 durch Offnen der beweglichen Teile 
der Stauanlage und durch Wegräumen aller Hinderniſſe (Treibzeug, Eis, Ge⸗ 
ſchiebe und dergleichen) den Abfluß des Waſſers ohne Anſpruch auf Entſchädigung 
ſogleich und unausgeſetzt ſo lange befördern, bis das Waſſer wieder auf die 
Höhe der Staumarke geſunken iſt. Die Waſſerpolizeibehörde iſt berechtigt, wenn 
Hochwaſſer zu erwarten iſt, dem Unternehmer, ohne daß dieſem ein Anſpruch 
auf Entſchädigung zuſteht, aufzugeben, unverzüglich durch dieſelben Maßnahmen 
das aufgeſtaute Waſſer unter die Höhe der Staumarke zu ſenken, ſoweit es für 
die Stauanlage im Verleihungs⸗ oder Genehmigungsverfahren feſtgeſetzt oder von 
der Polizeibehörde beſtimmt iſt, und den Waſſerſtand möglichſt auf dieſer Höhe 
zu erhalten, bis das Hochwaſſer fällt. 

(3) Muß das Oberwaſſer auf einer beſtimmten Höhe erhalten werden, fo 
darf das aufgeſtaute Waſſer nicht unter dieſe Höhe geſenkt werden. Sobald es 
darunterſinkt, iſt der Waſſerabfluß ſo lange zu hemmen, bis das Waſſer die be⸗ 
ſtimmte Höhe wieder erreicht hat. 

() Die zur Durchführung dieſer Vorſchriften erforderlichen Anordnungen 
trifft die Waſſerpolizeibehörde; in dringenden Fällen iſt auch die Ortspolizei⸗ 
behörde dazu befugt. 

| $ 102, 

() Wer die Stauanlage betreibt, iſt auf Anordnung der Waſſerpolizei⸗ 
behörde verpflichtet, die beweglichen Teile der Stauanlage zu öffnen oder zu 
ſchließen, wenn dadurch die Unterhaltung des Waſſerlaufs erheblich erleichtert wird. 

(2) Wird durch die angeordneten Maßnahmen der Betrieb der Anlage 
geſtört, ſo kann Entſchädigung verlangt werden, wenn die Störung über die im 
Verleihungsbeſchluſſe beſtimmte Zeit hinaus dauert ($ 73 Nr. 6) oder, ſoweit der 
Verleihungsbeſchluß eine Zeit nicht beſtimmt hat, die Störung erheblich iſt. 

(3) Die Entſchädigung hat der Unterhaltungspflichtige zu leiſten. 


$ 103. 

() Entftehen Aberſchwemmungen oder andere Nachteile für fremde Grund⸗ 
ſtücke oder Anlagen dadurch, daß trotz ordnungsmäßiger Ausübung des Stau⸗ 
rechts der Waſſerſtand über die zuläſſige Stauhöhe ſteigt, ſo kann dem Stau⸗ 
berechtigten auf Antrag des Geſchädigten auferlegt werden, ſich Maßnahmen auf 
Grundſtücken anderer oder am Waſſerlaufe, jedoch ohne Anderung der Stauanlage 
und ohne Beeinträchtigung ſeines Staurechts gefallen zu laſſen, durch welche die 
nachteiligen Wirkungen verhütet werden können. 
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e) Der Antragſteller hat die zur Verhütung einer Beeinträchtigung des 
Staurechts erforderlichen Maßnahmen zu treffen, er iſt auf Verlangen des Stau⸗ 
berechtigten anzuhalten, eine Sicherheit dafür zu leiſten. Der Staat und die 
Kommunalverbände ſind von der Sicherheitsleiſtung frei. 

(3) Auf das Verfahren find der § 64, der $ 65 Abſ. 1, 2, die §§ 69, 71, 
der $ 75 Satz 1 und der $ 76 Abſ. 1 entſprechend anzuwenden. 


§ 104. 

() Der Staat und andere öffentlichrechtliche Verbände können als Unter⸗ 
nehmer einer Stauanlage, bei der das Staubecken mehr als 100000 ebm 
Waſſer faßt, einen angemeſſenen Zuſchuß zu den Koſten der Unterhaltung und 
des Betriebs der Anlage, einſchließlich einer angemeſſenen Verzinſung und einer 
Tilgung des Baukapitals, von den zur Benutzung eines Waſſerlaufs Berechtigten 
verlangen, die von der Anderung des Waſſerabfluſſes Vorteil haben. Der Zu— 
ſchuß iſt nach dem ausgenutzten Vorteile zu bemeſſen. 

(2) Im Streitfall entſcheidet der Bezirksausſchuß im Verwaltungsſtreit— 
verfahren. 

(3) Wird die Stauanlage von einer Waſſergenoſſenſchaft betrieben, fo gelten 
ſtatt dieſer Vorſchriften die $$ 236, 242. 

() Die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 find auf die Talſperren anzu⸗ 
wenden, die nach dem Geſetze, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hoch⸗ 
waſſergefahren in der Provinz Schleſien, vom 3. Juli 1900 GGeſetzſamml. S. 171) 
errichtet worden ſind oder errichtet werden. 


§ 105. 

Bei Stauanlagen für gewerbliche Waſſertriebwerke iſt in dem Genehmigungs⸗ 
verfahren nach der Reichsgewerbeordnung der § 73 Nr. 2, 3 anzuwenden, wenn 
nicht eine Verleihung des Staurechts erforderlich iſt. Sind die Beteiligten dar⸗ 
über einig oder iſt im Rechtswege feſtgeſtellt, daß zwar ein Staurecht beſteht, 
über die zuläſſige Stauhöhe jedoch rechtsverbindliche und klare Beſtimmungen 
nicht vorliegen, ſo iſt der innezuhaltende Waſſerſtand von der Genehmigungs⸗ 
behörde nach den Grundſätzen des § 93 Abſ. 2 zu beſtimmen. 


2. Talſperren. 
§ 106. 

Für Stauanlagen, bei denen die Höhe des Stauwerkes von der Sohle 
des Waſſerlaufs bis zur Krone mehr als 5 m beträgt und das Sammelbecken, 
bis zur Krone des Stauwerkes gefüllt, mehr als 100 000 ebm umfaßt (Tal⸗ 
ſperren), gelten die nachſtehenden Vorſchriften. 

§ 107. 


(1) Talſperren dürfen nur auf Grund eines Planes errichtet werden, der 
genaue Angaben über die geſamte Anlage, deren Bau, Unterhaltung und Betrieb 
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enthalten muß und auch alle Einrichtungen zu berückſichtigen hat, durch die 
Nachteile und Gefahren für andere verhütet werden können. Der Plan bedarf, 
ſofern nicht für die Talſperre die Verleihung oder die gewerbepolizeiliche Ge- 
nehmigung erforderlich iſt, der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

(2) Dasſelbe gilt bei weſentlichen Veränderungen von Talſperren. 

(2) Vorſtehende Beſtimmungen ſind auf die Talſperren anzuwenden, die 
nach dem Geſetze, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren 
in der Provinz Schleſien, vom 3. Juli 1900 GGeſetzſamml. S. 171) errichtet 
worden ſind oder noch errichtet werden. 


5 $ 108. 

() Talſperren unterſtehen der Aufſicht des Regierungspräſidenten. Diefer 
hat beſonders darauf zu achten, daß der Bau, die Unterhaltung und der Betrieb 
nach dem Plane geſchehen; er iſt befugt, dem Unternehmer auch nach Ausfüh— 
rung des Planes Sicherheitsmaßregeln aufzugeben, die er zum Schutze der unter- 
halb liegenden Grundſtücke gegen Gefahren für notwendig hält. 

(2) Zur Deckung der Koſten der Aufſicht können von dem Unternehmer 
Gebühren erhoben werden. Die Höhe beſtimmt der Regierungspräſident. 


$ 109. 


In den Füllen der §§ 107, 108 tritt an die Stelle des-Regierungspräſi⸗ 
denten im Geltungsgebiete des Geſetzes vom 3. Juli 1900 -der Oberpräſident. 


$ 110. 

(1) Die $$ 107, 108 gelten auch für andere als die im $ 106 bezeichneten 
Stauanlagen, wenn der Regierungspräſident feftitellt, daß bei ihnen wegen der 
Geſtaltung des Waſſerlaufs oder ſeiner Umgebung im Falle eines Bruches des 
Stauwerkes erhebliche Gefahren zu befürchten ſind. Gegen die Feſtſtellung, die 
im Amtsblatt und in ortsüblicher Weiſe ſowie, wenn Landkreiſe beteiligt ſind, 
auch in den Kreisblättern bekannt zu machen iſt, kann nur Beſchwerde im Auf 
ſichtsweg erhoben werden. 

(2) Bei Stauanlagen, die erſt nach Inbetriebſetzung auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften des Abſ. 1 den Beſtimmungen über Talſperren unterworfen werden, 
können nur die im § 97 angegebenen Maßnahmen und dieſe nur nach den $$ 97, 
98 gefordert werden. 

§ 111. 

() Erſtreckt ſich das Unternehmen auf mehrere Regierungsbezirke, ſo be⸗ 
ſtimmt der Oberpräſident und, wenn mehrere Provinzen beteiligt ſind, der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten den Regierungspräſidenten, der die in 
den §§ 107, 108 bezeichneten Aufgaben wahrzunehmen hat. 

(2) Soll die Talſperre durch eine Waſſergenoſſenſchaft ausgeführt werden, 
fo iſt ſtets der Regierungspräſident zuſtändig, der die Aufſicht über die Genoſſen⸗ 
ſchaft führt ($ 217 Abſ. 3). 
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$112. 
Gegen die Entſcheidungen des Regierungspräſidenten auf Grund der $$ 107, 
108 iſt nur binnen zwei Wochen die Beſchwerde bei Waſſerläufen erſter Ordnung 
an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten, ſonſt an den Miniſter für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten zuläſſig. 


Vierter Titel. 
Anterhaltung der Waſſerläufe und ihrer Afer. 


§ 113. 

(1) Die durch dieſes Geſetz begründete Verpflichtung zur Unterhaltung der 
Waſſerläufe und ihrer Ufer iſt eine öffentlichrechtliche Verbindlichkeit, die, abgeſehen 
von den in dieſem Geſetze beſtimmten Fällen, weder aufgehoben noch geändert 
werden kann. Beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehende öffentlichrechtliche 
Verbindlichkeiten zur Unterhaltung eines Waſſerlaufs oder ſeiner Ufer erlöſchen, 
ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetz aufrechterhalten ſind. 

(2) Vereinbarungen über die Unterhaltungspflicht können mit privatrecht⸗ 
licher Wirkung getroffen werden. 
N § 114. 

() Die Unterhaltung umfaßt bei Waſſerläufen erſter Ordnung die Erhal⸗ 
tung der Schiffbarkeit und der Vorflut, bei den übrigen Waſſerläufen die Erhal⸗ 
tung der Vorflut. 

(2) Künſtliche Waſſerläufe erſter Ordnung find nur inſoweit im Vorflut⸗ 
intereſſe zu erhalten, als ſie der Vorflut zu dienen beſtimmt ſind. 

6) Die Erhaltung der Schiffbarkeit erſtreckt ſich nur auf das dem öffent⸗ 
lichen Schiffsverkehre dienende Fahrwaſſer. Sie umfaßt nicht die beſonderen Zu⸗ 
fahrtſtraßen zu den Häfen. 

() Iſt ein Waſſerlauf nach einem behördlich feſtgeſtellten Plane ausge⸗ 
baut, fo erſtreckt fi) die Unterhaltung auf die Erhaltung des Zuſtandes, in den 
der Waſſerlauf durch den Ausbau verſetzt iſt, es ſei denn, daß bei Waſſerläufen 
erſter Ordnung der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, ſonſt der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten nach Anhörung des Wafferbeirats die 
Erhaltung dieſes Zuſtandes nicht mehr für erforderlich erklärt. 


a 8115. 

() Die Unterhaltung des Waſſerlaufs liegt ob: 

1. bei natürlichen Waſſerläufen erſter Ordnung dem Staate; 

2. bei natürlichen Waſſerläufen zweiter Ordnung den für dieſen Zweck 
zu bildenden Waſſergenoſſenſchaften ; 

3. bei natürlichen Waſſerläufen dritter Ordnung ſowie 

4. bei künſtlichen Waſſerläufen 
dem Eigentümer und, wenn ſich dieſer nicht ermitteln läßt, dem Anlieger 
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(2) Bis eine Waſſergenoſſengeſchaft gebildet ift, find natürliche Waſſerläufe 
zweiter Ordnung von den bisher dazu Verpflichteten zu unterhalten. 

(3) Iſt ein Waſſerlauf von einem anderen als dem zu feiner Unterhal⸗ 
tung Verpflichteten nach einem behördlich feſtgeſtellten Plane ausgebaut, ſo liegt 
die fernere Unterhaltung nach § 114 Abſ. 4 dem Unternehmer des Ausbaues ob. 
Sie kann aber von dem bisher Verpflichteten durch Vereinbarung mit dem Unter⸗ 
nehmer unter Zuſtimmung der Waſſerpolizeibehörde übernommen werden. 


8 116. 


(1) Kann ein natürlicher Waſſerlauf zweiter Ordnung ebenſo zweckmäßig 
wie durch eine Waſſergenoſſenſchaft durch die bisher dazu Verpflichteten unter⸗ 
halten werden oder beſteht kein öffentliches Intereſſe für die Bildung der Ge- 
noſſenſchaft, fo hat ihre Bildung zu unterbleiben. 

() Kann ein ſolcher Waſſerlauf ebenſo zweckmäßig wie durch eine Waſſer⸗ 
genoſſenſchaft durch eine Gemeinde (Gutsbezirk) oder eine andere Körperſchaft des 
öffentlichen Rechtes unterhalten werden, ſo kann ihr mit ihrer Zuſtimmung die 
Unterhaltung von dem Regierungspräſidenten übertragen werden. 


§ 117. 

(1) In der Provinz Heffen-Naffau liegt die Unterhaltung der natürlichen 
Waſſerläufe zweiter und dritter Ordnung den Gemeinden ob, durch deren Ge⸗ 
markung fie fliehen. 

(2) Im Bezirke des vormaligen Herzogtums Naſſau gilt dasſelbe von den 
künſtlichen Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung, die zur Bewäſſerung oder 
Entwäſſerung größerer Gemarkungsteile dienen. Die zur Bewäſſerung oder Ent⸗ 
wäſſerung einzelner Grundſtücke oder für Triebwerke beſtimmten künſtlichen Waſſer⸗ 
läufe zweiter und dritter Ordnung ſind von den Eigentümern der Grundſtücke 
oder Triebwerke zu unterhalten, zu deren Vorteil ſie angelegt ſind. 

() Die Vorſchriften des Abſ. 2 gelten auch für den Kreis Biedenkopf, je⸗ 
doch find dort die zur Bewäſſerung dienenden künſtlichen Waſſerläufe zweiter und 
dritter Ordnung ſtets von den Eigentümern der Grundſtücke zu unterhalten, zu 
deren Vorteil fie angelegt find. ö 

$ 118. 

() Den Gutsherrſchaften, denen das Eigentum an einem Waſſerlaufe 
zweiter oder dritter Ordnung auf Grund des ſchleſiſchen Auenrechts zuſteht, ver⸗ 
bleibt die Unterhaltungslaſt in dem bisherigen Umfange; ſoweit beim Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes eine gegenteilige Obſervanz beſteht, behält es dabei ſein Be⸗ 
wenden. 

e) Zur Unterhaltung eines natürlichen Waſſerlaufs zweiter oder dritter 
Ordnung im Gebiete des ſchleſiſchen Auenrechts, iſt eine Waſſergenoſſenſchaft zu 
bilden, wenn der nach Abſ. 1 zur Unterhaltung Verpflichtete es beantragt oder 
den Waſſerlauf nicht ordnungsmäßig unterhält. Antragsberechtigt iſt in letzterem 
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Falle auch die Waſſerpolizeibehörde. Die Waſſergenoſſenſchaft kann den Verpflich- 
teten, auch wo er nicht Anlieger iſt, zu den Genoſſenſchaftslaſten heranziehen. 
Die Höhe der Beitragspflicht iſt unter Berückſichtigung der bisherigen Unter⸗ 
haltungslaſt des Verpflichteten nach billigem Ermeſſen feſtzuſtellen. Der hiernach 
zu leiſtende Beitrag kann von dem dazu Verpflichteten zum 25 fachen Betrag 
abgelöſt werden. 

(3) Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch, wenn der Auenberechtigte auf ſein 
Eigentum verzichtet. 

i 
() Der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs Verpflichtete hat, unbeſchadet 

der Vorſchriften des § 120, diejenigen Arbeiten im Waſſerlauf, an den Ufer⸗ 
grundſtücken und den dahinter liegenden Grundſtücken auszuführen, die erforderlich 
find, um einer zukünftigen Behinderung der Vorflut durch Uferabbrüche vorzu— 
beugen oder die infolge der Schiffahrt oder von Strombauten an den Ufergrund⸗ 
ſtücken und den dahinter liegenden Grundſtücken entftandenen Schäden zu beſei⸗ 
tigen und ſolche Schäden für die Zukunft zu verhindern. Die Eigentümer dieſer 
Grundſtücke haben zu den Koſten dieſer Arbeiten nach dem Maße der Vorteile 
beizutragen, die ihnen durch die Sicherung des Beſtandes ihrer Grundſtücke er⸗ 
wachfen; an Stelle des Beitrags in Geld ſteht es ihnen frei, in geeigneten Fällen 
Arbeiten zu leiſten, auch Bauſtoffe zu liefern. Beiträge können nicht verlangt 
werden, ſoweit Arbeiten erforderlich ſind, um die infolge der Schiffahrt oder von 
Strombauten an den Ufergrundſtücken und den dahinter liegenden Grundſtücken 
entſtandenen Schäden zu beſeitigen und ſolche Schäden für die Zukunft zu ver⸗ 
hindern. 
a e) Die Eigentümer ſind vor Anordnung der Arbeiten unter Erläuterung 
des Planes und des vorausſichtlich auf ſie entfallenden Beitrags zu hören. 


$ 120. 

(1) Die Eigentümer der Ufergrundſtücke und der dahinter liegenden Grund⸗ 
ſtücke haben ihre Grundſtücke von ſolchen Bäumen, Sträuchern, Einfriedigungen 
und anderen Gegenſtänden freizuhalten, die bei bordvollem Waſſerlauf den Waſſer— 
abfluß weſentlich beeinträchtigen. 

(2) Sie haben ferner oberhalb der Uferlinie einfache, eine beſondere Fach⸗ 
kenntnis nicht vorausſetzende und nicht mit unverhältnismäßig hohen Koſten ver⸗ 
bundene Einebnungs⸗ und Beraſungsarbeiten auszuführen, ſoweit die Arbeiten 
erforderlich find, um Uferabbrüchen vorzubeugen, durch welche die Vorflut im 
Waſſerlaufe beeinträchtigt werden würde. 

(3) Soweit der Erfolg der im Abſ. 2 bezeichneten Arbeiten durch die vor⸗ 
herige Befeſtigung des Uferfußes unterhalb der Uferlinie bedingt iſt, tritt die Ver⸗ 
pflichtung zu ihrer Vornahme erſt ein, nachdem der Uferfuß in der erforderlichen 
Weiſe befeſtigt iſt. Die Waſſerpolizeibehörde entſcheidet darüber, ob dieſe Vor⸗ 
ausſetzung vorliegt. 
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() Sind die Ufer eines Waſſerlaufs nach einem behördlich feſtgeſtellten 
Plane ausgebaut, fo hat fie der Unternehmer des Ausbaues, unbeſchadet der Be— 
ſtimmung des Abſ. 1, in dem Zuſtande zu unterhalten, in den ſie durch den 
Ausbau verſetzt ſind, es ſei denn, daß bei Waſſerläufen erſter Ordnung der 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten, ſonſt der Miniſter für Landwirtſchaft, Do— 
mänen und Forſten die Erhaltung dieſes Zuſtandes nicht mehr für erforderlich 
erklärt. 

(5) Wird das Ufer durch Gebäude, Mauern, Bollwerke oder dergleichen 
gebildet oder ragen dieſe Bauwerke in den Waſſerlauf hinein, fo hat deren Eigen- 
tümer für die Unterhaltung zu ſorgen. 


. 

Die Verpflichtung zur Uferunterhaltung kann durch Vereinbarung zwiſchen 
den beteiligten Grundſtückseigentümern und dem zur Unterhaltung des Waſſer— 
laufs Verpflichteten mit Zuſtimmung der Wafferpolizeibehörde abweichend von 
den §§ 119, 120 geregelt werden. Auf Verlangen des zur Uferunterhaltung 
Verpflichteten hat ſtatt ſeiner der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs Verpflichtete 
die im $ 120 bezeichneten Uferarbeiten gegen angemeſſene Vergütung auszuführen. 


§ 122. 
Sind Vorfluthinderniſſe im Waſſerlaufe von einem anderen als dem Unter⸗ 
haltungspflichtigen verurſacht worden, ſo hat die Waſſerpolizeibehörde, ſoweit 
tunlich, dieſen zur Beſeitigung anzuhalten. Dasſelbe gilt von ſolchen Hinder⸗ 
niſſen auf den Ufergrundſtücken, die bei bordvollem Waſſerlauf den Waſſerabfluß 
weſentlich beeinträchtigen. 
§ 123. 

Die Anlieger an einem Waſſerlaufe ſind, auch wenn ſie nicht deſſen Eigen⸗ 
tümer ſind, unbeſchadet der Vorſchrift des § 22, berechtigt, im Waſſerlaufe die 
zur Befeſtigung der Ufer dienenden Arbeiten vorzunehmen. Dasſelbe Recht ſteht 
dem nach § 120 Abſ. 4 zur Unterhaltung der Ufer Verpflichteten zu. 


§ 124. 

(1) Iſt ein natürlicher Waſſerlauf nach einem behördlich feſtgeſtellten Plane 
ausgebaut, ſo iſt der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs Verpflichtete befugt, durch 
Erklärung gegenüber der Waſſerpolizeibehörde die den Grundſtückseigentümern 
nach § 120 Abſ. 2 obliegende Uferunterhaltung an ihrer Stelle zu übernehmen. 
Er kann die Grundſtückseigentümer mit Beiträgen in Höhe der ihnen nach § 120 
Abſ. 2 obliegenden Laſten zu den Koſten dieſer Uferarbeiten heranziehen. 

(e) Dasſelbe gilt, wenn die Ufer eines natürlichen Waſſerlaufs nach einem 
behördlich feſtgeſtellten Plane ausgebaut find und die Unterhaltung ſowohl des 
Waſſerlaufs als auch der Ufer, ſoweit fie ausgebaut find, demſelben Verpflich⸗ 
teten obliegt. 
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§ 125. , 

(1) Die Unterhaltung eines Waſſerlaufs zweiter Ordnung und ſeiner Ufer 
kann, wenn ſie wegen Hochwaſſergefahr beſonders ſchwierig oder koſtſpielig iſt, 
mit Zuſtimmung des Provinziallandtags dem Provinzialverbande durch den 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten übertragen werden, in der 
Provinz Heſſen⸗Naſſau und in den Hohenzollernſchen Landen mit Zuſtimmung 
des Kommunallandtags dem Bezirks- und dem Landeskommunalverbande. 

e) In dieſem Falle regelt ſich die Aufbringung und Unterverteilung der 
aus der Unterhaltung des Waſſerlaufs erwachſenden Koſten ſowie die Voraus⸗ 
belaſtung einzelner Beteiligter nach den SS 21, 27 des Kreis- und Provinzial 
abgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) 

(6) Der Provinzial- (Bezirks⸗ Landeskommunal-⸗) Verband hat durch 
Statut für den von ihm zu unterhaltenden Waſſerlauf eine Vertretung der Be⸗ 
teiligten einzuſetzen, die bei der Unterhaltung des Waſſerlaufs und ſeiner Ufer 
mitzuwirken, insbeſondere an den Schauen teilzunehmen hat. Zuſammenſetzung, 
Wahl und Befugniſſe dieſer Vertretung ſind in dem Statute zu regeln. 


$ 126. 

(1) An die Stelle der nach dieſem Geſetze zur Unterhaltung Verpflichteten 

treten: 

1. wenn bis zum 1. Januar 1912 der Staat einen natürlichen Waſſer⸗ 
lauf zweiter oder dritter Ordnung oder deſſen Ufer unterhalten hat 
oder zu unterhalten verpflichtet war, der Staat 

2. wenn beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein anderer auf Grund einer 
Obſervanz oder eines beſonderen Titels zur Unterhaltung eines natür⸗ 
lichen Waſſerlaufs dritter Ordnung oder feiner Ufer öffentlichrechtlich 
verpflichtet iſt, dieſer 

3. wenn beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein anderer auf Grund einer 
Obſervanz oder eines beſonderen Titels zur Unterhaltung eines künſt⸗ 
lichen Waſſerlaufs oder feiner Ufer öffentlichrechtlich verpflichtet ift, dieſer 

4. wenn in einem Verleihungsbeſchluß oder in einem Beſchluſſe, durch den 
ein Zwangsrecht begründet wird ($$ 330 ff.), oder im gewerbe⸗ 
polizeilichen Genehmigungsverfahren dem Unternehmer die Verpflichtung 
zur Unterhaltung eines Waſſerlaufs oder ſeiner Ufer auferlegt iſt, der 
Unternehmer für die Dauer der Verpflichtung; 

5. wenn der Staat, eine Waſſergenoſſenſchaft oder eine andere Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechtes die Verpflichtung zur Unterhaltung eines 
Waſſerlaufs oder ſeiner Ufer durch Vereinbarung mit dem Unter⸗ 
haltungspflichtigen unter Zuſtimmung der Waſſerpolizeibehörde mit 
öffentlichrechtlicher Wirkung übernimmt, dieſe. 

(2) Im Sinne des Abſ. 1 Nr. 5 ſtehen den Körperſchaften des öffent⸗ 

lichen Rechtes diejenigen einer öffentlichen Aufſicht unterſtehenden Gemeinſchaften 
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Unterhaltungspflichtiger gleich, die auf Grund der bisherigen Geſetzgebung oder 
ſtatutariſcher oder regulativmäßiger Beſtimmungen vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes gebildet ſind oder nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gebildet werden. 

(3) Der Umfang der Pflicht zur Unterhaltung des Waſſerlaufs und der 
Ufer beſtimmt ſich auch in den Fällen der Abſ. 1, 2 nach § 114 und § 120 
Abſ. 1 bis 4. 

$ 127. 

() Beſteht beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes eine obſervanzmäßige oder 
auf beſonderem Titel beruhende Pflicht zur Unterhaltung eines natürlichen 
Waſſerlaufs zweiter Ordnung, ſo kann derjenige, dem die Unterhaltung nach 
§ 115 Abſ. 1 Nr. 2, § 116 Abſ. 2 oder § 125 übertragen wird, den bisher 
Verpflichteten in Höhe ſeiner bisherigen Verpflichtung zu den Koſten der Unter⸗ 
haltung heranziehen. Der Koſtenbeitrag darf den Durchſchnitt der in den letzten 
zehn Jahren vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes für den bisherigen Unter⸗ 
haltungspflichtigen notwendig gewordenen laufenden Aufwendungen nicht überſteigen. 

(2) Der hiernach zu leiſtende Beitrag kann von dem dazu Verpflichteten 
zum 25 fachen Betrage bar abgelöſt werden. 


$ 128. 
(1) Iſt beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein anderer als der Staat zur 
Unterhaltung eines natürlichen Waſſerlaufs erſter Ordnung öffentlichrechtlich ver 
pflichtet, ſo kann der Staat denjenigen, dem die Unterhaltung des Waſſerlaufs 
abgenommen wird, in Höhe ſeiner bisherigen Verpflichtung zu den Koſten der 
Unterhaltung heranziehen. Der Koſtenbeitrag darf den Durchſchnitt der in den 
letzten zehn Jahren vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes für den bisherigen 
Unterhaltungspflichtigen notwendig gewordenen laufenden Aufwendungen nicht 
überſteigen. 
(2) Der $ 127 Abſ. 2 iſt anzuwenden. 


§ 129. 

() Wo die Flößerei auf Waſſerläufen zweiter oder dritter Ordnung 
gemeinüblich oder beſonders zugelaſſen iſt, hat der Staat die zur Erhaltung der 
Flößbarkeit erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

(2) War beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein anderer hierzu verpflichtet, 
ſo behält es dabei ſein Bewenden. 

(6) Der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs und der zur Erhaltung der 
Flößbarkeit Verpflichtete können mit Zuſtimmung der Waſſerpolizeibehörde ver- 
einbaren, daß einer von ihnen auch die Verpflichtung des anderen übernimmt. 


$ 130. 
() Streitigkeiten der Beteiligten darüber, wem von ihnen die öffentlich⸗ 
rechtliche Verpflichtung zur Unterhaltung eines Waſſerlaufs oder feiner Ufer ob⸗ 
liegt, werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. 
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e) Ebenſo iſt über Anſprüche von Beteiligten auf Erſtattung des Ge⸗ 
leiteten gegen einen aus Gründen des öffentlichen Rechtes zur Unterhaltung 
eines Waſſerlaufs oder feiner Ufer Verpflichteten im Verwaltungsſtreitverfahren 
zu entſcheiden, ohne Rückſicht darauf, ob auf Anordnung der Waſſerpolizeibehörde 
oder ohne eine ſolche geleiftet worden iſt. Doch ſteht, ſoweit nach $ 133 Abſ. 1 
die dort bezeichnete Behörde über vorzunehmende Unterhaltungsarbeiten entſcheidet, 
dieſer Behörde bei Klagen gegen den Staat die Vorentſcheidung darüber zu, ob 
und in welchem Umfange die vorgenommenen Arbeiten zur Erfüllung der Unter⸗ 
haltungspflicht erforderlich waren. 

(3) Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. 


$ 131. 

Wird ein Waſſerlauf zweiter oder dritter Ordnung nach § 3 Abſ. 1 zu 
einem Waſſerlauf erſter Ordnung und wird dadurch die Laſt der Uferunterhaltung 
für die dazu Verpflichteten vermehrt, ſo iſt ihnen Entſchädigung aus der Staats⸗ 
faffe zu leiſten. Auf die Entſchädigung iſt der Vorteil anzurechnen, der dem zur 
Uferunterhaltung Verpflichteten durch den Übergang der Unterhaltung des Waſſer⸗ 
laufs auf den Staat erwächſt, ſoweit dieſer Vorteil nicht bereits nach § 3 Abſ. 2 
Satz 4 oder § 11 Satz 3 angerechnet worden iſt. 


$ 132. 

(1) Geht bei der Verſetzung eines Waſſerlaufs zweiter oder dritter Ordnung 
in die erſte Ordnung die Unterhaltung auf den Staat über, ſo können diejenigen, 
denen die Unterhaltung des Waſſerlaufs abgenommen wird, in Höhe ihrer bis⸗ 
herigen Verpflichtung zu den Koſten der Unterhaltung herangezogen werden. 
Lag die Unterhaltung bisher einer Waſſergenoſſenſchaft oder Gemeinde ob, ſo hat 
dieſe den Beitrag zu den Koſten aufzubringen. Der § 127 Abſ. 1 Satz 2, 
Abſ. 2 iſt entſprechend anzuwenden. 

(2) Bei der Verſetzung eines Waſſerlaufs erſter Ordnung in die zweite 
oder dritte Ordnung verbleibt die Unterhaltung des Waſſerlaufs dem Staate. 


RER 

) Soweit die Unterhaltung der Waſſerläufe erſter Ordnung oder ihrer 
Ufer dem Staate obliegt, entſcheidet unter Beobachtung der Vorſchriften des 
§ 114 Abſ. 1 und des $ 119 die mit ihrer Verwaltung beauftragte Behörde 
über die vorzunehmenden Unterhaltungsarbeiten. Dasſelbe gilt für die zur Er⸗ 
haltung der Flößbarkeit an Waſſerläufen zweiter oder dritter Ordnung vom 
Staate zu treffenden Maßnahmen. 

(2) In allen übrigen Fällen ſtellt erforderlichenfalls die Waſſerpolizei— 
behörde durch polizeiliche Verfügung Art und Maß der zur Unterhaltung des 
Waſſerlaufs und feiner Ufer nach den §H 114, 119, 120 auszuführenden Arbeiten 
ſowie die Zeit zu ihrer Ausführung feſt. Dieſe Feſtſtellungen können allgemein 
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durch Polizeiverordnungen (Unterhaltungsordnungen), für bereits beſtehende Gemein⸗ 
ſchaften der im § 126 Abſ. 2 bezeichneten Art nach ihrer Verfaſſung getroffen 
werden. 

(3) Iſt ein anderer als der Staat zur Unterhaltung eines künſtlichen 
Waſſerlaufs erſter Ordnung verpflichtet, ſo kann er über die Unterhaltung 
allgemeine Beſtimmungen aufſtellen, die der Genehmigung der mit der Aufſicht 
über den künſtlichen Waſſerlauf erſter Ordnung betrauten Behörde unterliegen. 
Die allgemeinen Beſtimmungen haben ſich auch auf die Unterhaltung der Ufer 
zu erſtrecken, ſoweit ſie dem zur Unterhaltung des künſtlichen Waſſerlaufs erſter 
Ordnung Verpflichteten obliegt. 

() Für Waſſerläufe, deren Unterhaltung einem Provinzial⸗ (Bezirks, 
Landeskommunal⸗) Verband übertragen iſt ($ 125), können allgemeine Be⸗ 
ſtimmungen über die Unterhaltung auch durch Reglement nach den Provinzial⸗ 
ordnungen getroffen werden. Das Reglement bedarf der Genehmigung des 
Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 

(5) Soweit nach Abſ. 3 oder 4 eine allgemeine Ordnung erfolgt, kann 
daneben keine polizeiliche Unterhaltungsordnung mehr erlaſſen werden; bereits 
erlaſſene polizeiliche Unterhaltungsordnungen treten außer Kraft. Die im einzelnen 
Falle zu treffende polizeiliche Verfügung darf mit der allgemeinen Ordnung nicht 
im Widerſpruche ſtehen. 

| $ 134. 

Bei natürlichen Waſſerläufen erſter und zweiter Ordnung gelten für das 
Rechtsverhältnis zwiſchen den Unterhaltungspflichtigen und den Grundſtückseigen⸗ 
tümern die §§ 135 bis 144. 

$ 135. 

() Dem Unterhaltungspflichtigen ſowie feinen Beamten und mit Be⸗ 
rechtigungsausweis verſehenen Beauftragten iſt geſtattet, bei der Vorbereitung 
und Ausführung der Unterhaltungsarbeiten die Ufergrundſtücke, Anlandungen 
und Inſeln zu betreten. 

(2) Entſtehen durch dieſe Handlungen Beſchädigungen, fo hat der Be⸗ 
ſchädigte auf Erſatz des Schadens Anſpruch. Geringfügige Nachteile kommen 
jedoch nicht in Betracht. 

$ 136. 

(1) Gegen Entſchädigung haben die Anlieger zur Herſtellung von Ded- 
werken, Buhnen, Sperrwerken (Rupierungen) oder zu anderen Unterhaltungs⸗ 
arbeiten den erforderlichen Grund und Boden, einſchließlich der Arbeits⸗ und 
Lagerplätze, zur Benutzung einzuräumen und den Anſchluß der Werke an das 
Ufer zu geſtatten. 

(2) Ebenſo müſſen die Anlieger gegen Entſchädigung die Ausführung der 
für die Unterhaltungsarbeiten nötigen Hilfsanlagen am und im Waſſerlaufe, die 
Ablagerung des Aushubs von Erde, Kies, Sand, Hölzern und dergleichen auf 
den Ufergrundſtücken, die An⸗ und Abfuhr folder Materialien ſowie die An⸗ und 
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Abfuhr der Bauſtoffe dulden, auch einen beſtimmten Zugang für die Arbeiter 
und Aufſichtsperſonen einräumen. 
$ 137. 


Die $$ 135, 136 gelten auch für die hinter den Ufergrundſtücken liegenden 
Grundſtücke und deren Eigentümer. 


e $ 138. 

Gegen Entſchädigung müſſen die Anlieger ferner die Entnahme der zur 
Unterhaltung erforderlichen Feld⸗ und Bruchſteine, von Kies, Raſen, Sand, Lehm 
und anderer Erde aus den Ufergrundſtücken und den dahinter liegenden Grund⸗ 
ſtücken, ſoweit ſie land⸗ oder forſtwirtſchaftlich genutzt werden oder Umland find, 
geftatten, wenn der Unterhaltungspflichtige dieſe Materialien anderweit nur mit 
unverhältnismäßigen Koſten gewinnen kann. 


$ 139. 

Durch die Inanſpruchnahme der Grundſtücke in den Fällen der $$ 136 
bis 138 darf der Abfluß von Waſſerläufen nur mit Zuſtimmung der Beteiligten 
gehindert werden. Auch darf in den Fällen des § 138 die beſtehende Uferhöhe 
nur mit Zuſtimmung der Anlieger verringert werden, wenn dadurch das Über⸗ 
treten des Hochwaſſers auf die angrenzenden Ländereien früher als bisher herbei⸗ 
geführt wird. 

§ 140. 

() Anlandungen, die infolge der Unterhaltungsarbeiten entſtehen, gehören 
in der aus § 8 Abſ. 2 Nr. 2 ſich ergebenden Begrenzung den Anliegern. 

(2) Der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs Verpflichtete iſt jedoch befugt, 
die Anlandungen auszubilden und ſo weit zu befeſtigen, daß ſie ohne Nachteil 
für den Waſſerlauf zur Grasnutzung verwendet werden können (reif find). Zu 
dieſem Zwecke tritt er kraft Geſetzes in den Beſitz und die Nutzung der An⸗ 
landungen. Den Anliegern iſt von dem Vorhaben des Unterhaltungspflichtigen, 
die Anlandung auszubilden und zu befeſtigen, ſchriftlich Kenntnis zu geben. 

(3) Die Anlieger dürfen die Anlandungen nur mit Zuſtimmung des 
Unterhaltungspflichtigen in Beſitz und Nutzung nehmen. Sie können die Zu⸗ 
ſtimmung verlangen, ſobald die Anlandungen reif oder die zur Erreichung dieſes 
Zieles erforderlichen Arbeiten eingeſtellt ſind oder wenn der Unterhaltungspflichtige 
die Befugnis, ſie reif zu machen, nicht ausübt, jedoch nur gegen Erſtattung des 
Wertes der Anlandungen, ſoweit er die von dem Unterhaltungspflichtigen aufge⸗ 
wendeten Koſten nicht überſteigt. 

() Dieſe Vorſchriften gelten auch für nicht reife Anlandungen, die infolge 
von Unterhaltungsarbeiten vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes entſtanden ſind. 
Bei natürlichen Waſſerläufen erſter Ordnung bleiben die nach dem Strombau⸗ 
verwaltungsgeſetze vom 20. Auguſt 1883 Geſetzſamml. S. 333) erworbenen 
Rechte unberührt. ‚ 
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§ 141. 

(1) Solange der Unterhaltungspflichtige die Anlandungen in Beſitz hat, 
muß er dem Eigentümer oder Nutzungsberechtigten des Ufergrundſtücks, ſoweit 
es deſſen wirtſchaftliche Intereſſen erfordern, vorbehaltlich der Beſtimmung des 
§ 142, die Verbindung mit dem Waſſerlauf und deſſen Benutzung geſtatten. 

(2) Liegen die Anlandungen vor Fähren, Landeplätzen und dergleichen, ſo 
hat der Unterhaltungspflichtige ihre Ausbildung möglichſt zu beſchleunigen, auch 
Fürſorge für zweckentſprechenden Zugang zu treffen. 

() Im Falle einer Verpachtung iſt bei gleichem Gebote dem Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigten des Ufergrundſtücks der Vorzug zu geben. 


$ 142. 

Solange die in Erfüllung der Unterhaltungspflicht ausgeführten Anlagen 
als Unterhaltungsanlagen von dem Verpflichteten unterhalten werden, iſt dieſer 
berechtigt, jede Benutzung der anſtoßenden Anlandungen, die den Anlagen ſchäd⸗ 
lich werden könnte, zu verbieten. 

$ 143. 

(1) Wird eine Beraſung oder Bepflanzung reifer, vom Anlieger in Beſitz 
genommener Anlandungen erforderlich, ſo kann der zur Unterhaltung des Waſſer⸗ 
laufs Verpflichtete den Anlieger auffordern, ſie binnen einer beſtimmten Friſt 
auszuführen. Kommt der Anlieger der Aufforderung nicht nach, ſo iſt der 
Unterhaltungspflichtige berechtigt, die Beraſung oder Bepflanzung ſelbſt auszu⸗ 
führen, die Nutzung davon zu ziehen und zu dieſem Zwecke die Ufergrundſtücke 
zu betreten oder zu befahren. 

(2) Dem Anlieger ift die Nutzung zu überlaſſen, wenn er die bisher durch 
die Nutzung nicht gedeckten Aufwendungen erſtattet und die Unterhaltung der 
Anlandungen, nötigenfalls unter Sicherſtellung, übernimmt. 


§ 144. 

Dem Unterhaltungspflichtigen ſowie feinen Beamten und mit Berechti⸗ 
gungsausweis verſehenen Beauftragten iſt das Setzen von Stations⸗ und Feſt⸗ 
punktmarken, desgleichen von Schiffahrtzeichen und ſonſtigen Merkzeichen auf An⸗ 
landungen aller Art und Inſeln ſowie auf den Ufergrundſtücken und, ſoweit 
erforderlich, auch den dahinter liegenden Grundſtücken jederzeit geſtattet. Wenn 
dieſe Marken und Merkzeichen wenig ſichtbar ſind und daraus Gefahren bei der 
Bewirtſchaftung entſtehen können, ſind ſie angemeſſen zu kennzeichnen. Die 
Grundſtückseigentümer oder Nutzungsberechtigten haben Anſpruch auf Erſatz des 
Schadens, den ſie dadurch erleiden. 

$ 145. 

() Bei Waſſerläufen dritter Ordnung, die nicht von den Anliegern zu 
unterhalten ſind, haben dieſe die Ablagerung des Aushubs von Erde, Kies, 
Sand, Hölzern und dergleichen auf den Ufergrundſtücken zu dulden und für die 
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Beſeitigung des Aushubs zu ſorgen, ſoweit es zur Erhaltung eines ungehinderten 
Waſſerabfluſſes erforderlich iſt und ohne ungebührliche Belaſtung der Anlieger 
möglich iſt. Der Aushub geht in das Eigentum des Anliegers über. Soweit 
eine ungebührliche Belaſtung ſtattfindet, iſt der Unterhaltungspflichtige zur Be⸗ 
ſeitigung des Aushubs verpflichtet. 

(2) Bei künſtlichen Waſſerläufen dritter Ordnung, die gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen dienen, hat der Unterhaltungspflichtige auf Verlangen des Anliegers 
den Aushub zu entfernen und für Beſchädigungen Erſatz zu leiſten. 

6) Dem Unterhaltungspflichtigen ſowie ſeinen Beamten und mit Berechti⸗ 
gungsausweis verſehenen Beauftragten iſt geſtattet, bei der Vorbereitung und 
Ausführung der Unterhaltungsarbeiten die Ufergrundſtücke zu betreten und dort 
vorübergehend Materialien niederzulegen. Für die hierdurch verurſachten Be⸗ 
ſchädigungen ift Erſatz zu leiſten. 

(4) Beſondere Titel und Obſervanzen, die eine von den Vorſchriften dieſes 
Paragraphen abweichende Regelung enthalten, bleiben aufrechterhalten. 


$ 146. 

Soweit nicht in dieſem Titel eine Entſchädigungspflicht ausdrücklich feſt⸗ 
geftellt iſt, kann für einen durch Unterhaltungsarbeiten verurſachten Schaden nur 
inſoweit Erſatz verlangt werden, als der Schaden bei Beobachtung der erforder- 
lichen Sorgfalt vermieden worden wäre. 


$ 147. 

() In den Fällen der $$ 136 bis 145 ſind, ſoweit nicht Gefahr im 
Verzug iſt, die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten der betroffenen Grundſtücke 
vor der Inangriffnahme der geplanten Maßnahmen zu hören. 

(2) Im Falle von Streitigkeiten, auch von ſolchen nach § 135, verfügt 
die Waſſerpolizeibehörde. 

$ 148. 

(1) Die nach den $$ 131, 135 bis 146 den Grundſtückseigentümern oder 
Nutzungsberechtigten zuſtehenden Entſchädigungen, die nach den $$ 119, 121, 
124, 127, 128, 132 zu leiſtenden Beiträge und Vergütungen ſowie die nach 
§ 140 Abf. 3 und $ 143 Abſ. 2 zu erſtattenden Beträge werden im Streitfalle 
durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes feſtgeſetzt. . 

e) Die Vorſchriften des § 76 find anzuwenden. 


8149. 

) Im Falle des § 119 wird nach Beendigung der Arbeiten eine Liſte 
der auf die einzelnen Eigentümer entfallenden Beiträge auf Antrag des zur 
Unterhaltung des Waſſerlaufs Verpflichteten von dem Regierungspräſidenten 
(Oberpräſidenten), bei Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung von dem Land⸗ 
rat öffentlich ausgelegt. Die Auslegung iſt in ortsüblicher Weiſe und, wenn 
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Landkreiſe beteiligt find, auch durch die Kreisblätter bekannt zu machen. Inner⸗ 
halb einer Friſt von vier Wochen nach der letzten Bekanntmachung können Ein⸗ 
wendungen gegen die Liſte erhoben werden. Die Friſt und die Stelle, bei der 
die Einwendungen anzubringen ſind, iſt in der Bekanntmachung anzugeben. 
Neben der öffentlichen Bekanntmachung ſind die Eigentümer auf dieſe durch be⸗ 
ſondere Mitteilung hinzuweiſen. 

(2) Über die rechtzeitig erhobenen, erforderlichenfalls mit den Beteiligten 
zu erörternden Einwendungen entſcheidet der Bezirksausſchuß. 

(3) Die Vorſchriften des 76 Abſ. 1 find anzuwenden. 

( Nach Erledigung der Einwendungen oder fruchtloſem Ablaufe der Friſt 
ſtellt der Regierungspräſident (Oberpräſident), bei Waſſerläufen zweiter und dritter 
Ordnung der Landrat die Liſte endgültig feſt. 


$ 150. 

() Die §§ 135 bis 138, der § 140 Abſ. 2, 3, Abſ. 4 Satz 1 und die 
§§ 141 bis 144 find auf Grundſtücke, die Beſtandteile von Feſtungen, Eiſen⸗ 
bahnen oder öffentlichen Wegen ſind, nicht anzuwenden, wenn Gründe des öffent⸗ 
lichen Wohles entgegenſtehen. Ob dies der Fall iſt, entſcheidet auf Anrufen des 
Grundſtückseigentümers der Regierungspräſident. 

(2) Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten iſt nur Beſchwerde 
im Aufſichtswege zuläſſig. 

(3) Im Falle des Abſ. 1 iſt der Grundſtückseigentümer verpflichtet, die 
erforderlichen Unterhaltungsarbeiten nach näherer Beſtimmung der Waſſerpolizei⸗ 
behörde ſelbſt auszuführen. 

§ 151. 

Soweit nicht Staatsverträge oder ſonſtige mit anderen Staaten getroffene 
Abreden entgegenſtehen, können die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Unter⸗ 
haltung für ſolche Waſſerläufe, die nicht ausſchließlich dem preußiſchen Staats⸗ 
gebiet angehören, zeitweilig außer Kraft geſetzt werden. Zuſtändig iſt bei Waſſer⸗ 
läufen erſter Ordnung der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, ſonſt der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Fünfter Titel. 
Ausbau der Waſſerläufe und ihrer Afer. 


$ 152. 

Natürliche Waſſerläufe erfter oder zweiter Ordnung und ihre Ufer können 
nach den folgenden Beſtimmungen aus Gründen des öffentlichen Wohles ausge⸗ 
baut werden. 

$ 153, 
(1) Das Ausbauunternehmen kann 
1. die Einlegung von Stauwerken, eine die Befahrung der Waſſerſtraße 
mit größeren Fahrzeugen bezweckende Vertiefung, die Herſtellung eines 
neuen Bettes, die Durchführung einer Hochwaſſerregulierung oder 
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2. andere über die Unterhaltung hinausgehende Verbeſſerungen 
zum Gegenſtande haben. 

(2) Den Ausbauunternehmungen im Sinne des Abſ. 1 Nr. 2 wird gleich⸗ 
geſtellt die künſtliche Schaffung von Neuland an Ufergrundſtücken. 


$ 154. 
Die Waſſerpolizeibehörde entſcheidet im Streitfall, ob Arbeiten über die 
Unterbaltung hinausgehen und den Vorſchriften dieſes Titels unterſtehen. Die 
Entſcheidung kann nur mit der Beſchwerde im Aufſichtsweg angefochten werden. 


§ 155. 

(1) Ausbauberechtigt find: 

1. bei natürlichen Waſſerläufen erfter Ordnung der Staat; 

2. bei Waſſerläufen zweiter Ordnung der Staat, Waſſergenoſſenſchaften 

oder andere Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ſowie die dieſen 
im § 126 Abſ. 2 gleichgeſtellten Gemeinſchaften Unterhaltungspflichtiger 
für die von ihnen zu unterhaltende Strecke, ferner eine den Ausbau 
des Waſſerlaufs bezweckende Waſſergenoſſenſchaft für die innerhalb des 
Genoſſenſchaftsgebiets „Helegeng, Strecke. 4. 

e) Durch Königliche Verordnung kann das Recht zum Ausbau eines 
Waſſerlaufs und in Verbindung damit auch das Recht zum Ausbau der Ufer 
dem Reiche, einem fremden Staate oder einer nicht ſchon nach Abſ. 1 ausbau⸗ 
berechtigten öffentlichrechtlichen Körperſchaft mit ihrer Zuſtimmung übertragen 
werden. 

(3) Der Ausbauberechtigte bedarf zum Ausbau keiner Verleihung. 


§ 156. 

(1) Dem Unternehmer des Ausbaues liegt die Herſtellung derjenigen Ein⸗ 
richtungen ob, die zur Sicherung von Grundſtücken und Anlagen gegen Gefahren 
und Nachteile notwendig ſind, wenn ſolche Einrichtungen mit dem Unternehmen 
vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt find. Er hat auch die im öffentlichen 
Intereſſe erforderlichen Einrichtungen zu treffen. Zu dieſen gehören die durch den 
Ausbau bedingten Anderungen an öffentlichen Wegen und den in ihrem Zuge 
belegenen Brücken. Der Wege⸗ oder Brückenunterhaltungspflichtige hat, unbe⸗ 
ſchadet auf beſonderem Titel beruhender Verpflichtungen, zu den Koſten ſo viel 
beizutragen, als ihm durch die Anderung Koſten erſpart werden, die er ſonſt zur 
Erfüllung ſeiner Unterhaltungspflicht hätte aufwenden müſſen. 

(2) Sind von dem Ausbau nachteilige Wirkungen zu erwarten, durch die 
das Recht eines anderen beeinträchtigt werden würde, fo kann der davon Be⸗ 
troffene die Herſtellung von Einrichtungen fordern, welche die nachteiligen Wir- 
kungen ausſchließen. Von nachteiligen Wirkungen der im § 41 Abſ. 1, 2 bezeich⸗ 
neten Art gilt dasſelbe, auch wenn dadurch kein Recht beeinträchtigt wird. 
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(3) Als Nachteil gilt nicht die Veränderung des Grundwaſſerſtandes, wenn 
der Ausbau zur Beſchaffung der Vorflut für die gewöhnliche Bodenentwäſſerung 
von Grundſtücken erfolgt, für die der auszubauende Waſſerlauf der natürliche 
Vorfluter iſt. 

() Der $ 57 ift auf den Ausbau ſinngemäß anzuwenden. 

(s) Nimmt der Staat zum Ausbau eines Leinpfades oder zu ſonſtigen 
Zwecken eine Anſchüttung vor der Uferlinie vor, ſo hat er den früheren Anliegern 
oder Nutzungsberechtigten, ſoweit es deren wirtſchaftliche Intereſſen erfordern, die 
Verbindung mit dem Waſſerlauf und deſſen Benutzung in dem bisher geübten 
Umfange zu geſtatten. 


$ 157. 

(1) Soweit in den Fällen des $ 156 Abſ. 2 Einrichtungen der dort be- 
zeichneten Art mit dem Unternehmen nicht vereinbar oder wirtſchaftlich nicht ge- 
rechtfertigt ſind, kann der von der nachteiligen Wirkung Betroffene Entſchädigung 
fordern. Wegen Beeinträchtigung eines Rechtes kann er, ſofern es ſich nicht 
um ein Recht am Waſſerlaufe handelt, auch dem Ausbau widerſprechen. 

(2) Die Entſchädigung kann in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen; dabei 
kann die Nachprüfung und anderweite Feſtſetzung in beſtimmten Zeiträumen vor⸗ 
behalten werden. Auf die Entſchädigung iſt der Vorteil anzurechnen, der dem 
Berechtigten aus dem Unternehmen erwächſt. 


$ 158. 

Dem Unternehmer liegt auch die Unterhaltung der im $ 156 bezeichneten 
Einrichtungen ob, ſoweit dieſe Unterhaltungslaſt über den Umfang einer beſtehenden 
Verpflichtung zur Unterhaltung vorhandener, demſelben Zwecke dienender Ein⸗ 
richtungen hinausgeht. 

$ 159, 

(1) Wegen nachteiliger Veränderung der Vorflut oder des Grundwaſſer⸗ 
ſtandes, wegen Erſchwerung der Unterhaltung des Waſſerlaufs oder ſeiner Ufer 
und wegen vorübergehender Beeinträchtigung von Waſſernutzungsrechten kann 
Entſchädigung nur verlangt werden, wenn der Schaden erheblich iſt. 

(2) Der durch Veränderung des Grundwaſſerſtandes entſtehende Schaden 
iſt ferner nur inſoweit zu erſetzen, als die Billigkeit nach den Umſtänden eine 
Entſchädigung erfordert. 

$ 160. 

() Der Unternehmer ift berechtigt, Anlandungen aller Art, Felſen, Inſeln 
und Ufervorſprünge abzutreiben oder ſonſt zu beſeitigen, wenn dies nach dem 
Plane ($ 163) erforderlich iſt. Entſchädigung kann nur verlangt werden, wenn 
der Schaden erheblich iſt. ö 

(2) Bei Ausführung der Arbeiten hat der Unternehmer dafür zu ſorgen, 
daß eine Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden vermieden wird, 
ſoweit dies mit dem Zwecke und der Wirtſchaftlichkeit des Unternehmens verein⸗ 
bar iſt. 
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§ 161. 

Die Bepflanzung, Beraſung oder anderweite Befeſtigung der im § 160 
Abſ. 1 bezeichneten Grundſtücke bedarf der Zuſtimmung des Unternehmers, ſoweit 
fie nach dem Plane ($ 163) beſeitigt werden ſollen. Dasſelbe gilt für die gänz⸗ 
liche oder teilweiſe Beſeitigung dieſer Grundſtücke, ſoweit der Plan ihre Beſeiti⸗ 
gung oder Erhaltung vorſieht. 

$ 162. 

() Die für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Unterhaltungspflichtigen 
und den Grundſtückseigentümern geltenden Vorſchriften der SS 135 bis 144 ſind 
entſprechend auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Ausbauunternehmer und den 
Grundſtückseigentümern anzuwenden. i 

(2) Die Anlieger ſind ferner ohne Anſpruch auf Entſchädigung verpflichtet, 
wildwachſende Bäume und Sträucher, welche die Durchführung des Unternehmens 
weſentlich beeinträchtigen und die nach dem Plane ($ 163) beſeitigt werden 
müſſen, auf Erfordern des Unternehmers nach ihrer Wahl entweder ſelbſt zu be⸗ 
feitigen oder die Beſeitigung zu dulden. 


$ 163. 

Der Unternehmer hat den Plan für den Ausbau dem örtlich zuftändigen 
Regierungspräſidenten, bei natürlichen Waſſerläufen erſter Ordnung, mit deren 
Verwaltung ein Oberpräſident oder ein anderer Regierungspräſident beauftragt 
iſt, dieſem einzureichen. Der Regierungspräſident (Oberpräſident) hat zu prüfen, 
ob Gründe des öffentlichen Wohles vorliegen und, wenn dies nicht der Fall iſt, 
den Ausbau für unzuläffig zu erklären. Die Entſcheidung kann nur mit der 
Beſchwerde im Aufſichtsweg angefochten werden, und zwar, wenn es ſich um 
den Ausbau eines natürlichen Waſſerlaufs erſter Ordnung handelt, bei dem Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten, ſonſt bei dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten. 

$ 164. 

a) Mit dem Plane iſt ein Auszug daraus einzureichen, der eine kurze 
Darſtellung des Unternehmens und die herzuſtellenden Einrichtungen enthalten muß. 

(2) Der Auszug ift in den Gemeinden (Gutsbezirken), auf die ſich nach dem 
Ermeſſen des Regierungspräſidenten (Oberpräſidenten) die Wirkung des Unter⸗ 
nehmens erſtrecken kann, während eines Zeitraums von mindeſtens zwei Wochen 
zu jedermanns Einſicht auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung des Auszugs 
ſowie die Stelle, bei welcher der Plan ſelbſt eingeſehen werden kann, ſind in 
ortsüblicher Weiſe und, wenn Landgemeinden beteiligt ſind, auch in den Kreis⸗ 
blättern bekannt zu machen. Daneben ſollen alle bekannten Perſonen, die nach 
dem Ermeſſen des Regierungspräſidenten (Oberpräſidenten) von nachteiligen Wir⸗ 
kungen des Ausbaues betroffen werden können, auf die öffentliche Bekanntmachung 
hingewieſen werden. 
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$ 165. 

(1) Die Bekanntmachung muß angeben, bei welcher Behörde Widerſprüche 
gegen den Ausbau und Anſprüche auf Herſtellung und Unterhaltung von Ein⸗ 
richtungen oder auf Entſchädigung ſchriftlich oder mündlich zu Protokoll erhoben 
werden können. Sie muß ferner für die Erhebung von Widerſprüchen eine Friſt 
beſtimmen. Dieſe beträgt mindeſtens vier Wochen und beginnt mit Ablauf des 
Tages, an dem das die letzte Bekanntmachung enthaltende Blatt ausgegeben iſt. 
Widerſpruch kann auch die Waſſerpolizeibehörde erheben. 

(2) Auch die Gemeinde⸗ (Guts) Vorſtände können Anſprüche auf Her⸗ 
ſtellung und Unterhaltung von Einrichtungen erheben. 


$ 166. 

Die Bekanntmachung iſt unter der Verwarnung zu erlaſſen, daß die⸗ 
jenigen, die innerhalb der im § 165 Abſ. 1 bezeichneten Friſt keinen Widerſpruch 
gegen den Ausbau erheben, ihr Widerſpruchsrecht verlieren und daß nach Feſt⸗ 
ſtellung des Planes ($ 168) nur noch die im § 172 bezeichneten Anſprüche geltend 
gemacht werden können. 

$ 167, 

Nach Ablauf der Friſt (§ 165 Abſ. 1) hat ein Beauftragter des Regierungs⸗ 
präfidenten (Oberpräſidenten) die Widerſprüche und Anſprüche (§ 165) mit den 
Beteiligten, nötigenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen, mündlich zu 
erörtern und ſodann die Verhandlungen der Planfeſtſtellungsbehörde (§ 168) 
vorzulegen. Zu der Erörterung ſind der Unternehmer ſowie diejenigen, die Wider⸗ 
ſprüche oder Anſprüche erhoben haben, mit der Eröffnung vorzuladen, daß im 
Falle des Ausbleibens gleichwohl mit der Erörterung werde vorgegangen werden. 


$ 168. 

(1) Der örtlich zuſtändige Bezirksausſchuß beſchließt über die Widerſprüche 
und Anſprüche und ſtellt danach den Plan feſt. Der $ 70 Abſ. 2 Satz 1, 
2, 4,5 iſt entſprechend anzuwenden. Soweit begründete Widerſprüche erhoben 
ſind, wird der Plan unter dem Vorbehalte feſtgeſtellt, daß mit der Ausführung 
erſt nach Beſeitigung der Widerſprüche begonnen werden darf. 

() Läßt ſich bei Entſchädigungsanſprüchen nicht vorausſehen, ob oder in 
welcher Höhe ein Schaden entſtehen wird, ſo iſt die Entſcheidung über dieſe An⸗ 
ſprüche einem ſpäteren Verfahren vorzubehalten. Der Bezirksausſchuß kann dem 
Unternehmer hierbei auferlegen, Maßnahmen (Pegelbeobachtungen, Grundwaſſer⸗ 
ſtandsbeobachtungen uſw.) zu treffen, die geeignet ſind, die Feſtſtellung, ob und 
in welchem Umfange Schäden entſtanden ſind, zu erleichtern. 

() Die Koſten des Verfahrens fallen dem Unternehmer zur Laſt. 


$ 169. 
Der Beſchluß ift mit Gründen zu verfehen und dem Unternehmer fowie 


allen zuzuſtellen, die Widerſprüche oder Anſprüche erhoben haben. 
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$ 170. 

(1) Gegen den Beſchluß fteht, ſoweit er nicht die von dem Unternehmer 
zu leiſtende Entſchädigung betrifft, den Beteiligten binnen zwei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde zu. 

(2) Alber die Beſchwerde entſcheidet bei natürlichen Waſſerläufen erſter 
Ordnung der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, ſonſt der Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten. 

6) Für die Anfechtung der Entſcheidung über die Entſchädigungsanſprüche 
und für den Beginn des Ausbaues gelten der § 76 Abſ. 2 und der § 77 
entſprechend. 

9171. 

(1) In dringlichen Fällen kann der Bezirksausſchuß Abweichungen von 
dem endgültig feſtgeſtellten Plane geſtatten. 

(2) Die Entſcheidung hierüber erfolgt durch unanfechtbaren Beſchluß. 

(3) Das Verfahren zwecks endgültiger Feſtſtellung des neuen Planes iſt 
ohne Verzug durchzuführen. 

$ 172. 

(1) Auch nach Feſtſtellung des Planes ($ 168) kann wegen nachteiliger 
Wirkungen des Ausbaues der davon Betroffene die Herſtellung und Unterhaltung 
von Einrichtungen oder Entſchädigung nach den § 156 bis 159 fordern, es ſei 
denn, daß er ſchon vor Ablauf der im § 165 Abſ. 1 bezeichneten Friſt die nach⸗ 
teilige Wirkung vorausgeſehen hat oder hätte vorausſehen müſſen und bis zum 
Ablaufe der Friſt weder dem Ausbau widerſprochen noch Anſprüche auf Her⸗ 
ſtellung von Einrichtungen oder auf Entſchädigung erhoben hat. Der Ablauf 
der Friſt ſteht den Anſprüchen nicht entgegen, wenn der Beſchädigte glaubhaft 
macht, daß er durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert 
worden iſt, die Friſt einzuhalten. Die Anſprüche verjähren in drei Jahren von 
dem Zeitpunkt an, in welchem der Geſchädigte von dem Eintritte der nachteiligen 
Wirkung Kenntnis erlangt hat. Sie find ausgeſchloſſen, wenn fie nicht binnen 
dreißig Jahren nach der Fertigſtellung des Teiles des Unternehmens, durch den 
der Schaden verurſacht worden iſt, geltend gemacht werden. 

(2) Den Zeitpunkt der Fertigſtellung der einzelnen Teile des Unternehmens 
hat der Regierungspräſident (Oberpräſident) in den beteiligten Gemeinden (Guts⸗ 
bezirken) in ortsüblicher Weiſe und, wenn Landgemeinden beteiligt ſind, auch in 
den Kreisblättern bekannt zu machen. 

(3) Die Entſcheidung trifft die Planfeſtſtellungsbehörde. Der § 70 Abſ. 2 
Satz 1, 2 und die $$ 169, 170 find entſprechend anzuwenden. Dasſelbe gilt 
im Falle des $ 168 Abſ. 2. 

§ 173. 

(1) Bei Ausbauunternehmungen der im § 153 Abſ. 1 Nr. 2 bezeichneten 
Art kann nach dem Ermeſſen des nach § 163 zuſtändigen Regierungspräſidenten 
(Oberpräſidenten) auf Antrag des Unternehmers davon abgeſehen werden, das in 
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den §§ 164 bis 170 geregelte Verfahren mit den daſelbſt beſtimmten Wirkungen 
einzuſchlagen. 

(2) Die Beteiligten find vor der Ausführung in geeigneter Weiſe zu hören. 
Ihre Anſprüche auf Grund des § 156, des § 157 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 und 
der $$ 158 bis 162 bleiben unberührt. 


§ 174. 

() Die Anlieger eines Waſſerlaufs haben zum Ausbau der Ufer, ſoweit 
er nach dem feſtgeſtellten Plane zur Erhaltung, Sicherung oder Verbeſſerung der 
Vorflut im Waſſerlauf erforderlich iſt, dem Unternehmer einen angemeſſenen 
Koſtenbeitrag zu leiſten. Der Beitrag darf die Vorteile nicht überfteigen, die 
den Anliegern durch Sicherung des Beſtandes ihrer Ufergrundſtücke erwachſen. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 find entſprechend anzuwenden, wenn der 
Ausbau unter der Uferlinie ausgeführt werden muß, um einer künftigen Behinderung 
der Vorflut durch Uferabbrüche vorzubeugen. 

6) Wird durch den Ausbau eines Waſſerlaufs der Unterhaltungspflichtige 
von der Unterhaltungslaſt befreit ($ 115 Abſ. 3), fo hat er dem Unternehmer 
einen Koſtenbeitrag in Höhe des Vorteils zu leiſten, der ihm aus der Befreiung 
von der Unterhaltungslaſt erwächſt. Dieſer Koſtenbeitrag darf den zehnjährigen 
Durchſchnitt der vor dem Ausbau für den bisherigen Unterhaltungspflichtigen 
notwendig gewordenen laufenden Aufwendungen nicht überſteigen und kann durch 
Zahlung des 20 fachen Betrags abgelöſt werden. 

() Kommt in den Fällen der Abſ. 1 bis 3 keine Einigung zuſtande, fo 
entſcheidet auf Antrag des Unternehmers der Bezirksausſchuß durch Beſchluß. 
Wegen des Verfahrens zur Feſtſtellung der Beitragspflichtigen und der auf ſie 
entfallenden Beiträge findet die Vorſchrift des $ 149 Anwendung. Auf die An⸗ 
fechtung des Beſchluſſes iſt der § 76 Abſ. 1 entſprechend anzuwenden. 


$ 175. 

() Für die Herſtellung und Veränderung künſtlicher Waſſerläufe erſter 
und zweiter Ordnung gelten ſinngemäß die $$ 156 bis 159, der § 163 Satz 1 
und die $$ 164 bis 172. 

(2) Wird ein künſtlicher Waſſerlauf dritter Ordnung hergeſtellt oder ver⸗ 
ändert, fo gelten ſinngemäß der § 156 Abſ. 2, 3, die $$ 157 bis 159 und der 
$ 172 Abſ. 1 Satz 3, 4. 

Sechſter Titel. 


Beteiligung des Staates und der Provinzen an dem Ausbau der Waſſerläufe 
zweiter Ordnung. 
§ 176. 

(1) Dem zur Unterhaltung eines natürlichen Waſſerlaufs zweiter Ordnung 
Verpflichteten liegt, wenn überwiegende Rückſichten des öffentlichen Wohles dies 
erfordern, auch der Ausbau des Waſſerlaufs und ſeiner Ufer ob. 

21* 
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() Er kann hierzu durch Verfügung der Waſſerpolizeibehörde angehalten 

werden. 
§ 177. 

(1) Wenn der Ausbau dem Verpflichteten Laſten auflegt, die in keinem 
Verhältniſſe zu den ihm dadurch erwachſenden Vorteilen oder zu ſeiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ſtehen, iſt die Ausübung des Zwanges nur dann zuläſſig, wenn der 
Staat und die Provinz ſich an der Aufbringung der Koſten angemeſſen beteiligen 
und der Verpflichtete hierdurch ausreichend entlaſtet wird. 

(2) Gereicht der Ausbau auch einem anderen als dem Verpflichteten zum 
Vorteile, ſo kann der andere nach Maßgabe ſeines Vorteils herangezogen werden. 

) Im Streitfalle beſchließt der Bezirksausſchuß über die Höhe der von 
dem Verpflichteten (Abſ. 1) oder von dem anderen (Abſ. 2) zu übernehmenden 
Koſten. 

$ 178. 

Der Beitrag des Staates muß den Beitrag des Provinzialverbandes 

mindeſtens erreichen. 
$ 179, 

Ein Rechtsanſpruch an den Staat oder den Provinzialverband auf Be⸗ 

teiligung an der Aufbringung der Koſten beſteht nicht. ö 


| $ 180. 

In der Provinz Heſſen⸗Naſſau treten an die Stelle des Provinzialverbandes 
die Bezirksverbände, in den Hohenzollernſchen Landen der Landeskommunal⸗ 
verband. 

$ 181. 

Hat infolge natürlicher Ereigniſſe ein natürlicher Waſſerlauf zweiter Ord⸗ 
nung fein Bett verlaffen und erfordern überwiegende Rückſichten des öffentlichen 
Wohles die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, ſo kann die Waſſerpolizei⸗ 
behörde die Wiederherſtellung dem zur Unterhaltung des Waſſerlaufs Ver⸗ 
pflichteten aufgeben. Für die Aufbringung der Koſten gelten die SS 177 bis 180 
entſprechend. 

Siebenter Titel. 
Waſſer bücher. 
$ 1882. 

() Für die Waſſerläufe ſind zur Eintragung von Rechten, die eine der 
im $ 46 bezeichneten Arten der Benutzung betreffen, und von Zwangsrechten 
nach den $$ 331 bis 333 fowie zur Eintragung der von den Beſtimmungen 
der §§ 115, 117 abweichenden Unterhaltungspflicht Waſſerbücher anzulegen, für 
die Waſſerläufe dritter Ordnung jedoch erſt, wenn eine Eintragung vorzu⸗ 
nehmen iſt. 

() Die Einrichtung der Waſſerbücher beſtimmen die zuſtändigen Miniſter. 
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§ 183. 

() Für die Anlegung und Führung des Waſſerbuchs ift der Bezirks⸗ 
ausſchuß zuſtändig (Waſſerbuchbehörde). 

(2) Soweit ein Waſſerlauf mehrere Regierungsbezirke berührt, kann der 
zuſtändige Miniſter einen der Bezirksausſchüſſe mit der Anlegung und Führung 
des Waſſerbuchs betrauen. 

(3) Beglaubigte auszugsweiſe Abſchriften des Waſſerbuchs find bei den 
Waſſerpolizeibehörden niederzulegen. 


$ 184. 
Abgeſehen von den Fällen des § 86 iſt das dem Eigentümer eines Waſſer⸗ 
laufs als ſolchem zuſtehende Benutzungsrecht ſowie das daraus abgeleitete Be⸗ 
nutzungsrecht eines anderen in das Waſſerbuch nicht einzutragen. 


$ 185. 

(1) Rechte, die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes durch eine Behörde 
begründet oder ſichergeſtellt ſind, ſind auf Erſuchen der Behörde einzutragen, die 
in erſter Inſtanz beſchloſſen hat. 

(2) In das Grundbuch werden dieſe Rechte, unbeſchadet des § 81 Abſ. 2 
Satz 2, nicht eingetragen. 

§ 186. 

(1) Rechte, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehen und nach den 
$$ 379, 380 aufrechterhalten bleiben, find nach den §§ 187, 188 auf Antrag 
des Berechtigten einzutragen. Der Antrag iſt bei der Waſſerbuch⸗ oder bei der 
Waſſerpolizeibehörde ſchriftlich oder zu Protokoll zu ſtellen. Dem Antrage ſind 
die zum Nachweiſe des Rechtes dienenden Urkunden ſowie ein vollſtändiges Ver⸗ 
zeichnis der dem Antragſteller bekannten Perſonen, die in der Geltendmachung 
von Rechten durch die im § 190 Abſ. 1 beſtimmte Wirkung der Eintragung 
beeinträchtigt werden würden, beizufügen. Iſt das Recht im Grundbuch ein⸗ 
getragen, ſo hat der Antragſteller eine das Recht betreffende beglaubigte auszugs⸗ 
weiſe Abſchrift des Grundbuchblatts einzureichen. 

(2) Offenbar unbegründete Anträge ſind durch einen mit Gründen ver⸗ 
ſehenen Beſcheid des Vorſitzenden zurückzuweiſen. Gegen den Beſcheid iſt binnen 
zwei Wochen der Antrag auf Beſchlußfaſſung durch das Kollegium und gegen 
deſſen Beſchluß die Beſchwerde an das Landeswaſſeramt oder unmittelbar die 
Beſchwerde an letzteres zuläſſig. 

$ 187. 

() Iſt das Recht im Grundbuch eingetragen, fo ift es in Übereinftimmung 
mit dieſem in das Waſſerbuch einzutragen. Im übrigen wird das Recht ein⸗ 
getragen, wenn fein Beſtehen nachgewieſen if. 5 

(2) Ohne den Nachweis des Beſtehens iſt ein Recht, das auf Grund eines 
beſonderen Titels in Anſpruch genommen wird, einzutragen, wenn glaubhaft ge⸗ 
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macht wird, daß es zehn Jahre lang vor dem 1. Januar 1912 von dem An⸗ 
tragſteller und ſeinen Rechtsvorgängern ohne Widerſpruch ausgeübt worden iſt. 
Ein Recht, das auf keinen beſonderen Titel geſtützt wird, iſt einzutragen, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß die zu ſeiner Ausübung vorhandene Anlage recht⸗ 
mäßig iſt oder daß fie vor dem 1. Januar 1912 ſchon mehr als zehn Jahre 
beſtanden hat. 

(3) Urkunden, auf die eine Eintragung ſich gründet oder Bezug nimmt, 
ſind in Urſchrift oder beglaubigter Abſchrift von der Waſſerbuchbehörde aufzu⸗ 
bewahren. 

$ 188. 

(1) Liegen die Vorausſetzungen des § 187 nicht vor, fo iſt der Antrag 
öffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat in dem für die amtlichen 
Bekanntmachungen der Waſſerbuchbehörde beſtimmten Blatte ſowie in ortsüblicher 
Weiſe in allen Gemeinden (Gutsbezirken) zu erfolgen, auf deren Bezirk ſich nach 
dem Ermeſſen der Waſſerbuchbehörde die Wirkung des angemeldeten Rechtes er⸗ 
ſtrecken kann, ſoweit Landgemeinden beteiligt ſind, auch in den Kreisblättern. Die 
Waſſerbuchbehörde iſt befugt, noch andere Bekanntmachungen zu veranlaſſen. 
Daneben ſollen der Eigentümer des Waſſerlaufs und alle anderen Beteiligten, 
ſoweit ſie der Behörde bekannt ſind, auf die öffentliche Bekanntmachung hinge⸗ 
wieſen werden. 

(2) Die Bekanntmachung muß die Stelle bezeichnen, wo die zum Nach⸗ 
weiſe des Rechtes beigebrachten Urkunden eingeſehen werden können, und die Friſt 
beſtimmen, binnen deren Widerſprüche bei der Waſſerbuchbehörde anzubringen ſind. 
Die Friſt beträgt mindeſtens einen Monat und beginnt mit Ablauf des Tages, 
an dem das im Abſ. 1 bezeichnete Blatt ausgegeben iſt. Die Bekanntmachung 
iſt unter der Verwarnung zu erlaſſen, daß die Eintragung des Rechtes mit der 
geſetzlichen Wirkung ($ 190) erfolgen werde, wenn in der beſtimmten Friſt nie⸗ 
mand widerſpricht. 

(3) Nach Ablauf der Friſt iſt das Recht einzutragen. Offenbar unbe 
gründete Widerſprüche ſind durch einen mit Gründen verſehenen Beſcheid des 
Vorfigenden zurückzuweiſen. Der Beſcheid kann nach $ 186 Abſ. 2 Satz 2 an⸗ 
gefochten werden. Die übrigen innerhalb der Friſt erhobenen Widerſprüche ſind 
im Waſſerbuche zu vermerken. 

$ 189, 


Unterhaltungspflichten (§ 182 Abſ. 1) find auf Antrag der Waſſerpolizei⸗ 
behörde oder der Beteiligten einzutragen, wenn ihr Beſtehen nachgewieſen iſt. 


$ 190. 
(1) Die Eintragungen im Waſſerbuche gelten bis zum Beweiſe des Gegen- 
teils als richtig. 
(2) Dies gilt nicht für Eintragungen, die mit dem Grundbuch im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen, ſowie gegenüber denjenigen, für welche ein Widerſpruch im Waſſer⸗ 
buche vermerkt iſt. 
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$ 191. 
Wird ein im Waſſerbuch eingetragenes Recht nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes durch eine Behörde beſeitigt oder verändert, ſo iſt auf Erſuchen der Be⸗ 
hörde, die in erſter Inſtanz beſchloſſen hat, das Waſſerbuch zu berichtigen. 


$ 192. 

() Ergibt ſich, daß die Waſſerbuchbehörde unter Verletzung geſetzlicher 
Vorſchriften ein Recht oder einen Widerſpruch eingetragen hat, ſo hat ſie die 
Berichtigung des Waſſerbuchs von Amts wegen zu beſchließen. 

(2) Die Waſſerbuchbehörde hat ferner die Berichtigung auf Antrag zu 
beſchließen, wenn nachgewieſen wird, daß eine Eintragung nicht mit der wirk⸗ 
lichen Rechtslage übereinſtimmt oder daß ein eingetragener Widerſpruch unbe⸗ 
gründet iſt. Antragsberechtigt ſind diejenigen, zu deren Gunſten die Eintragung 
erfolgt iſt oder die Berichtigung erfolgen ſoll. 

(3) Der Beſchluß der Waſſerbuchbehörde iſt mit Gründen zu verſehen und 
dem Antragſteller ſowie den von der Berichtigung Betroffenen zuzuſtellen. Gegen 
den Beſchluß iſt binnen zwei Wochen Beſchwerde an das Landeswaſſeramt zu⸗ 
läſſig. Die Berichtigung des Waſſerbuchs iſt erſt auf Grund des rechtskräftigen 
Beſchluſſes zu bewirken. 5 

() Widerſprüche find auch auf Erſuchen der ordentlichen Gerichte einzu⸗ 
tragen. 

f $ 193. 

Die Einſicht der Waſſerbücher und ihrer Abſchriften ſowie derjenigen Ur⸗ 
kunden, auf die in den Eintragungen Bezug genommen iſt, iſt jedem geſtattet. 
Ferner kann jeder eine auf Verlangen zu beglaubigende Abſchrift fordern. 


$ 194. 

(1) Zur Förderung der Gewäſſerkunde follen für die Waſſerläufe erſter 
und zweiter Ordnung Beſchreibungen angelegt werden, die einen Überblick über 
die Beſchaffenheit, den Abflußvorgang und die Waſſerwirtſchaft der Waſſerläufe 
geben. Über die Anlegung der Beſchreibungen haben der Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten und der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten eine 
Anweiſung zu erlaſſen. 

(2) Eine Abſchrift der Beſchreibung des ganzen Waſſerlaufs fol den Waſſer⸗ 
büchern, die den Waſſerlauf betreffen, ſowie den nach § 183 Ab. 3 niederzu⸗ 
legenden Abſchriften beigefügt werden. 


$ 195. 

Die Verhandlungen vor der Waſſerbuchbehörde und die Eintragungen find 
koſtenfrei. Jedoch ſind die durch öffentliche Bekanntmachungen, durch Erteilung 
und Beglaubigung von Abſchriften oder durch offenbar unbegründete Anträge 
und Widerſprüche erwachſenden Koſten dem Antragſteller oder dem Widerſprechen⸗ 
den aufzuerlegen. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Gewäſſer, die nicht zu den Waſſerläufen gehören. 


$ 196. 

Der Eigentümer eines Grundſtücks kann über das auf oder unter der 
Oberfläche befindliche Waſſer verfügen, ſoweit ſich nicht aus dieſem Geſetz, ins⸗ 
beſondere aus den Vorſchriften über die Waſſerläufe und ihre Benutzung, ein 
anderes ergibt oder Rechte Dritter entgegenſtehen. 


$ 197. 

(1) Der Eigentümer eines Grundſtücks darf den Ablauf des oberirdiſch 
außerhalb eines Waſſerlaufs abfließenden Waſſers nicht künſtlich ſo verändern, 
daß die tiefer liegenden Grundſtücke beläſtigt werden. 

(2) Unter dieſes Verbot fällt nicht eine Veränderung des 1 in⸗ 
folge veränderter wirtſchaftlicher Benutzung des Grundſtücks. 


$ 198. 

(1) Der Eigentümer eines Grundſtücks iſt berechtigt, das oberirdiſch außer⸗ 
halb eines Waſſerlaufs von einem anderen Grundſtück abfließende Waſſer von 
ſeinem Grundſtück abzuhalten. 

(2) In den Hohenzollernſchen Landen, in der Provinz Heſſen⸗Naſſau, in 
denjenigen Gebietsteilen der Rheinprovinz, in denen bisher das franzöſiſche oder 
das gemeine Recht galt, und in der Provinz Schleswig-Holſtein iſt dieſe Vor⸗ 
ſchrift nur mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Eigentümer eines landwirt⸗ 
ſchaftlich benutzten Grundſtücks verpflichtet iſt, den infolge der natürlichen Boden⸗ 
verhältniſſe ſtattfindenden Waſſerablauf von einem anderen landwirtſchaftlich 
benutzten Grundſtücke zu dulden. 


b $ 199. 

(i) Der Eigentümer eines nicht zu den Waſſerläufen gehörenden Sees iſt 
nicht befugt, den See abzulaſſen oder ſeinen Waſſerſpiegel erheblich zu ſenken, 
wenn dadurch der Grundwaſſerſtand zum Nachteil anderer verändert wird, es ſei 
denn, daß es zur gewöhnlichen Bodenentwäſſerung erforderlich iſt. 

(2) Es iſt ihm ferner nicht geſtattet, Waſſer oder andere flüſſige Stoffe in 
den See einzuleiten oder feſte oder ſchlammige Stoffe in den See einzubringen, 
durch die das Waſſer zum Nachteil anderer verunreinigt wird. Der § 23 
Abſ. 1, 3 und 4 iſt entſprechend anzuwenden, auf den Eigentümer jedoch nur 
dann, wenn einem anderen ein Recht an dem See zuſteht oder wenn durch die 
Einleitung andere Gewäſſer verunreinigt werden können. 

6) Ob und in welchem Umfange der an Seen bisher übliche Gemein⸗ 
gebrauch im Falle des Bedürfniſſes auch fernerhin zuläſſig iſt, beſtimmt der 
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Regierungspräſident. Der Eigentümer des Sees iſt vorher zu hören. Der 
Regierungspräſident kann die getroffene Beſtimmung jederzeit widerrufen. Die 
§§ 36 bis 39 find entſprechend anzuwenden. 


§ 200. 

(1) Der Eigentümer eines Grundſtücks darf das unterirdiſche Waſſer zum 
Gebrauch oder Verbrauche nicht dauernd in weiterem Umfang als für die eigene 
Haushaltung und Wirtſchaft (§ 25 Abſ. 4) zutage fördern, wenn dadurch 

1. der Waſſergewinnungsanlage oder der benutzten Quelle eines anderen 

das Waſſer entzogen oder weſentlich geſchmälert oder 

2. die bisherige Benutzung des Grundſtücks eines anderen erheblich beein⸗ 

trächtigt oder 

3. der Waſſerſtand eines Waſſerlaufs oder eines Sees (§ 199) derart ver⸗ 

ändert wird, daß andere in der Ausübung ihrer Rechte daran beein⸗ 
trächtigt werden. 

() Den Geſchädigten ſteht kein Anſpruch auf Unterlaſſung zu, wenn der 
aus der Zutageförderung zu erwartende Nutzen den ihnen erwachſenden Schaden 
erheblich überſteigt oder wenn das Unternehmen, für das die Zutageförderung 
erfolgt, dem öffentlichen Wohle dient. Sie können jedoch die Herſtellung von 
Einrichtungen fordern, durch die der Schaden verhütet oder ausgeglichen wird, 
wenn ſolche Einrichtungen mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich 
gerechtfertigt find. Soweit der Schaden nicht verhütet oder ausgeglichen werden 
kann, iſt inſofern Schadenserſatz zu leiſten, als die Billigkeit nach den Umſtänden 
eine Entſchädigung erfordert. 

6) Die Entſchädigung kann, wenn der Unternehmer dies beantragt, auch 
in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen. Der § 51 Abſ. 2 Satz 2 iſt entſprechend 
anzuwenden. 

§ 201. 

Dem Eigentümer eines Grundſtücks iſt nicht geſtattet, den Grundwaſſer⸗ 

ſtrom eines Tales durch unterirdiſche Anlagen aufzuſtauen. 


§ 202. 

() Der Eigentümer eines Grundſtücks iſt nicht befugt, Stoffe in den 
Boden einzubringen oder einzuleiten, durch die das unterirdiſche Waſſer, ein 
Waſſerlauf oder ein See ($ 199) zum Nachteil anderer verunreinigt wird. 

(2) Auf die Düngung von Grundſtücken iſt die Vorſchrift des Abſ. 1 nicht 
anzuwenden. 

§ 203. 

() Die dem Grundſtückseigentümer nach den $$ 199 bis 202 nicht 
zuſtehenden Rechte können von ihm und mit ſeiner Zuſtimmung auch von einem 
anderen durch Verleihung erworben werden. Ferner kann der Gebrauch oder 
Verbrauch von Waſſer ſowie die Einleitung von Waſſer oder anderen flüſſigen 
Stoffen durch mehrere Berechtigte im Ausgleichungsverfahren geregelt werden. 
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(©) Die $$ 47 bis 52, 55 bis 73, 75 bis 77, 79 bis 85 und 87 bis 90 
find entſprechend anzuwenden. Handelt es ſich bei der Verleihung um den Erwerb 
eines dem Grundeigentümer nach § 200 nicht zuſtehenden Rechtes, jo gelten die 
$$ 51, 82 mit der Maßgabe, daß der entſtehende Schaden nur zu erſetzen iſt, 
ſoweit die Billigkeit den Umſtänden nach eine Entſchädigung erfordert. 

(3) Soweit das Recht, über das Waſſer eines Sees ($ 199) oder über 
das unterirdiſche Waſſer zu verfügen, dem Grundſtückseigentümer nach den 
§§ 196 bis 202 zuſteht oder beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſteht und nach 
8379 aufrechterhalten bleibt, kann deſſen Sicherſtellung nach § 86 verlangt werden. 


§ 204. 

(1) Wer unterirdiſches Waſſer zum Gebrauch oder Verbrauch über die 
Grenzen ſeines örtlich oder wirtſchaftlich zuſammenhängenden Grundbeſitzes hinaus 
fortleiten will, bedarf der polizeilichen ug. Zuſtändig iſt, wenn das 
Unternehmen der Verſorgung von Ortſchaften oder größeren Ortsteilen mit Trink⸗ 
oder Nutzwaſſer dient, der Regierungspräſident, ſonſt der Landrat, in Stadtkreiſen 
die Ortspolizeibehörde. Gegen die Entſcheidung ſteht dem Unternehmer nur die 
Beſchwerde im Aufſichtswege zu. a 

(2) Iſt das Recht zur Zutageförderung des unterirdiſchen Waſſers durch 
Verleihung erworben, fo bedarf es keiner polizeilichen Genehmigung nach Abſ. 1. 

- $ 205. 

An Seen, die nicht zu den Waſſerläufen gehören, fteht, ſoweit das Eigen 
tum an ihnen nicht anderweit geordnet iſt, den Anliegern das Eigentum anteilig 
zu. Der § 8 Abſ. 2, 3 und der § 13 Abſ. 2 find ſinngemäß anzuwenden. 


Dritter Abſchnitt. 
Waſſergenoſſenſchaften. 
Erſter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 
$ 206. 
8 Nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes können Waſſergenoſſenſchaften ge⸗ 
bildet werden: N 
1. zur Unterhaltung von Waſſerläufen zweiter oder dritter Ordnung und 
den Ausbau ſolcher Waſſerläufe zwecks Verbeſſerung der Vorflut oder 
es Hochwaſſerabfluſſes; 
2. zur Unterhaltung der Ufer von Waſſerläufen ſowie zum Ausbau der 


fer zwecks Verbeſſerung der Vorflut oder des Hochwaſſerabfluſſes oder 
zum Schutze der Ufergrundſtücke und der dahinter liegenden Grundſtücke; 
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zur Reinhaltung von Gewäſſern; 

zur Entwäſſerung und Bewäſſerung von Grundſtücken und zur Unter⸗ 

haltung von Entwäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungsanlagen; 

5. zur Verfehnung von Grundſtücken und zur Unterhaltung von Ver⸗ 
fehnungsanlagen; 

6. zur Anlegung und zum Ausbau von Waſſerläufen zweiter und dritter 
Ordnung und ihrer Ufer zu anderen als den unter Nr. 1 bis 5 be⸗ 
zeichneten Zwecken; 

7. zur Unterhaltung und zum Ausbau von natürlichen Waſſerläufen 

erſter Ordnung ſowie zum Ausbau ihrer Ufer zu anderen als den 

unter Nr. 2 bezeichneten Zwecken; 


7 


8. zur Herſtellung und Unterhaltung der Schiffbarkeit oder Flößbarkeit 


von Waſſerläufen ſowie zur Herſtellung und Unterhaltung neuer 
Schiffahrtſtraßen und anderer Schiffahrtanlagen; 
9. zur Anlegung, Unterhaltung und Ausnutzung von Stauanlagen; 
10. zur Anlegung, Unterhaltung und Ausnutzung von Waſſerverſorgungs⸗ 
anlagen, ſoweit fie nicht unter Nr. 9 fallen; 
11. zur Beſeitigung von Hinderniſſen des Hochwaſſerabfluſſes, 
12. zur Zurückhaltung von Waſſer in den Niederſchlagsgebieten von 
Waſſerläufen; 
13. zur Aufbringung von Beiträgen in den Fällen des § 174 Abſ. 1,2; 
14. zur Aufhöhung und Aufſpülung von Grundſtücken im Intereſſe der 
Bodenkultur. 
$ 207. | 
() Die Bildung der Genoffenfchaft erfordert den Nachweis, daß das 
Unternehmen dem öffentlichen Wohle dient oder einen gemeinwirtſchaftlichen 
Nutzen bezweckt. 
(2) Sie erfolgt: 
1. durch Genehmigung der Satzung auf Grund eines einſtimmigen Be⸗ 
ſchluſſes der Beteiligten; 
2. durch Genehmigung der Satzung auf Grund eines Beſchluſſes der 
Mehrheit unter zwangsweiſer Heranziehung der Minderheit; 
3. durch Erlaß der Satzung ohne Zuſtimmung der Mehrheit. 


$ 208. 

Iſt die Satzung genehmigt oder erlaſſen, fo kann nicht mehr geltend ge- 
macht werden, daß eine Vorausſetzung für ihre Genehmigung oder ihren Erlaß 
nicht vorgelegen habe. 5 

$ 209. 

() Die Genoſſenſchaft iſt rechtsfähig. 

(2) Sie muß ihren Sitz in Preußen haben. 

22* 
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$ 210. ; 

Der Genoſſenſchaft können außer den jeweiligen Eigentümern der bei dem 
Unternehmen beteiligten Grundſtücke, Bergwerke und gewerblichen Anlagen nur 
diejenigen Waſſergenoſſenſchaften ſowie Kommunal“, Deich⸗ und Fiſchereiverbände, 
die an dem Unternehmen ein Intereſſe haben, als Genoſſen angehören. Den 
Eigentümern ſtehen die Erbbauberechtigten gleich. 


§ 211. 
() Für den Beitritt von Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des 
öffentlichen Rechtes iſt die Genehmigung des Staates nicht erforderlich. 
(2) Lehns⸗ und Fideikommißbeſitzer find befugt, ohne Zuſtimmung der 
Anwärter der Genoſſenſchaft beizutreten. 


§ 212. N 

() Die Genoſſenſchaft muß einen Vorſtand haben. Dieſer kann aus einer 
Perſon oder aus mehreren Perſonen beſtehen, von denen eine den Vorſitz führt. 

(2) Der Vorſtand vertritt die Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich. 
Er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Der Umfang ſeiner Vertretungs⸗ 
macht kann durch die Satzung mit Wirkung gegen Dritte beſchränkt werden. 
Er führt die Verwaltung der Genoſſenſchaft, ſofern nicht einzelne Geſchäfte durch 
Geſetz oder Satzung dem Vorſitzenden des Vorſtandes oder der Mitglieder- 
verſammlung überwieſen ſind. 

(6) Der Vorſitzende des Vorſtandes, der ſich als ſolcher ausweiſt, bedarf 
zur Vertretung des Vorſtandes vor den Prozeßgerichten und den Verwaltungs⸗ 
gerichten keiner beſonderen Vollmacht. 

() Abgeſehen von den Fällen des § 275 Abſ. 1, 2 und des § 278 
Abſ. 1 Nr. 1 kann durch die Satzung beſtimmt werden, daß an die Stelle der 
Mitgliederverſammlung ein von den Genoſſen zu wählender Ausſchuß tritt. 


$ 213. 
Die Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft und der Genoſſen richten ſich, 
ſoweit fie nicht in dieſem Geſetze geregelt find, nach der Satzung. 


§ 214. 
(1) Die Satzung muß Beſtimmungen enthalten über: 
1. den Namen und Sitz der Genoſſenſchaft; 
2. den Genoſſenſchaftszweck unter Bezugnahme auf den Plan des Unter⸗ 
nehmens; - 
etwaige Anderungen des Planes, 
die Benutzung und Unterhaltung der genoſſenſchaftlichen Anlagen, 
die von den Genoſſen zu übernehmenden Beſchränkungen des Grund- 
eigentums und die ihnen ſonſt obliegenden Verpflichtungen, 


e 
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6. das Verhältnis der Teilnahme an den Nutzungen und Laſten ſowie 
am Stimmrechte; 

7. die Aufſtellung des Haushaltsplans und die Feſtſtellung und Entlaſtung 
der Rechnung 

8. die Zuſammenſetzung und die Wahl des Vorſtandes, die Befugniſſe 
des Vorſtandes und, wenn der Vorſtand aus mehreren Mitgliedern 
beſteht, auch die ſeines Vorſitzenden, die Formen für den Ausweis der 
Vorſtandsmitglieder und die Beurkundung ihrer Beſchlüſſe / 

9. die Vorausſetzungen und die Form für die Zuſammenberufung der 
Mitgliederverſammlung oder des an ihre Stelle tretenden Ausſchuſſes 
und die Beurkundung ihrer Beichlüffe; 

10. die Gegenſtände, die der Beſchlußfaſſung der Mitgliederverſammlung 
oder des Ausſchuſſes unterliegen ſollen; 

11. die Zuſammenſetzung und die Wahl der Schaukommiſſionen (§ 237); 

12. die Form für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft / 

13. die öffentlichen Blätter, in welche die Bekanntmachungen aufzunehmen 
ſind, ſoweit ſie nach dem Geſetze, der Satzung oder den Beſchlüſſen der 
Genoſſenſchaftsorgane durch öffentliche Blätter zu ergehen haben. 

(2) Der Satzung iſt ein Verzeichnis der beteiligten Grundſtücke, Bergwerke 
und gewerblichen Anlagen mit Angabe der jeweiligen Eigentümer ſowie der be⸗ 
teiligten Verbände beizufügen. Das Verzeichnis iſt auf dem laufenden zu er⸗ 
halten. 

$ 215. 

Durch die Satzung können Vorſchriften über die Bildung eines Schieds⸗ 
gerichts getroffen werden, das bei Streitigkeiten über genoſſenſchaftliche Angelegen⸗ 
heiten auf Anrufen beider Parteien zu entſcheiden hat. 


§ 216. 


In Genoſſenſchaften mit mehr als zwei Mitgliedern darf kein Genoſſe mehr 
als zwei Fünftel aller Stimmen führen. 


§ 217. 

(1) Die Genoſſenſchaft ſteht unter der Aufſicht des Staates. 

2) Die Aufſicht beſchränkt fi) auf die ordnungsmäßige Ausführung, 
Unterhaltung und Wiederherſtellung der genoſſenſchaftlichen Anlagen ſowie darauf, 
daß die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft in Übereinſtimmung mit den Geſetzen 
und der Satzung verwaltet werden. 

(3) Die Aufſicht wird bei den Genoſſenſchaften, die ausſchließlich zu einem 
der im § 206 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Zwecke gebildet werden ſowie im Falle 
des § 206 Nr. 9, wenn es ſich nicht um eine Talſperre (§ 106) und im Falle 
des § 206 Nr. 13, wenn es ſich nicht um einen Waſſerlauf erſter Ordnung 
handelt, durch den Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen 
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durch die Ortspolizeibehörde, in zweiter Inſtanz durch den Regierungspräſidenten, 
bei den übrigen Genoſſenſchaften durch den Regierungspräſidenten, in zweiter 
Inſtanz durch den Oberpräfidenten geführt. Zuſtändig iſt diejenige Behörde, in 
deren Bezirk die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat. 

() Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar durch⸗ 
zuſetzen. 218 


N 
Kommt die durch die Satzung vorgeſchriebene Wahl des Vorſtandes oder 
einzelner Mitglieder trotz der Aufforderung der Aufſichtsbehörde nicht zuſtande, 
ſo iſt dieſe befugt, für die fehlenden Mitglieder Vertreter zu beſtellen, die bis zur 
ordnungsmäßigen Wahl der fehlenden Mitglieder deren Obliegenheiten wahrzu⸗ 
nehmen haben. Die Aufſichtsbehörde kann eine angemeſſene Entſchädigung für 
ſie feſtſetzen. os 


() Unterläßt oder verweigert es die Genoſſenſchaft, die ihr geſetz⸗ oder 
ſatzungsmäßig obliegenden, von einer Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen und Ausgaben in den Haushaltsplan aufzu⸗ 
nehmen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo kann die Aufſichtsbehörde unter 
Anführung der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan oder die Feſtſtel⸗ 
lung der außerordentlichen Ausgabe und die Einziehung der erforderlichen Bei⸗ 
träge verfügen. 

(e) Gegen die Verfügung ſteht der Genoſſenſchaft binnen zwei Wochen 
die Klage beim Bezirksausſchuſſe zu. Iſt der Regierungspräſident Aufſichtsbehörde, 
ſo hat er für das Verwaltungsſtreitverfahren einen Kommiſſar zu beſtellen, der 
ihn in allen Rechtshandlungen zu vertreten hat. 


8 220. 
() Zur Veräußerung von Grundſtücken oder zur Aufnahme von An⸗ 
leihen, mit Ausnahme ſolcher, durch die der Schuldenbeſtand nicht vermehrt wird, 
a bedarf die Genoſſenſchaft der Genehmigung des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes und, 
wenn die Genoſſenſchaft in erſter Inſtanz der Aufficht des Regierungspräſidenten 
unterſteht, des Bezirksausſchuſſes. 

(2) Durch die Satzung kann eine Genehmigung auch für andere Fälle 

vorgeſchrieben werden. i 
221. 

Der Aufſichtsbehörde muß auf Verlangen Einſicht in die Akten der Ge⸗ 
noſſenſchaft gewährt und Abſchrift des Haushaltsplans und des Rechnungsab⸗ 
ſchluſſes ſowie der Niederſchriften der Schaukommiſſion und der Verhandlungen 
des Vorſtandes und der Mitgliederverſammlung (des Ausſchuſſes) überreicht 
werden. Sie iſt befugt, außerordentliche Prüfungen der Genoſſenſchaftskaſſe und 
der geſamten Genoſſenſchaftsverwaltung zu veranlaſſen und an den Schauen und 
an den Verſammlungen des Vorſtandes ſowie an den Sitzungen der Mitglieder⸗ 
verſammlung (des Ausſchuſſes) perſönlich oder durch Beauftragte teilzunehmen. 


| ar 
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$ 222. 

( Die Genoſſenſchaft iſt berechtigt, auf den zu ihr gehörenden Grund⸗ 
ſtücken die zur Erfüllung des Genoſſenſchaftszwecks erforderlichen Anlagen herzu⸗ 
ſtellen und zu erhalten. 

() Im Streitfalle beſchließt die Aufſichtsbehörde, ob eine Anlage zur Er⸗ 
füllung des Genoſſenſchaftszwecks erforderlich iſt. Gegen -den-Beſchluß iſt binnen 

mer Wochen- die -Beſchwerde nd die- Artffichtsbe 80 zweite Aſtanz zulä 

6) Die Genoſſen können von der Genoſſenſchaft Erſatz verlangen für den 
Nachteil, der für ihre Grundſtücke, Bergwerke oder gewerblichen Anlagen unter 
Berückſichtigung der ihnen aus den Anlagen erwachſenden Vorteile entſteht. 
Beträgt die Erſatzhumme mehr als einhundert Mark, fo find der Artikel 52 und 
der Artikel 53 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſowie 
der § 47 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) 
anzuwenden. 

() Den Pächtern und anderen Nutzungsberechtigten ſtehen ſolche Ent 
ſchädigungsanſprüche gegen die Genoſſenſchaft nicht zu. 


N § 223. 

Für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft haftet ihr Vermögen. Soweit 
daraus Gläubiger der Genoſſenſchaft nicht befriedigt werden können, muß der 
Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, die von dem Vorſtande nach 
dem in der Satzung feſtgeſetzten Teilnahmemaßſtab umzulegen ſind. 


$ 224. 

(1) Die Genoſſenſchaftslaſten find öffentliche Laſten. Sie haften auf den 
bei dem Unternehmen beteiligten Grundſtücken und Bergwerken in dem durch das 
Teilnahmeverhältnis (§ 214 Nr. 6) feſtgeſetzten a 

(2) Die ausgeſchiedenen Genoſſen bleiben für die bis zu ihrem Austritt 
umgelegten Beiträge verhaftet. s 

8 225. 

(1) Die Teilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten iſt nach dem Maßſtabe 
des für die Genoſſen aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteils zu 
regeln. Bei Genoſſenſchaften zur Reinhaltung eines Gewäſſers beſtimmt ſich die 
Teilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten vorzugsweiſe nach dem Maßſtabe der von 
den einzelnen Genoſſen hervorgerufenen Verunreinigung und der zur Beſeitigung 
dieſer Verunreinigung dienenden Aufwendungen der Genoſſenſchaft. 

(e) Das Stimmrecht der Genoſſen iſt nach dem Verhältnis ihrer Teil 
nahme an den Genoſſenſchaftslaſten feſtzuſtellen. Jeder beitragspflichtige Genoſſe 
muß mindeſtens eine Stimme haben. 5 

(6) Durch einſtimmigen Beſchluß der zur Abſtimmung erſchienenen Be⸗ 
teiligten kann ein anderer als der in den Vorſchriften des Abſ. 1 und des Abſ. 2 
Satz 1 feſtgeſtellte Maßſtab beſtimmt werden. 


7 . 


14 
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§ 226. : 

(1) Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft werden im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren entſchieden. 

(2) Gegen die Heranziehung und Veranlagung zu den Genoſſenſchaftslaſten 
ſteht den Inanſpruchgenommenen binnen vier Wochen der Einſpruch zu. Über 
den Einſpruch beſchließt der Vorſtand. Gegen den Beſchluß kann binnen zwei 
Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren erhoben werden, ſofern nicht das 
Schiedsgericht ($ 215) von beiden Parteien angerufen wird. Die Klage hält die 
Vollſtreckung des Beſchluſſes nicht auf. 

6) Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. 


1 


$ 227. 

(1) Der Vorſtand und, wenn dieſer aus mehreren Perſonen befteht, auch 
ſein Vorſitzender ſind berechtigt, Anordnungen, die ſie in Ausübung der ihnen 
zuſtehenden Befugniſſe gegen einzelne Genoſſen richten, durch folgende Zwangs⸗ 
mittel durchzuſetzen: 

1. Iſt eine Handlung zu erzwingen, die ein Dritter ausführen kann, ſo 
können ſie die Ausführung veranlaſſen und den vorläufig zu beſtimmen⸗ 
den Koſtenbetrag im Zwangswege von dem Verpflichteten einziehen. 

2. Steht es feſt, daß der Verpflichtete nicht imſtande iſt, die aus der 
Ausführung durch einen Dritten entſtehenden Koſten zu tragen, oder 
iſt eine nicht durch einen Dritten ausführbare Handlung oder eine 
Unterlaſſung zu erzwingen, ſo können ſie Geldſtrafen bis zu dreißig 
Mark feſtſetzen. Die Strafgelder fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 

e) Der Anwendung der Zwangsmittel muß eine ſchriftliche Androhung 
vorausgehen; in dieſer iſt, wenn eine Handlung erzwungen werden ſoll, eine Friſt 
zu beſtimmen, innerhalb deren die Handlung auszuführen iſt. 


§ 228. 


(1) Gegen die Anordnungen des Vorſtandes und feines Vorſitzenden und 
gegen die Androhung eines Zwangsmittels iſt die Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde, gegen deren Beſcheid die weitere Beſchwerde an die höhere Aufſichts⸗ 
behörde und gegen deren Beſcheid die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte 
zuläſſig. Die Klage kann nur darauf geſtützt werden: 

1. daß die angefochtene Anordnung durch Nichtanwendung oder unrichtige 
Anwendung des beſtehenden Rechtes, insbeſondere auch der von den 
Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen, den 
Kläger in feinen Rechten verletze, 

2. daß die tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſeien, die den 
Vorſtand oder feinen Vorſitzenden zum Erlaſſe der Anordnung oder zur 
Androhung des Zwangsmittels berechtigt haben würden. 
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e) Das gegen die Androhung eines Zwangsmittels gerichtete Rechtsmittel 
erſtreckt ſich zugleich auf die Anordnung, um deren Ausführung es ſich handelt, 
wenn ſie nicht bereits Gegenſtand eines beſonderen Beſchwerdeverfahrens ge⸗ 
worden iſt. 

(3) Die Beſchwerde gegen den Vorſtand oder feinen Vorſitzenden ift bei 
dieſem, die weitere Beſchwerde bei der Behörde, gegen deren Beſcheid ſie ſich 
richtet, anzubringen. 

() Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde und der weiteren Beſchwerde 
ſowie zur Erhebung der Klage gegen den auf die Beſchwerde erlaſſenen Beſcheid 
beträgt zwei Wochen. 

6) Wird die Beſchwerde oder die weitere Beſchwerde der Vorſchrift des 
Abſ. 3 zuwider innerhalb der geſetzlichen Friſt bei der Behörde angebracht, die 
zur Beſchlußfaſſung darüber zuſtändig iſt, fo gilt die Friſt als gewahrt. 

(e) Gegen die Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels iſt nur 
die Beſchwerde im Aufſichtsweg innerhalb zwei Wochen zuläſſig. 


§ 229. Pr 


Das 


el 


* 


0 0 g j di ffich 

Beitreibungsverfahren kann auch gegen die Pächter und anderen Nutzungs⸗ 
berechtigten der einer Genoſſenſchaft angehörenden Grundſtücke, Bergwerke und 
gewerblichen Anlagen gerichtet werden. 

Be . See eL e An auch Nin, Mintar der en Nie [Wo, 
Verwaltungszwangsverfahren nur wegen des auf feine Arheitsſtelle enkfallenden . 
Beitrags zuläſſig. f 


§ 230. 1 14 


Beitrags zuläſſig. 
§ 230. pr 


(1) Der Vorſtand hat die Mitgliederverſammlung (den Ausſchuß) einzu⸗ 
berufen, ſobald das Intereſſe der Genoſſenſchaft es erfordert oder ein Drittel der 
Genoſſen es unter Angabe des Zweckes ſchriftlich beantragt. 

e) Wenn der Vorſtand dem Antrage binnen zwei Monaten nicht ſtatt⸗ 
gegeben hat, fo liegt die Einberufung der Aufſichtsbehörde ob. 


§ 231. 

Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, Mitglieder des Vorſtandes, die ſich einer eule 
groben Pflichtverletzung ſchuldig machen, ihres Amtes zu entſetzen. Die auf * 
Amtsentſetzung lautende Verfügung kann binnen zwei Wochen durch Klage bei 
dem Oberverwaltungsgericht angefochten werden. Bis zur Entſcheidung über die 
Klage bleibt das Vorſtandsmitglied von den Amtsgeſchäften enthoben. 

Gefehfammlung 1913. (Nr. 11271) = 23 
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$ 232. | 

Im Einverftändniffe mit der Genoſſenſchaft können neue Mitglieder ein- 
treten oder bisherige ausſcheiden. Es bedarf jedoch hierzu der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde; dieſe hat beim Ausſcheiden von Mitgliedern auch das Intereſſe 
der Gläubiger zu berüdfichtigen. a 

§ 233. 

() Die Genoſſenſchaft iſt verpflichtet, Eigentümer von Grundſtücken, Berg⸗ 
werken und gewerblichen Anlagen ſowie Waſſergenoſſenſchaften oder andere Ver⸗ 
bände ($ 210) auf ihr Verlangen in die Genoſſenſchaft aufzunehmen, wenn der 
von der Genoſſenſchaft verfolgte Zweck auch für ſie nur durch Anſchluß an die 
genoſſenſchaftlichen Anlagen und deren Mitbenutzung erreichbar iſt und die An⸗ 
lagen, nötigenfalls nach entſprechendem Ausbau, den gemeinſamen Bedürfniſſen 

enugen. 

. (2) Der neu hinzutretende Genoſſe hat jedoch die beſonderen Koſten der 
zum Anſchluß an die genoſſenſchaftlichen Anlagen und zu ihrer Mitbenutzung 
herzuſtellenden Einrichtungen zu tragen. 


§ 234. 

) Das Ausſcheiden von Grundſtücken, Bergwerken oder gewerblichen 
Anlagen kann von der Genoſſenſchaft gegen den Willen der Eigentümer verlangt 
werden, wenn ſonſt die Erreichung des Genoſſenſchaftszwecks gefährdet werden 
würde. 

(©) Dem Ausſcheidenden iſt Entſchädigung zu leiſten; eine Werterhöhung, 
die das Grundſtück, das Bergwerk oder die gewerbliche Anlage erſt infolge des 
genoſſenſchaftlichen Unternehmens gewinnen würden, kommt jedoch bei der Be⸗ 
meſſung der Entſchädigung nicht in Anſchlag. 


$ 235. 
Über Streitigkeiten in den Fällen des $ 233 und des § 234 Abſ. 1 ent⸗ 
ſcheidet der Bezirksausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren. 


$ 236. 

Haben Eigentümer von Grundſtücken, Bergwerken oder gewerblichen An⸗ 
lagen ſowie Waſſergenoſſenſchaften oder andere Verbände ($ 210), ohne Genoſſen 
zu ſein, dadurch Vorteil, daß ſie den Betrieb von Anlagen auf die Ausnutzung 
der durch die Genoſſenſchaftsanlagen geſchaffenen günſtigeren Waſſerverhältniſſe 
einrichten, ſo iſt die Genoſſenſchaft befugt, ihnen die durch das genoſſenſchaftliche 
Unternehmen ermöglichte beſſere Benutzung zu unterſagen, wenn infolge dieſer 
Benutzung die genoſſenſchaftlichen Anlagen für die Bedürfniſſe der Genoſſenſchaft 
nicht mehr ausreichen. Dasſelbe gilt, wenn Genoſſen die günſtigeren Waſſer⸗ 
verhältniſſe für andere als die zur Genoſſenſchaft gehörenden Grundſtücke, Berg⸗ 
werke oder gewerblichen Anlagen nutzbar machen. 
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$ 237. 
Die Genoſſenſchaftsanlagen find mindeſtens einmal im Jahre zu ſchauen. 
Der Schaukommiſſion ſollen außer dem Vorſtand oder einzelnen ſeiner Mitglieder 
auch noch andere Genoſſen angehören. 


Zweiter Titel. 
Genoſſenſchaften mit Zuläſſigkeit des Beitrittszwanges. 


§ 238. 
(1) Soll eine Genoſſenſchaft zu einem der im § 206 Nr. 1 bis 5, 9, 
11, 12 oder 14 bezeichneten Zwecke gebildet werden, ſo können widerſprechende 
Eigentümer der bei ihr zu beteiligenden Grundstücke, Bergwerke und gewerblichen 
Anlagen ſowie Waſſergenoſſenſchaften und andere Verbände ($ 210) zum Beitritte 
gezwungen werden, wenn 
1. das Unternehmen zweckmäßig nur auf genoſſenſchaftlichem Wege durch⸗ 
geführt werden kann; 
2. die Mehrheit der Beteiligten der Genoſſenſchaftsbildung zuſtimmt und 
3. das Unternehmen unter Berückſichtigung der Genoſſenſchaftslaſten für 
die Grundſtücke, Bergwerke und gewerblichen Anlagen der Wider⸗ 
ſprechenden ſowie für die widerſprechenden Waſſergenoſſenſchaften und 
anderen Verbände (§ 210) Vorteile in Ausſicht ſtellt, bei einer Ge⸗ 
noſſenſchaft zur Reinhaltung auch, wenn das Unternehmen zur Be⸗ 


ſeitigung der von ihnen hervorgerufenen Verunreinigung dient. ur 


14 


(2) Die Mehrheit berechnet ſich, wenn nur Grundſtücke beteiligt find, fo’ = 


wohl nach der Fläche als auch nach dem Grundſteuerreinertrag oder, wenn die 
Grundſtücke ſämtlich einem Auseinanderſetzungsverfahren unterliegen und in dieſem 
beſonders abgeſchätzt find, nach dem fo ermittelten Werte oder Ertrage. Sind 
Bergwerke, gewerbliche Anlagen, Waſſergenoſſenſchaften oder andere Verbände 
($ 210) allein oder neben Grundſtücken beteiligt, fo berechnet ſich die Mehrheit 
nach dem vorläufig feſtgeſtellten Vorteile ($ 252); ſoll in dieſem Falle ein Beitritts⸗ 
zwang gegen widerſprechende Eigentümer von Grundſtücken ausgeübt werden, fo 
bedarf es außerdem der Mehrheit der beteiligten Grundſtückseigentümer, berechnet 
nach Satz 1. 

6) Als Vorteil im Sinne des Abſ. 1 Nr. 3 gilt auch die Möglichkeit, 
das Unternehmen durch zweckentſprechende und wirtſchaftlich gerechtfertigte Anlagen 
oder Einrichtungen auszunutzen. 

() Eigentümer von Grundſtücken, für die das Unternehmen keinen Vorteil 
in Ausſicht ſtellt, können zum Beitritte gezwungen werden, ſoweit es im Intereſſe 
der Beſchaffung oder Erhaltung der Vorflut oder zur Durchleitung von Ent⸗ 
wäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungsanlagen erforderlich iſt. Solche Grundſtücke ſind 
von allen Genoffenfchaftslaften befreit. Erleiden ſie Schaden, ſo iſt er von der 
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Genoſſenſchaft zu erſetzen. Über die Entſchädigungsanſprüche beſchließt der Bezirks⸗ 
ausſchuß. Gegen deſſen Beſchluß kann binnen drei Monaten der Rechtsweg be⸗ 
ſchritten werden. 

§ 239. 

() Ergibt ſich, daß das ausgeführte Unternehmen einem Grundſtück, einem 
Bergwerk, einer gewerblichen Anlage, einer Waſſergenoſſenſchaft oder einem an⸗ 
deren Verbande ($ 210) keinen Vorteil gewährt, jo kann der Genoſſe für die 
Dauer des Zuſtandes der Genoſſenſchaft gegenüber den Erlaß der Genoſſen⸗ 
ſchaftsbeiträge verlangen, bei Genoſſenſchaften zur Reinhaltung von Gewäſſern 
jedoch nur, ſoweit die Heranziehung wegen des ihm aus den Genoſſenſchafts⸗ 
anlagen erwachſenden Vorteils erfolgt iſt. Soweit bei letzteren Genoſſenſchaften 
ein Genoſſe wegen der von ihm hervorgerufenen Verunreinigung zu Beiträgen 
herangezogen iſt, kann er den Erlaß der Beiträge verlangen, wenn ſich ergibt, 
daß er zu der Verunreinigung nicht beiträgt. 

(©) Werden die Anſprüche vom Vorſtande nicht als berechtigt anerkannt, 
ſo ſind ſie im Wege des Einſpruchs gegen die Heranziehung zu den Genoſſen⸗ 
ſchaftslaſten nach § 226 Abſ. 2 geltend zu machen, doch kann die Entſcheidung 
über den Einſpruch nicht in der Satzung einem Schiedsgericht übertragen werden. 


$ 240. 

: () Ergibt fich, daß ein Grundſtück, abgeſehen von dem Falle des § 238 
Abſ. 4, oder ein Bergwerk oder eine gewerbliche Anlage dauernden Nachteil von 
dem ausgeführten Unternehmen hat, ſo kann der Genoſſe deren Ausſcheiden aus 
der Genoſſenſchaft verlangen. N 

a e) Soweit der Erwerb des ausſcheidenden Grundſtücks zur Durchführung 
der Genoſſenſchaftszwecke erforderlich iſt, kann der Genoſſenſchaft das Recht zur 
Enteignung nach dem Enteignungsgeſetze vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. 
S. 221) gewährt werden. Über die Gewährung des Enteignungsrechts ent⸗ 
ſcheidet der Bezirksausſchuß durch einen mit Gründen verſehenen Beſchluß. Der 
Beſchluß kann binnen zwei Wochen durch Beſchwerde bei dem Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten angefochten werden. Die Gewährung des Enteignungsrechts 
durch den Vorſitzenden nach $ 117 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 
(GGeſetzſamml. S. 195) iſt nicht zuläſſig. 


a 8241. 

In den Fällen der $$ 239, 240 bleiben bei der Ermittelung, ob ein Grund⸗ 
ſtück, ein Bergwerk oder eine gewerbliche Anlage keinen Vorteil oder Nachteil 
von dem Unternehmen hat, die darauf entfallenden Genoſſenſchaftsbeiträge unbe⸗ 
rückſichtigt. 

$ 242. 

a) Haben Eigentümer von Grundſtücken, Bergwerken oder gewerblichen 

Anlagen, Waſſergenoſſenſchaften oder andere Verbände (§ 210), ohne Genoſſen 
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zu ſein, oder haben Genoſſen mit anderen als den zur Genoſſenſchaft gehörenden 
Grundſtücken, Bergwerken oder Anlagen von den ausgeführten Genoſſenſchafts⸗ 
anlagen Vorteil oder tragen fie zur Verunreinigung eines Gewäſſers bei, zu 
deſſen Reinhaltung die Genoſſenſchaft gebildet iſt, ſo können ſie vom Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande nach Anhörung zu Beiträgen gemäß den für die Genoſſen gelten⸗ 
den Beſtimmungen herangezogen werden. Die Beiträge dürfen, ſoweit ſie wegen 
des den Herangezogenen aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteils 
erhoben werden, dieſen Vorteil nicht überſteigen. 

e) Die Genoſſenſchaft iſt in dieſem Falle verpflichtet, die herangezogenen 
Eigentümer und Verbände auf ihr Verlangen in die Genoſſenſchaft aufzunehmen. 


$ 243. 
Über Streitigkeiten in den Fällen des § 240 Abſ. 1 und des § 242 ent⸗ 
ſcheidet der Bezirksausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren. 


$ 244. 

(1) Liegen die Vorausſetzungen des § 233 Abſ. 1 für mehrere Grund⸗ 
ſtücke, Bergwerke, gewerbliche Anlagen, Waſſergenoſſenſchaften oder andere Ver⸗ 
bände (§ 210) vor, wollen aber nicht alle Eigentümer oder Verbände in die 
Genoſſenſchaft eintreten, ſo können die Widerſprechenden für verpflichtet erklärt 
werden, der Genoſſenſchaft beizutreten, wenn der Beitritt unter Berückſichtigung 
der dadurch entſtehenden Koſten und der Genoſſenſchaftsbeiträge Vorteile für ſie 
in Ausſicht ſtellt und wenn die Aufnahme aller beteiligten Eigentümer und Ver⸗ 
bände in die Genoſſenſchaft von der Mehrheit dieſer Eigentümer und Verbände, 
nach § 238 Abſ. 2 berechnet, beantragt wird. 

(2) Auf das Verfahren find die Vorſchriften der SS 248 ff. über das 
Verfahren zur Bildung von Genoſſenſchaften entſprechend anzuwenden. 

ü 6) Die nach § 254 zu wählenden Bevollmächtigten haben die Geſamtheit 
der en bei den Verhandlungen mit der Genoſſenſchaft oder in einem 
etwaigen Verwaltungsſtreitverfahren nach den §§ 233, 235 zu vertreten. 


Dritter Titel. 
Zwangsgenoſſenſchaften. 
§ 245. 
() Genoſſenſchaften können ohne Zuſtimmung der Beteiligten gebildet 
werden: 

1. zur Unterhaltung natürlicher Waſſerläufe zweiter Ordnung, wenn nicht 

die Vorausſetzungen des § 116 vorliegen; 5 N 
2. zur Unterhaltung natürlicher Waſſerläufe zweiter Ordnung in den 

Fällen des § 118 Abſ. 2; ; f 
3. zur Unterhaltung natürlicher Waſſerläufe dritter Ordnung in den 
Fallen des § 118 Abſ. 2; 
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4. zur Beſeitigung von Hinderniſſen des Hochwaſſerabfluſſes, wenn fie zur 
Verhütung von Hochwaſſergefahr notwendig iſt; 

5. zur Reinhaltung von Gewäſſern, wenn ſchwerwiegenden Mißſtänden 
auf andere Weiſe nicht abgeholfen werden kann. 

(2) Zu einer Genoſſenſchaft der im Abs: 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Art 

ſind die Eigentümer der Grundſtücke, Bergwerke und gewerblichen Anlagen fo» 


wie die Waſſergenoſſenſchaften oder anderen Verbände ($ 210) heranzuziehen, 


denen die ordnungsmäßige Unterhaltung des Waſſerlaufs zum Vorteile gereicht. 
Als Vorteil gilt auch die Möglichkeit, das Unternehmen durch zweckentſprechende 
und wirtſchaftlich gerechtfertigte Anlagen oder Einrichtungen auszunutzen 

(3) Eine Genoſſenſchaft der im Abſ. 1 Nr. 4 bezeichneten Art iſt aus den 
Eigentümern der Grundſtücke, Bergwerke und gewerblichen Anlagen, den Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften und den anderen Verbänden ($ 210) zu bilden, die von der 
Hochwaſſergefahr bedroht ſind. 

() Eine Genoſſenſchaft der im Abſ. 1 Nr. 5 bezeichneten Art iſt aus den 
Eigentümern der Grundſtücke, Bergwerke und gewerblichen Anlagen, den Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften und den anderen Verbänden ($ 210) zu bilden, die zur Ver⸗ 
unreinigung eines Gewäſſers beitragen oder denen aus den Anlagen der Genoſſen⸗ 
ſchaft Vorteile erwachſen. Reichen die vorhandenen Gewäſſer zur unſchädlichen 
Abführung der Schmutzwäſſer nicht aus, ſo kann in dem Plane des von der 
Genoſſenſchaft durchzuführenden Unternehmens auch die Anlegung von Kanälen 
zur Ableitung der Schmutzwäſſer vorgeſehen werden. 


$ 246. 
Die $$ 239 bis 244 find entſprechend anzuwenden. 


§ 247. 

(1) Unterläßt der Vorſtand einer Zwangsgenoſſenſchaft ($ 245) trotz Auf⸗ 
forderung der Aufſichtsbehörde für die ordnungsmäßige Ausführung, Unter⸗ 
haltung oder Wiederherſtellung der genoſſenſchaftlichen Anlagen Sorge zu tragen, 
ſo kann die Aufſichtsbehörde nach Anhörung der Genoſſenſchaftsverſammlung die 
Geſchäfte des Vorſtandes dem Vorſtand einer Gemeinde, deren Gemarkung ganz 
oder zum Teil zum Gebiete der Genoſſenſchaft gehört, übertragen. Die Aufſichts⸗ 
behörde kann für den Gemeindevorſtand eine angemeſſene Entſchädigung feſtſetzen. 


‚Gegen die Verfügung, durch welche dem Gemeindevorſtande die Führung der 


mt: 


Geſchäfte des Genoſſenſchaftsvorſtandes übertragen wird, findet nur die Beſchwerde 
an die Aufſichtsbehörde zweiter Inſtanz ($ 217 Abſ. 3) ſtatt. 

(e) Vor der ordentlichen Neuwahl zum Genoſſenſchaftsvorſtand iſt die 
Genoſſenſchaftsverſammlung jedesmal darüber zu hören, ob die Führung der 
Geſchäfte des Genoſſenſchaftsvorſtandes noch weiterhin dem Gemeindevorſtande 
zu belaſſen iſt. | 
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Be 


Vierter Titel. 
Verfahren zur Bildung von Genoſſenſchaften. 


§ 248. 

Das Verfahren zur Bildung einer Genoſſenſchaft wird durch den Re⸗ 
gierungspräſidenten geleitet. Liegt das Genoſſenſchaftsgebiet in mehreren Re 
gierungsbezirken, ſo wird der zuſtändige Regierungspräſident durch den Ober⸗ 
präſidenten, wenn mehrere Provinzen beteiligt ſind, durch den zuſtändigen Miniſter 
endgültig beſtimmt. 

§ 249. 

() Das Verfahren zur Bildung der Genoſſenſchaft kann von Amts 
wegen oder auf Antrag eingeleitet werden. Dem Verfahren iſt ein Plan zu⸗ 
grunde zu legen, der enthalten muß: 

1. die erforderlichen Zeichnungen und Erläuterungen; 

2. einen Koſtenanſchlag des Unternehmens; 5 

3. die Bezeichnung der an der Genoſſenſchaft zu beteiligenden Grund- 

ſtücke, Bergwerke und gewerblichen Anlagen ſowie der dazu heranzu⸗ 
ziehenden Waſſergenoſſenſchaften oder anderen Verbände ($ 210). 

(2) Dem Plane find zur Vorbereitung der Abſtimmung beizufügen: wenn 
Grundſtücke beteiligt ſind, die zur Ermittelung der Fläche und des Grundſteuer⸗ 
reinertrags nötigen Kataſterauszüge, oder wenn die Grundſtücke ſämtlich einem 
Auseinanderſetzungsverfahren unterliegen und in dieſem beſonders abgeſchätzt ſind, 
Auszüge aus den hierbei aufgeftellten Verzeichniſſen über den Wert oder Extrag 
der Grundstücke. Sollen Bergwerke, gewerbliche Anlagen, Waſſergenoſſenſchaften 
oder andere Verbände an der Genoſſenſchaft beteiligt werden, ſo bedarf es eines 
Voranſchlags des von dem Unternehmen zu erwartenden Vorteils und der 
Angabe des Maßſtabs, nach dem dieſer Vorteil auf die Grundſtücke, Bergwerke, 
gewerblichen Anlagen und Verbände verteilt werden ſoll. 

6) Wird das Verfahren auf Antrag eingeleitet, fo hat der Antragſteller 
auf Verlangen des Regierungspräſidenten den Plan und die im Abſ. 2 bezeich⸗ 
neten Unterlagen einzureichen. 

$ 250. 

(1) Auf Antrag kann der Bezirksausſchuß beſchließen, daß die Beſitzer von 
Grundſtücken Vorarbeiten, die zur Vorbereitung der Genoſſenſchaftsbildung 
erforderlich ſind, dulden müſſen. Der ihnen hierdurch etwa erwachſende Schaden 
iſt zu vergüten. Zur Sicherſtellung der Entſchädigung kann der Bezirksausſchuß 
vor Beginn der Arbeiten vom Antragſteller eine Sicherheit beſtellen laſſen und 
deren Höhe beſtimmen. : : 

e) Die Geftattung der Vorarbeiten wird von dem Bezirksausſchuß in dem 
für ſeine öffentlichen Bekanntmachungen beſtimmten Blatte bekannt gemacht. 
Von jeder Vorarbeit hat der Antragſteller unter Angabe von Zeit und Ort 
mindeſtens zwei Tage vorher den Gemeinde⸗ (Gut) Vorſtand in Kenntnis zu 
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ſetzen. Dieſer hat die beteiligten Grundbeſitzer davon beſonders oder in orts⸗ 
üblicher Weiſe allgemein zu benachrichtigen und iſt ermächtigt, dem Antragſteller 
auf deſſen Koſten einen beeideten Sachverſtändigen zur Seite zu ſtellen, um Be⸗ 
ſchädigungen ſogleich feſtzuſtellen und abzuſchätzen. Der abgeſchätzte Schaden iſt, 
vorbehaltlich anderweiter Feſtſtellung im Rechtswege, den Berechtigten ſofort aus⸗ 
zuzahlen, widrigenfalls der Gemeinde⸗ (Guts⸗) Vorſtand auf Antrag des Be 
teiligten die Fortſetzung der Vorarbeiten zu hindern verpflichtet iſt. 

(3) Zum Betreten von Gebäuden und eingefriedigten Hof⸗ oder Garten⸗ 
räumen bedarf der Antragſteller, ſoweit dazu der Grundbeſitzer ſeine Einwilligung 
nicht ausdrücklich erteilt, in jedem einzelnen Falle einer beſonderen Erlaubnis der 
Ortspolizeibehörde. Dieſe hat die Beſitzer zu benachrichtigen und zur Offen⸗ 
ſtellung der Räume zu veranlaſſen. 

() Eine Zerſtörung von Baulichkeiten jeder Art und ein Fällen von 
Bäumen iſt nur zuläſſig, nachdem der Bezirksausſchuß dies durch Beſchluß 
genehmigt hat. £ 

(s) Der Beſchluß iſt endgültig. 


§ 251. 

a (1) Iſt der Antrag auf Einleitung des Verfahrens offenbar unzuläſſig, 
undurchführbar oder unzweckmäßig, ſo kann er ohne weiteres durch einen mit 
Gründen verſehenen Beſcheid zurückgewieſen werden. 

(2) Anderenfalls ernennt der Regierungspräſident einen Kommiſſar zur 
Verhandlung mit den Beteiligten. Dasſelbe gilt, wenn das Verfahren von Amts 
wegen eingeleitet werden ſoll. 

§ 252. 


Der Kommiſſar hat die Satzung zu entwerfen, die im § 249 bezeichneten 
Unterlagen, ſoweit ſie noch nicht vorhanden ſind, zu beſchaffen und, wenn nicht 
nur Grundſtücke beteiligt ſind, den für die einzelnen Beteiligten aus dem Unter⸗ 
nehmen zu erwartenden Vorteil vorläufig feſtzuſtellen. Bei Genoſſenſchaften zur 
Reinhaltung von Gewäſſern gilt als Vorteil auch die Beſeitigung der von den 
Beteiligten hervorgerufenen Verunreinigung; der Vorteil wird nach dem Umfange 
der Verunreinigung berechnet. 

$ 253. 


Der Kommiſſar hat ſodann einen Beſchluß der Beteiligten über den Plan 
und die Bildung der Genoſſenſchaft herbeizuführen. 


§ 254. N 
() Wird die Bildung der Genoſſenſchaft beſchloſſen, fo hat der Kommiſſar 
die Beſchlußfaſſung über die Satzung und alle anderen Punkte, bei denen er es 
für erforderlich erachtet, ferner in den Fällen des § 238 nötigenfalls eine Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Anwendung des Beitrittszwanges zu veranlaſſen. Zu dem 
Zwecke können die Beteiligten Bevollmächtigte wählen. 
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(2) In den Fällen des § 238 können die Widerſprechenden verlangen, 
daß die Zuſtimmenden und die Widerſprechenden getrennt Bevollmächtigte wählen, 
deren Zahl dem Verhältniſſe der für oder gegen die Genoſſenſchaftsbildung ab⸗ 
gegebenen Stimmen annähernd zu entſprechen hat; die Zahl der Bevollmächtigten 
beſtimmt der Kommiſſar. 

(6) Die Bevollmächtigten find befugt, Anderungen des Planes vorzu⸗ 
nehmen, wenn nicht ausdrücklich ein anderes beſchloſſen wird. 


$ 255. 


Die nach den §§ 253, 254 herbeizuführenden Beſchlüſſe können in einem 
Termin oder in mehreren Terminen gefaßt werden. 


§ 256. 
() Beſchlüſſe der Bevollmächtigten werden mit Stimmenmehrheit gefaßt 
jeder Bevollmächtigte hat eine Stimme. 
e) Die Bevollmächtigten find befugt, mit Genehmigung des Kommiſſars 
für den Fall der Genehmigung oder des Erlaſſes der Satzung Verträge im 
Namen der zu bildenden Genoſſenſchaft zu ſchließen. 


$ 357. 

Abgeſehen von der Beſchlußfaſſung über die Bildung der Genoſſenſchaft 
genügt bis zur Genehmigung der Satzung zu allen Beſchlüſſen der Geſamtheit 
der Beteiligten die einfache Mehrheit der im Abſtimmungstermin Erſchienenen. 
Ausgenommen hiervon iſt der Beſchluß, durch welchen für die Teilnahme an 
den Genoſſenſchaftslaſten oder für das Stimmverhältnis der Genoſſen ein anderer 
als der im § 225 feſtgeſtellte Maßſtab beſtimmt wird. Die Mehrheit wird 
nach dem Grundſteuerreinertrag oder dem im Auseinanderſetzungsverfahren ge⸗ 
ſchätzten Werte oder Ertrage (§ 249 Abſ. 2) der beteiligten Grundſtücke, wenn 
aber bei der Genoſſenſchaft Bergwerke, gewerbliche Anlagen, Waſſergenoſſenſchaften 
oder andere Verbände ($ 210) beteiligt find, nach dem vorläufig feſtgeſtellten 
Vorteile (§ 252) berechnet. 

$ 258. 

Wird die Bildung einer Genoſſenſchaft der im § 245 Abſ. 1 bezeichneten 
Arten abgelehnt, ſo hat der Kommiſſar die Beteiligten über die Vorausſetzungen 
für die Bildung einer Zwangsgenoſſenſchaft und über die Satzung zu hören. 


$ 259. 

Die den Miteigentümern eines Grundſtücks, eines Bergwerkes oder einer 
gewerblichen Anlage zuftehenden Stimmen gelten als in dem Sinne abgegeben, 
in dem die Mehrheit der im Abſtimmungstermin erſchienenen Miteigentümer, be⸗ 
rechnet nach der Größe ihrer Anteile, geſtimmt hat. 
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§ 260. i 

(1) Die Einwendungen der Beteiligten ſowie die Vorausſetzungen für die 
Anwendung des Beitrittszwanges und etwaige Anträge auf Erſtattung von Koſten 
($ 272 Abſ. 3) find, erforderlichenfalls nach Anhörung oder unter Zuziehung 
von Sachverſtändigen, mit den Beteiligten oder den dazu ermächtigten Bevoll⸗ 
mächtigten zu erörtern. 

(2) Werden gegen die vom Kommiſſar getroffene vorläufige Feſtſtellung 
des Vorteils Einwendungen erhoben, ſo hat der Kommiſſar, ſoweit ſie von der 
Mehrheit der Beteiligten als berechtigt anerkannt werden, die Feſtſtellung ent⸗ 
ſprechend zu ändern. Anderenfalls entſcheidet der Regierungspräſident. Die ſo 
getroffene Feſtſtellung gilt nur bis zur Genehmigung der Satzung für die er⸗ 
forderlichen Abſtimmungen. 

$ 261. 

Die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Verhandlungsterminen liegt 
dem Kommiſſar ob. Er kann gegen Beteiligte, Sachverſtändige oder andere 
Perſonen, die ſich während der Verhandlungen einer Ungebühr ſchuldig machen, 
vorbehaltlich ſtrafgerichtlicher Verfolgung, eine Ordnungsſtrafe bis zu zwanzig 

Mark feſtſetzen. 
f § 262. 

Aber die Verhandlungen mit den Beteiligten und ihren Bevollmächtigten 
iſt ein Protokoll aufzunehmen. In dieſes muß auch die Feſtſetzung der Ord⸗ 
nungsſtrafe (§ 261) und die Veranlaſſung dazu aufgenommen werden. Das 
Prokokoll iſt von dem Kommiſſar und dem etwa zugezogenen Protokollführer 
und, wenn Sachverſtändige vernommen ſind, auch von dieſen zu unterſchreiben. 
Sind Bevollmächtigte gewählt, ſo ſollen auch dieſe das Protokoll unterſchreiben. 


§ 263. 

() Zu den Verhandlungsterminen find die dabei Beteiligten ſpäteſtens 
eine Woche vor dem Termine zu laden. In dringenden Fällen kann die Ladungs⸗ 
friſt auf drei Tage abgekürzt werden. In der Ladung ſind die Verhandlungs⸗ 
gegenſtände anzugeben. 

(2) Vor der Beſchlußfaſſung über die Satzung iſt der Entwurf acht Tage 
vorher offenzulegen und in der Ladung Ort und Zeit der Offenlegung mit⸗ 
zuteilen. 

6) Die Ladung ergeht, abgeſehen von der Ladung zur Abſtimmung über 
die Bildung einer Genoſſenſchaft, bei der die Ausübung des Beitrittszwanges 
nicht zuläſſig iſt, unter der Verwarnung, daß die Nichterſcheinenden oder Nicht⸗ 
abſtimmenden als demjenigen zuſtimmend gelten, wofür die Mehrheit der Stimmen 
abgegeben wird. 

$ 264. 

() Auf das Verfahren bei der Zuſtellung der Ladungen find, ſoweit fich 

nicht aus den §§ 265 bis 268 ein anderes ergibt, die Vorſchriften der Zivil⸗ 
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prozeßordnung über Zuſtellungen von Amts wegen ($$ 208 bis 213, 166 ff.) 
mit der Maßgabe entfprechend anzuwenden, daß an die Stelle des Gerichtsſchreibers 
der Kommiſſar oder ein von ihm beſtellter Beamter tritt. 

(2) Zur Bewirkung der Zuſtellungen kann ſich der Kommiſſar an Stelle 
der Gerichtsdiener auch anderer Beamten oder vereideter Boten bedienen. 


§ 265. 

() Iſt die Ladung an mehrere Perſonen in einem Gemeinde⸗ (Guts⸗) 
Bezirke zuzuſtellen, ſo kann dies durch Umlauf geſchehen. In dieſem Falle iſt ſie 
allen Perſonen, denen ſie zuzuſtellen iſt, zur Kenntnisnahme vorzulegen oder vor⸗ 
zuleſen und eine beglaubigte Abſchrift bei einer in dem Schriftſtücke zu bezeichnen⸗ 
den Perſon niederzulegen. Die Niederlegung kann bei dem Gemeindevorſteher 
oder bei einer Perſon erfolgen, an die der Umlauf gerichtet iſt. 

(2) Die Beſtimmungen des § 264 Abſ. 2 dieſes Geſetzes und der §§ 180 
bis 184, 188 bis 191 der Zivilprozeßordnung über Ort, Art und Zeit der Zu⸗ 
ſtellung ſowie über die Aufnahme der Zuſtellungsurkunde ſind auf die Zuſtellung 
durch Umlauf entſprechend anzuwenden. 

6) Erfolgt die Zuſtellung nicht an die Perſon ſelbſt, der zugeſtellt werden 
ſoll, ſo iſt der Perſon, der zugeſtellt iſt, eine ſchriftliche Anzeige über die nach 
Abſ. 1 zu bewirkende Niederlegung des zuzuſtellenden Schriftſtücks zu übergeben. 
Der Vorgang iſt in der Zuſtellungsurkunde zu erwähnen. Im Falle verweigerter 
Kenntnisnahme oder Annahme der Anzeige genügt die Erwähnung der Ver⸗ 
weigerung. 

() Erfolgt die Zuſtellung durch Umlauf, ſo ſoll außerdem jedem Be⸗ 
teiligten ein Abdruck der Ladung durch die Poſt zugeſandt werden. 


§ 266. 

(1) Die Vorſchriften des $ 174 und des $ 175 Abſ. 1 Satz 1 der Zivil⸗ 
prozeßordnung über die Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten ſind nicht 
anzuwenden. An ihre Stelle tritt folgende Beſtimmung: 

Wenn ein Beteiligter weder im Deutſchen Reiche wohnt noch einen im 
Deutſchen Reiche wohnhaften Bevollmächtigten beſtellt hat, kann der Kommiſſar 
die Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten binnen einer von ihm zu be⸗ 
ſtimmenden Friſt anordnen. 

$ 267. 

Die öffentliche Zuſtellung ($ 204 der Zivilprozeßordnung) erfolgt nur durch 
je einmalige Einrückung der Ladung in den Deutſchen Reichsanzeiger und in die 
Amtsblätter der Regierungen, deren Bezirke bei dem Verfahren beteiligt ſind. 
Eine Anheftung findet nicht ſtatt. 


Zu Terminen, die im Verlauf einer Verhandlung vom Kommiſſar anbe⸗ 
raumt werden, iſt eine Ladung derjenigen Perſonen, denen die Anberaumung 
des Termins zum Protokoll eröffnet iſt, nicht erforderlich. 

24* 
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$ 269. 
Der Kommiſſar hat die Ordnungsmäßigkeit der Ladungen zu befcheinigen. 


$ 270. 

() Im Falle zwangsweiſer Heranziehung der Minderheit (§ 207 Abſ. 2 
Nr. 2, § 238) und bei Bildung einer Zwangsgenoſſenſchaft (§ 207 Abſ. 2 Nr. 3, 
§ 245) hat nach Abſchluß der Verhandlungen der Bezirksausſchuß über das 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen für die Anwendung des Beitrittszwanges, 
ſoweit hierüber Streit beſteht, zu beſchließen. 

(2) Gegen die Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes ſteht den Beteiligten und 
dem Regierungspräſidenten binnen zwei Wochen die Beſchwerde an das Landes⸗ 
waſſeramt zu. 

(3) Die Satzung bedarf der Genehmigung des Regierungspräſidenten. Für 
die Zwangsgenoſſenſchaften wird ſie von ihm erlaſſen. 

() Die Satzung iſt auf Koſten der Genoſſenſchaft in den Amtsblättern 
der beteiligten Regierungsbezirke bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann 
auf das Datum der Satzung und die im § 214 Nr. 1, 2, 9, 10, 12, 13 be⸗ 
zeichneten Feſtſetzungen beſchränkt werden. 


§ 271. 

Nach Bildung der Genoſſenſchaft hat die Aufſichtsbehörde ſogleich die Wahl 
und Einſetzung des Genoſſenſchaftsvorſtandes nach den Vorſchriften der Satzung 
zu veranlaſſen. 

$ 272. 

(1) Die in dem Verfahren vorkommenden Verhandlungen und Geſchäfte, 
einſchließlich der von den Gerichten und anderen Behörden vorzunehmenden, ſind 
gebühren⸗ und ſtempelfrei. Zu dieſen Geſchäften gehört auch die Anfertigung 
und Beglaubigung von Kataſter⸗ und Grundbuchauszügen. 

(2) Bare Auslagen, die durch zurückgewieſene oder zurückgenommene An⸗ 
träge oder Einwendungen entſtehen, können dem Antragſteller oder dem, der die 
Einwendungen erhoben hat, auferlegt werden. Von den anderen baren Auslagen 
trägt die Staatskaſſe die Reiſekoſten, Reiſezulagen und Tagegelder der in dem 
Verfahren mitwirkenden Staatsbeamten, die übrigen Auslagen die Genoſſenſchaft. 

(3) Wird die Genoſſenſchaft gebildet, ſo kann der Regierungspräſident die 
Erſtattung der von dem Antragſteller auf notwendige Vorarbeiten zweckdienlich 
verwendeten baren Auslagen der Genoſſenſchaft zur Laſt legen, wenn dies vor 
dem Abſchluſſe der kommiſſariſchen Verhandlungen beantragt iſt. 


§ 273. 
(1) Über Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens durch den Kom⸗ 
miſſar zum Gegenſtande haben, beſchließt endgültig der Regierungspräſident. 
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(2) Über Beſchwerden gegen Ordnungsſtrafen (§ 261) entſcheidet der Be 
zirksausſchuß endgültig. Dieſe Beſchwerden ſind binnen zwei Wochen zu erheben. 


§ 274. 

Die Leitung des Verfahrens zur Bildung einer Genoſſenſchaft kann vom „ 
Oberpräſidenten und, wenn mehrere Provinzen beteiligt ſind, von dem zuſtändigen 
Miniſter einer Generalkommiſſion übertragen werden. In dieſem Falle tritt ſie 
an die Stelle des Regierungspräſidenten. 


Fünfter Titel. 
Anderung der Satzung. 


$ 275. 
(1) Eine Anderung der Satzung, durch die ein neuer Genoſſenſchaftszweck 
eingeführt werden ſoll, bedarf eines einſtimmigen Beſchluſſes der Mitgliederver⸗ 
ſammlung, es ſei denn, daß es ſich um die Neueinführung eines ſolchen Zweckes 
handelt, zu deſſen Durchführung der Eintritt in eine neu zu bildende Genoſſen⸗ 
ſchaft erzwungen werden könnte. In dieſem Falle genügt ein Mehrheitsbeſchluß + 
der Mitgliederverſammlung, berechnet nach § 238 Abſ. 2, wenn die übrigen Vor⸗ 1 
ausſetzungen des Beitrittszwanges für alle widerſprechenden Genoſſen e 
(2) Eines einſtimmigen Beſchluſſes bedarf ferner eine Anderung der 
Satzung, durch die für die Teilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten oder für das 
Stimmverhältnis der Genoſſen ein anderer als der im § 225 feſtgeſtellte Maß⸗ 
ſtab beſtimmt wird. 
(3) Andere Satzungsänderungen können, mangels anderweiter Beſtimmungen 
der Satzung, von der Mitgliederverſammlung (dem Ausſchuſſe) mit Stimmen 
mehrheit beſchloſſen werden. 
§ 276. 
Anderungen der Satzungen bedürfen der Genehmigung des Regierungs- 
präſidenten. i 
§ 277. 


Die genehmigten Anderungen find nach § 270 Abſ. 4 bekannt zu machen. 


Sechſter Titel. 
Auflöſung und Liquidation von Genoſſenſchaften. 


| § 278. 
(1) Die Genoſſenſchaft kann aufgelöſt werden: 
1. wenn die Mitgliederverſammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen die Auflöſung beſchließt , 
2. auf Antrag eines Genoſſen, wenn die Genoſſenſchaft nur noch aus 
zwei Mitgliedern beſteht / 


— 130 — 


3. wenn in Jahresfriſt, von der Genehmigung der Satzung an gerechnet, 
nicht zur Ausführung des Unternehmens geſchritten oder wenn die 
begonnene Ausführung mindeſtens ein Jahr lang eingeſtellt und die 
Verzögerung durch Verſchulden der Genoſſen herbeigeführt iſt oder 
weſentliche Voraussetzungen der Genehmigung der Satzung hierdurch 
verändert worden ſind. 

e) Die Auflöſung der Genoſſenſchaft erfolgt durch den Regierungs⸗ 

präſidenten. 
$ 279. 

() Die Auflöſung der Genoſſenſchaft tritt in Kraft, ſobald die Verfügung 
des Regierungspräſidenten dem Vorſtande zugeſtellt worden iſt. 

(2) Die Auflöfung iſt auf Koſten der Genoſſenſchaft von der Auffichts- 
behörde in dem für ihre amtlichen Bekanntmachungen beſtimmten Blatte ſofort 
zu veröffentlichen. 

§ 280, 

() Nach Auflöſung der Genoſſenſchaft erfolgt die Liquidation durch den 
Vorſtand oder die durch Satzung oder Beſchluß der Genoſſenſchaft dazu berufenen 
Perſonen. 

(2) Auf das Liquidationsverfahren find der § 48 Abf. 2, 3 und die 
§§ 49 bis 53 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend anzuwenden. 


$ 281, 

Bis zur Beendigung der Liquidation gelten für die ſtaatliche Aufficht und 
die Rechtsverhältniſſe der bisherigen Genoſſen untereinander ſowie zu dritten 
Perſonen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der Satzung, ſoweit ſich nicht 
aus dem Weſen der Liquidation ein anderes ergibt. 


$ 282. 
) Nach Beendigung der Liquidation werden die Bücher und Schriften 
der aufgelöſten Genoſſenſchaft von der Aufſichtsbehörde in Verwahrung genommen. 
(2) Die Genoſſen und ihre Rechtsnachfolger haben das Recht, die Bücher 
und Schriften einzuſehen und zu benutzen. 


Siebenter Titel. 
Genoſſenſchaften, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründet ſind. 


. § 283. 

) Auf die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden öffentlichrechtlichen 
Waſſergenoſſenſchaften find die Vorſchriften anzuwenden, welche für die nach 
dieſem Geſetze gebildeten Waſſergenoſſenſchaften gelten. 

i (2) Jedoch bleiben abweichende Beſtimmungen der bisherigen Satzungen 
über die Zuſtändigkeit der Schiedsgerichte ($ 215, § 226 Abſ. 2) in Kraft, 
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ebenſo ſonſtige abweichende Beſtimmungen inſoweit, als die im Abſ. 1 für an⸗ 
wendbar erklärten Vorſchriften durch die Satzung geändert werden können oder 3 
auf die Satzung verweiſen. 2 Er 

Vierter Abſchnitt. 

Verhütung von Hochwaſſergefahr. 
Erſter Titel. 
Polizeiliche Beſchränkungen im Hochwaſſerabflußgebiete von Waſſerläufen. 
§ 284. 

(1) Zur Verhütung von Hochwaſſergefahr kann der Regierungspräſident 
und, wenn mehrere Regierungsbezirke beteiligt ſind, der Oberpräſident nach den 
§§ 137, 139 ff. des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. 
S. 195), und zwar auch für einzelne Kreiſe und Teile von Kreiſen, Polizei⸗ 
verordnungen erlaſſen, wonach 

A. von der Genehmigung des Landrats abhängig gemacht werden: 

1. Vertiefungen der Erdoberfläche im Hochwaſſerabflußgebiete ſowie die 
Entnahme von Lehm, Kies, Steinen und anderen Stoffen aus den 
Ufergrundſtücken und, ſoweit erforderlich, auch aus den dahinter liegenden 
Grundſtücken; 

2. das Bepflanzen hochwaſſerfreier Grundſtücke, die der Unterſpülung 
ausgefegt find, mit Bäumen und Sträuchern) 

B. der Landrat befugt iſt, zu verbieten: 

1. das Lagern von Schlamm, Erde, Sand, Schlacken, Steinen, Holz und 
anderen Stoffen, welche die Vorflut zu behindern geeignet ſind, im 
Hochwaſſerabflußgebiete ; 

2. die durch Beackerung, Rodung, Plaggenhieb, Beweidung und der⸗ 
gleichen erfolgende Bodenlockerung auf Grundſtücken, die im Strom⸗ 
ſtriche des Hochwaſſers liegen, ſowie auf Ufergrundſtücken der Waſſer⸗ 
läufe erſter und zweiter Ordnung und, ſoweit erforderlich, auf den 
dahinter liegenden Grundſtücken) 

3. bei Waſſerläufen erſter und zweiter Ordnung die Benutzung der Ufer⸗ 
grundſtücke zum Aufziehen oder Abrollen von Holz oder anderen Gegen⸗ 
ſtänden ſowie zum Viehtränken, wenn nicht beſondere Vorkehrungen 
den Eintritt von Schäden ausſchließen; 

C. auf Anordnung des Landrats die Grundſtücksbeſitzer ohne Anſpruch auf 
Entſchädigung verpflichtet ſind, im Hochwaſſerabflußgebiet eines Waſſerlaufs 
wildwachſende Bäume und Sträucher und außerhalb des Hochwaſſerabfluß⸗ 
gebiets alle Bäume und Sträucher, die der Gefahr ausgeſetzt ſind, in den 
Waſſerlauf abzufallen oder durch das Waſſer entwurzelt zu werden, nach 
ihrer Wahl entweder ſelbſt zu beſeitigen oder die Beſeitigung zu dulden. 
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e) In Stadtkreiſen und denjenigen Städten, deren Polizeiverwaltung der 
Aufſicht des Landrats nicht unterſteht, tritt an Stelle des Landrats die Orts⸗ 
polizeibehörde. 

6) In den Fällen A1 und 2 und B2 ſind die Grundflächen in der 
Polizeiverordnung zu bezeichnen. 

() In den Polizeiverordnungen können Geldſtrafen bis zu einhundertund⸗ 
fünfzig Mark angedroht werden. 

(6) Vor Erlaß der Polizeiverordnung ſoll der Entwurf in den Gemeinden 
und Gutsbezirken ſechs Wochen lang zur Einſicht ausgelegt werden. 

(6) Den nach Abſ. 1 erlaſſenen Beſtimmungen unterliegen nicht die Strom⸗ 
bauverwaltung bei der Unterhaltung und dem Ausbau von Waſſerläufen erſter 
Ordnung und die Deichverwaltungsbehörden bei Ausübung ihrer Befugniſſe im 
Vorlande der Deichverbände. 


Zweiter Titel. 
Freihaltung des Aberſchwemmungsgebiets von Waſſerläufen. 


§ 285. 

() Für die bei Hochwaſſer gefahrbringenden Waſſerläufe wird das Über⸗ 
ſchwemmungsgebiet, ſoweit es nicht hochwaſſerfrei eingedeicht iſt und den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Titels unterliegen ſoll, nach § 286 feſtgeſtellt. 

e) In dieſem Gebiete dürfen nicht ohne Genehmigung: 

1. Erhöhungen der Erdoberfläche und über die Erdoberfläche hinausra⸗ 

gende Anlagen (Deiche, Dämme und andere deichähnliche Erhöhungen) 
Gebäude, Mauern und andere bauliche Anlagen; Feldziegeleien, Ein⸗ 
friedigungen, Baum⸗ und Strauchpflanzungen und ähnliche Anlagen) 
hergeſtellt, erweitert, verlegt, 

2. Deiche, Dämme und andere deichähnliche Erhöhungen ganz oder teil⸗ 

weiſe beſeitigt 
werden. 
6) Schutzmaßregeln, die in Notfällen für die Dauer der Gefahr getroffen 
werden, bedürfen keiner Genehmigung. Sollen ſie jedoch dauernd beſtehen bleiben, 
ſo iſt die Genehmigung nach Beſeitigung der Gefahr einzuholen. 


$ 286. 

() Die Wafferläufe, für welche die Vorſchriften dieſes Titels gelten ſollen, 
ſind in ein Verzeichnis aufzunehmen, das der Oberpräſident für die von ihm 
ee — für die Hohenzollernſchen Lande der Regierungspräſident 
— aufſtellt. 

c), In dem Verzeichnis iſt für jeden Waſſerlauf zu beſtimmen, ob die 
Vorschriften des $ 285 Abſ. 2, 3 für die ganze Breite des ÜUberſchwemmungs⸗ 
gebiets und den Waſſerlauf in feiner ganzen Länge oder nur für Teile des Über⸗ 
ſchwemmungsgebiets oder des Waſſerlaufs gelten ſollen. In dem Verzeichniſſe 
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kann beſtimmt werden, daß gewiſſe Erhöhungen und Anlagen der im § 285 
Abſ. 2 bezeichneten Art wegen ihrer unerheblichen Einwirkung auf den Hoch⸗ 
waſſerabfluß keiner Genehmigung bedürfen oder von der Waſſerpolizeibehörde 
widerruflich geſtattet werden dürfen. 

6) Das Verzeichnis wird für jeden Waſſerlauf, erforderlichenfalls unter 
Beifügung von Lageplänen, öffentlich ausgelegt. Im übrigen gelten die $$ 5, 6 
mit der Maßgabe, daß auszugsweiſe Abſchriften bei dem Landrat, in Stadt⸗ 
feen bei der Ortspolizeibehörde niedergelegt und auf dem laufenden erhalten 
werden. 

(+) Der Neuaufſtellung von Verzeichniſſen bedarf es nicht, ſoweit ſolche 
beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits nach § 12 des Geſetzes zur Verhütung 
von Hochwaſſergefahren vom 16. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 342) aufge⸗ 
ſtellt ſind. 

$ 287. 

() Zuſtändig für die Genehmigung ($ 285) ift bei Waſſerläufen erſter 
Ordnung der Bezirksausſchuß, ſonſt der Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß. 

(2) In erheblicheren Fällen hat die Genehmigungsbehörde vor der Be⸗ 
ſchlußfaſſung den Meliorationsbaubeamten, den zur Unterhaltung des Waſſer⸗ 
laufs Verpflichteten, den Vorſtand von Waſſergenoſſenſchaften zur Unterhaltung 
oder zum Ausbau der Ufer, die übrigen Beteiligten und, wenn es ſich um das 
Vorland von Verbandsdeichen handelt, den Vorſtand der Deichverbände, außer⸗ 
dem, wenn dem Antrage Bedenken entgegenſtehen, den Antragſteller zu hören. 
Ferner hat die Genehmigungsbehörde zur Erhebung von Einwendungen in einer 
von ihr zu beſtimmenden Friſt öffentlich aufzufordern unter der Verwarnung, daß 
nach dieſer Friſt keine Einwendungen mehr erhoben werden können. 

(3) Die Aufforderung iſt in den Kreisblättern und nach dem Ermeſſen 
der Genehmigungsbehörde außerdem in ortsüblicher oder anderer Weiſe öffentlich 
bekannt zu machen. Sind nur Stadtkreiſe beteiligt, fo iſt die Aufforderung in 
ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 


$ 288, 

(1) Die Genehmigung darf nur aus Rückſichten des Hochwaſſerſchutzes 
verſagt oder an Auflagen und Einſchränkungen geknüpft werden. 

(2) Die Genehmigung zur Herſtellung von Anlagen darf nicht verſagt 
werden, wenn die Nachteile, die für den Hochwaſſerabfluß zu befürchten ſind, 
durch eine anderweite Verbeſſerung auf Koſten des Antragſtellers wieder ausge⸗ 
glichen werden. ü i 

6) Tritt die herzuſtellende Anlage an die Stelle einer vorhandenen und 
wird der Abfluß nicht mehr als bisher behindert, ſo kann die Genehmigung nur, 
wenn Widerſpruch erhoben wird, und nur gegen Entſchädigung verſagt werden. 
Die Entſchädigung hat der Widerſprechende zu leiſten. Sie wird durch Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes feſtgeſetzt. Der Beſchluß kann binnen drei Monaten nach 
der Zuſtellung im Rechtsweg angefochten werden. 

Geſetzſammlung 1913. (Nr. 11271.) 25 
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$ 289. 

Gegen den Beſchluß der Genehmigungsbehörde ſteht denen, die rechtzeitig 
Einwendungen erhoben haben, und, ſoweit die Genehmigung verſagt oder an 
Auflagen oder Einſchränkungen geknüpft wird, auch dem Antragſteller innerhalb 
vier Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten zu. 

§ 290. 

Anordnungen, die erforderlich ſind, um die Durchführung der im § 285 
gegebenen Vorſchriften zu ſichern, trifft bei Waſſerläufen erſter Ordnung der 
Regierungspräſident, bei anderen Waſſerläufen der Landrat, in Stadtkreiſen die 
Ortspolizeibehörde. 


Dritter Titel. 
Seedeiche an der Oſtſee. 


§ 291. 

(1) Deiche, die gegen die Fluten der Oſtſee ſchützen ſollen, dürfen nicht 
ohne Genehmigung des Bezirksausſchuſſes hergeſtellt, erweitert, verlegt und ganz 
oder teilweiſe beſeitigt werden. 

e) Die zur Durchführung dieſer Vorſchriften erforderlichen Anordnungen 
trifft der Regierungspräſident. 

(6) Im übrigen find auf ſolche Deiche der § 285 Abſ. 3, der § 287 
Abſ. 2, 3, der § 288 Abf. 1 und der § 289 anzuwenden. 


Vierter Titel. 
Beſeitigung von Hinderniſſen des Hochwaſſerabfluſſes. 
§ 292. 

(1) Soweit es zur Verhütung von Hochwaſſergefahr notwendig iſt, Er⸗ 
höhungen der Erdoberfläche und über die Erdoberfläche hinausragende Anlagen 
(Deiche, Dämme und andere deichähnliche Erhöhungen; Gebäude, Mauern und 
andere bauliche Anlagen; Feldziegeleien, Einfriedigungen, Baum» und Strauch⸗ 
pflanzungen und ähnliche Anlagen), die den Abfluß des Hochwaſſers behindern, 
ganz oder teilweiſe zu beſeitigen, kann das Recht zur Enteignung nach dem Ent⸗ 
eignungsgeſetze vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) gewährt werden. 

() Über die Gewährung des Enteignungsrechts entſcheidet der Bezirks⸗ 
ausſchuß nach Anhörung der Waſſerpolizeibehörde durch einen mit Gründen ver- 
ſehenen Beſchluß. Der Beſchluß kann binnen zwei Wochen durch Beſchwerde 
bei dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten angefochten werden. Die Gewährung 
des Enteignungsrechts durch den Vorſitzenden nach $ 117 des Landesverwaltungs. 
geſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) iſt nicht zuläſſig. 

6) Wird das Enteignungsrecht dem Staate oder einem Kommunalverbande 
gewährt, ſo können ſie die Eigentümer derjenigen Grundſtücke und Anlagen ſowie 
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diejenigen Verbände und Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, denen die Be⸗ 
ſeitigung zum Vorteile gereicht, zu den Koſten des Unternehmens nach Verhältnis 
des ihnen aus dieſem erwachſenden Vorteils heranziehen. Der Beitrag darf für 
jeden Herangezogenen das Maß des ihm erwachſenden Vorteils nicht überſteigen. 
Auf Antrag des Unternehmers ſetzt der Bezirksausſchuß die Höhe des Beitrags 
feſt. Gegen den Beſchluß iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde bei dem Landes⸗ 
waſſeramte zuläſſig. 
§ 293. 


Wenn einer nach § 238 oder nach § 245 Abſ. 1 Nr. 4 gebildeten Ge⸗ 
noſſenſchaft zur Beſeitigung von Hinderniſſen des Hochwaſſerabfluſſes durch das 
Unternehmen Laſten entſtehen würden, die in keinem Verhältniſſe zu den ihr 
dadurch erwachſenden Vorteilen oder zu ihrer Leiſtungsfähigkeit ſtehen, ſollen ſich 
Staat und Provinzialverband an der Aufbringung der Koſten beteiligen. Der 
Beitrag des Staates muß den Beitrag des Provinzialverbandes mindeſtens 
erreichen. An die Stelle des Provinzialverbandes treten in der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau der Bezirksverband, in den Hohenzollernſchen Landen der Landeskommunal⸗ 
verband. Rechte gegen den Staat und den Provinzialverband werden hierdurch 
nicht begründet. 


Fünfter Titel. 
Deichver bände. 


§ 294. 


(1) Soweit es zur Abwendung gemeiner Gefahr oder zur Förderung der 
Landeskultur notwendig iſt, können Deichverbände zur gemeinſamen Herſtellung, 
Erweiterung und Unterhaltung von Deichen und dazu gehörenden Sicherungs-, 
Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen durch die Eigentümer der der AÜber⸗ 
ſchwemmung ausgeſetzten Grundſtücke gebildet werden, wenn deren Mehrheit 
($ 296) der Bildung des Deichverbandes zuſtimmt. Andere Beteiligte, ins⸗ 
beſondere die Eigentümer der außendeichs verbleibenden Vorländer, ſind zu hören. 

(2) Zur Abwendung gemeiner Gefahr können Deichverbände auch ohne 
die Zuſtimmung der Beteiligten gebildet werden. i A 
der Wafferbeirat (F 367) zu hören. 


§ 295. 

Deich verbände ſollen insbeſondere gebildet werden, um: 

1. die Eigentümer der Grundſtücke einer noch nicht eingedeichten Niederung 
zur gemeinſamen Herſtellung und Unterhaltung von Anlagen der im 
§ 294 bezeichneten Art zu verpflichten; 

2. die Eigentümer einer ſchon eingedeichten Niederung zur gemeinſamen 
Verbeſſerung und Unterhaltung von Anlagen zu verpflichten, die bisher 


nur von einzelnen Beteiligten ausgeführt und unterhalten wurden; 
25* 
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3. Anlagen der unter Nr. 2 bezeichneten Art und die Eigentümer der 
durch ſie geſchützten Grundſtücke einem ſchon beſtehenden Deichverband 
anzufchließen; 

4. Anlagen eines ſchon beſtehenden Deichverbandes zu erweitern und auf 
nicht eingedeichte Grundſtücke auszudehnen. 


§ 296. a 

(1) Bei der Abſtimmung über die Bildung eines Deichverbandes wird die 
Mehrheit ſowohl nach der Fläche als auch nach dem Grundſteuerreinertrage der 
einzudeichenden Grundſtücke und, wenn dieſe Grundſtücke ſämtlich einem Ausein⸗ 
anderſetzungsverfahren unterliegen und in dieſem beſonders abgeſchätzt ſind, nach 
dem ſo ermittelten Werte oder Ertrage berechnet. 

(2) In den Fällen des § 295 Nr. 3, 4 gilt eine Mehrheit im Sinne des 
§ 294 nur dann als vorhanden, wenn außer der Mehrheit der nicht zu einem 
Deichverbande gehörenden Grundſtücke, nach Abſ.! berechnet, auch die bereits 
beſtehenden Deichverbände der Bildung des neuen Deichverbandes zuſtimmen. 


§ 297. 

Auf das Verfahren zur Bildung von Deichverbänden ſind die Vorſchriften 
der §8 248 bis 273 über das Verfahren zur Bildung von Waſſergenoſſenſchaften 
entſprechend anzuwenden. 

i 298. : 

(1) Mehrere Deichverbände, die ein gemeinſchaftliches Intereſſe an der Er⸗ 
haltung ihrer Deiche, der Neuanlegung von Deichen oder der Anlegung und 
Erweiterung von Entwäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungsanlagen haben, können be⸗ 
ſchließen: 

1. unter Auflöſung der einzelnen Verbände ſich zu einem einzigen Deich⸗ 

verbande zu vereinigen; 

2. ohne Auflöſung einen gemeinſchaftlichen Deichverband zu bilden, dem 

die Erfüllung gemeinſamer Aufgaben überwieſen wird. 

() Die Rechtsverhältniſſe des neuen Deichverbandes find durch eine Satzung 
zu regeln, die der Genehmigung des Regierungspräſidenten bedarf. 

(3) Stimmen nicht alle beteiligten Deichverbände der Bildung des neuen 
Deichverbandes oder der Satzung zu, fo kann der Deichverband durch eine nach 
$ 297 zu erlaſſende Satzung gebildet werden, wenn die den zuſtimmenden Deich⸗ 
verbänden angehörenden Grundſtücke nach dem im § 296 Abſ. 1 beſtimmten 
Maßſtabe die Grundſtücke der widerſprechenden Deichverbände übertreffen. 

(1) Mit der Genehmigung oder dem Erlaſſe der Satzung gehen die Rechte 
und Verbindlichkeiten der aufgelöſten Deichverbände auf den neugebildeten Deich⸗ 
verband über. 

§ 299. 

(1) Der Deichverband muß einen Vorſtand haben. Dieſer kann aus 
einer Perſon als Deichvorſteher oder aus mehreren Perſonen, von denen eine 
als Deichvorſteher den Vorſitz führt, beſtehen. 
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0), Die Wahl des Deichvorſtehers (Deichhauptmann, Deichrichter, Deich⸗ 
graf, Deichgräf uſw.) bedarf der Beſtätigung durch die Auffichtsbehörde (§ 302). 
Wird die Beſtätigung verſagt oder kommt die Wahl des Vorſtandes oder ein⸗ 
zelner Mitglieder nicht zuſtande, ſo ſtehen der Aufſichtsbehörde die im § 218 be⸗ 
zeichneten Befugniſſe zu. 

(3) Im übrigen iſt der § 212 Abſ. 2 bis 4 anzuwenden. 


§ 300. 

Auf Verlangen der Aufſichtsbehörde hat der Deichverband für die tech— 
niſche Verwaltung einen techniſch genügend vorgebildeten Beamten anzuſtellen, 
der der Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde bedarf. Kommt der Deichverband 
dieſer Verpflichtung nicht nach oder wird die Beſtätigung verſagt, ſo ſtehen der 
Aufſichtsbehörde die im § 218 bezeichneten Befugniſſe zu. 


§ 301. 
() Die Rechtsverhältniſſe des Deichverbandes und ſeiner Mitglieder richten 
ſich, ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetze geregelt ſind, nach der Satzung. 
(2) Für die Satzung gilt der § 214. 


§ 302. 

() Der Deichverband ſteht unter der Aufſicht des Staates. 

(2) Die Aufſicht beſchränkt ſich auf die ordnungsmäßige Ausführung, 
Unterhaltung und Wiederherſtellung der gemeinſchaftlichen Anlagen ſowie darauf, 
daß die Angelegenheiten des Deichverbandes nach den Geſetzen und der Satzung 
verwaltet werden. 

(3) Die Aufſicht führt bei Deichverbänden, deren Deiche ganz oder teil⸗ 
weiſe an Waſſerläufen erſter Ordnung liegen, der Regierungspräſident, in zweiter 
Inſtanz der Oberpräſident, bei anderen Deichverbänden der Landrat als Vor⸗ 
ſitzender des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde, in zweiter 


Inſtanz der Regierungspräſident. Zuſtändig iſt die Behörde, in deren Bezirk der 


Deichverband ſeinen Sitz hat. 


— 


5 
() Werden im Gebiet eines Deichverbandes Unterdeichverbände gebildet, 


ſo kann in der Satzung beſtimmt werden, daß die Aufſicht über die Unterdeich⸗ 
verbände in erſter Inſtanz von dem Deichvorſteher des Hauptdeichverbandes ge⸗ 
führt wird. In dieſem Falle führen die nach Abf. 3 für den Hauptdeichverband 
zuſtändigen Aufſichtsbehörden erſter und zweiter Inſtanz die Aufſicht über die 
Unterdeichverbände in zweiter und dritter Inſtanz; wo in dieſem Abſchnitte die 
Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zugelaſſen iſt, geht die Beſchwerde in erſter 
Inſtanz an den Deichvorſteher des Hauptdeichverbandes, in zweiter Inſtanz an 
die ſonſt als Aufſichtsbehörde in erſter Inſtanz für den Hauptdeichverband zu⸗ 
ſtändige Behörde und gegen deren Entſcheidung in dritter Inſtanz an die ſonſt 
für den Hauptdeichverband zuständige Aufſichtsbehörde zweiter Inſtanz. 
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(6 Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar 

durchzuſetzen. 
§ 303. 

() Zur Veräußerung von Grundſtücken oder zur Aufnahme von Anleihen, 
mit Ausnahme ſolcher, durch die der Schuldenbeſtand nicht vermehrt wird, ſowie 
zum Bau neuer Schleuſen in den Deichen bedarf der Deichverband der Genehmi⸗ 
gung der Aufſichts behörde. 

(2) Zu den Beſchlüſſen über die Vergütung des Deichvorſtehers und des 
techniſchen Deichbeamten iſt gleichfalls die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
erforderlich. 

g 0 Sid dieſe Vergütungen offenbar unzulänglich, ſo hat die Aufſichts⸗ 
behörde ſie angemeſſen feſtzuſetzen. Dasſelbe gilt von den Vergütungen der anderen 
Angeſtellten des Deichverbandes. 

() Durch die Satzung kann die Genehmigung auch für andere Fälle vor⸗ 
geſchrieben werden. 

§ 304. 

() Unterläßt oder verweigert es der Deichverband, die ihm geſetz⸗ oder 
ſatzungsmäßig obliegenden, von einer Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen und Ausgaben in den Haushaltsplan aufzu⸗ 
nehmen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo kann die Aufſichtsbehörde unter 
Anführung der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan oder die Feſtſtellung 
der außerordentlichen Ausgabe und die Einziehung der erforderlichen Beiträge 
verfügen. 

5 (2) Gegen die Verfügung ſteht dem Deichverbande binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zweiter Inſtanz und gegen deren Beſcheid 
binnen gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zu. 

§ 305. 

Der Deichvorſteher kann die nur zu mechaniſchen Verrichtungen berufenen 
Angeſtellten des Deichverbandes zur Erfüllung ihrer Pflichten durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen bis zu dreißig Mark anhalten. Die Strafgelder fließen in die Deichkaſſe. 


§ 306. 

Die zum Schutze der Deiche und anderer Anlagen des Deichverbandes 
erforderlichen Polizeiverordnungen erläßt bei Deichverbänden, über die der Re⸗ 
gierungspräſident in erſter oder im Falle des § 302 Abſ. 4 in zweiter Inſtanz 
die Aufſicht führt, der örtlich zuſtändige Regierungspräſident, ſonſt der örtlich 
zuſtändige Landrat, in Stadtkreiſen die örtlich zuſtändige Ortspolizeibehörde, und 
zwar der Regierungspräſident auch für einzelne Kreiſe oder Teile von Kreiſen, 
der Landrat auch für einzelne Ortspolizeibezirke oder Teile von ſolchen, nach den 
$$ 137, 139 ff. des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. 
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S. 195). Zu den Anlagen des Deichverbandes gehören auch die Waſſerläufe, 
die von ihm zu unterhalten ſind oder der Aufſicht der Deichverwaltungsbehörde 
unterſtehen. 2 

$ 307. 

( Die örtliche Polizei zum Schutze der Deiche und der im § 306 be 
zeichneten Anlagen (örtliche Deichpolizei) wird von dem Deichvorſteher wahrge⸗ 
nommen; durch die Satzung können die örtliche Deichpolizei oder einzelne ihrer 
Geſchäfte anderen Mitgliedern des Deichvorſtandes (Deichgeſchworene, Deichſchöppen, 
Deichſchulzen, Heimräte uſw.) übertragen werden. 

(2) Der Bezirksausſchuß iſt befugt, eine Benutzung der Deiche, die ihre 
Widerſtandskraft ſchwächen kann, zu beſchränken oder ganz zu unterſagen. Wer 
hierdurch in der Ausübung eines Rechtes beeinträchtigt wird, kann von dem 
Unterhaltungspflichtigen Entſchädigung fordern. 

(3). Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt innerhalb zwei Wochen 

die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
uläſſig. 
f () Soweit der Beſchluß die Entſchädigung betrifft, kann binnen drei 
Monaten der Rechtsweg beſchritten werden. Die Friſt beginnt mit dem Zeit⸗ 
punkte der Rechtskraft desjenigen Teiles des Beſchluſſes, durch den die Be⸗ 
ſchränkung oder Unterſagung angeordnet wird. 

(s) Die zur Durchführung der Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes erforder⸗ 
lichen Anordnungen trifft der Regierungspräſident. 


$ 308. 

(1) Der Deichvorfteher und die anderen mit örtlichen Geſchäften der Deich 
polizei betrauten Mitglieder des Deichvorſtandes ſind berechtigt, ihre polizeilichen 
Anordnungen durch die im § 227 Abſ. 1 bezeichneten Zwangsmittel durchzuſetzen. 
Der § 227 Abſ. 2 iſt anzuwenden. 

(2) Gegen polizeiliche Verfügungen des Deichvorſtehers und der anderen 
Mitglieder des Deichvorſtandes, einſchließlich der Androhung, Feſtſetzung und 
Ausführung eines Zwangsmittels, iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an 
die Aufſichtsbehörde und binnen der gleichen Friſt die weitere Beſchwerde an die 
Aufſichtsbehörde zweiter Inſtanz zuläſſig. Die Beſchwerden ſind bei der für die 
Entſcheidung zuſtändigen Behörde oder bei der Behörde anzubringen, gegen deren 
Verfügung ſie ſich richten. f N 

(s) Das gegen die Androhung eines Zwangsmittels gerichtete Rechtsmittel 
erſtreckt ſich zugleich auf die Anordnung, um deren Ausführung es ſich handelt, 
wenn ſie nicht bereits Gegenſtand eines beſonderen Beſchwerdeverfahrens ge⸗ 
worden iſt. 

§ 309. 

() Die Deichverwaltungsbehörden (Deichvorſtand, Deichvorſteher) ſind be⸗ 

rechtigt, Anordnungen, die ſie in Ausübung ihrer Befugniſſe gegen einzelne Ge⸗ 


— 140 — 


noſſen richten, durch die im § 227 Abſ. 1 bezeichneten Zwangsmittel durchzuſetzen. 
Der § 227 Abſ. 2 iſt anzuwenden. g 

(2) Die Anordnungen und Beſchlüſſe der Deichverwaltungsbehörden können 
nach § 308 Abſ. 2, 3 angefochten werden, wenn nicht durch dieſes Geſetz der 
Rechtsweg oder das Verwaltungsſtreitverfahren zugelaſſen oder durch die Satzung 
das ſchiedsgerichtliche Verfahren vorgeſchrieben iſt. 


§ 310. 

(1) Die zur Herſtellung und Unterhaltung der Deiche und der dazu 
gehörenden Sicherungs⸗, Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen erforderlichen 
Beiträge und Leiſtungen ſind nach dem in der Satzung zu beſtimmenden Maß⸗ 
ſtabe von allen zum Deichverbande gehörenden Grundſtücken aufzubringen (Deich⸗ 
pflicht), auch wenn dieſe ſonſt von den öffentlichen Laſten befreit oder dabei be⸗ 
vorrechtet find. Als Verteilungsmaßſtab iſt in der Regel das Verhältnis des 
abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vorteils anzunehmen; aus 
beſonderen Gründen kann jedoch ein anderer Maßſtab zugelaſſen werden. 

(2) Eine Befreiung von der Deichpflicht kann nicht erworben werden. 

6) Die Deichpflicht ift eine öffentlichrechtliche Verpflichtung. Der § 223 
und der § 224 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2 ſind anzuwenden. 

() Auf die Heranziehung und Veranlagung zur Deichpflicht iſt der § 226 
Abſ. 2, 3 anzuwenden. 

§ 311. 

() Die Eigentümer der zum Deichverbande gehörenden Grundſtücke und 
der Vorländer ſind verpflichtet, dem Deichverbande die zu den Deichanlagen er⸗ 
forderlichen Grundſtücke gegen Entſchädigung abzutreten. 

(2) Grenzen und Größe der abzutretenden Grundſtücke, die vom Verbande 
zur Verhütung nachteiliger Wirkungen herzuſtellenden Sicherungsanlagen und die 
zu leiſtende Entſchädigung werden durch Beſchluß des Deichvorſtandes feſtgeſtellt. 
Mit der Rechtskraft des Teiles des Beſchluſſes, durch den über die Verpflichtung 
zur Abtretung entſchieden wird, geht das Eigentum an den abzutretenden Grund⸗ 
ſtücken auf den Deichverband über. 

(3) Soweit der Beſchluß über die Entſchädigung entſcheidet, kann binnen 
drei Monaten der Rechtsweg beſchritten werden, wenn nicht durch die Satzung 
die Entſcheidung einem Schiedsgericht übertragen iſt. Die Friſt beginnt mit 
dem im Abſ. 2 Satz 2 bezeichneten Zeitpunkte. Soweit Eigentümer von Vor⸗ 
ländern eine Entſchädigung beanſpruchen können, kann die Entſcheidung darüber 
nicht durch die Satzung einem Schiedsgericht übertragen werden. 

() Im übrigen find die $$ 7 bis 14, 16, 17, 33, 36 bis 39, 45 
bis 49 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) ent⸗ 
ſprechend anzuwenden. 

s) Auf die zu den Deichen gehörenden Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungs⸗ 
anlagen iſt der $ 222 anzuwenden. 
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$ 312. 

() Gegen Entfchädigung müſſen auf Anordnung des Deichvorſtandes: 

1. die Eigentümer der zum Deichverbande gehörenden Grundſtücke und 
der Vorländer die Entnahme der zur Herſtellung und Unterhaltung 
der Deiche und der dazu gehörenden Sicherungsanlagen erforderlichen 
Feld⸗ und Bruchſteine, von Kies, Raſen, Sand, Lehm und anderer 
Erde aus ihren land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzten Grundſtücken, 
ihrem Unland und ihren Gewäſſern geſtatten; 

2. die Eigentümer der Vorländer die im Intereſſe der Herſtellung und 
Unterhaltung der Deiche und der dazu gehörenden Sicherungs- Ent⸗ 
wäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen erforderlichen Beſchränkungen 
des Grundeigentums dulden. 

() Die Beſchränkungen, denen ſich die Eigentümer der Vorländer nach 

Abſ. 1 Nr. 2 zu unterwerfen haben, find in der Satzung näher zu beſtimmen. 
Über die Höhe der Entſchädigung beſchließt im Streitfalle der Bezirksausſchuß. 
Der Beſchluß kann binnen drei Monaten nach der Zuſtellung im Rechtsweg 
angefochten werden. 313 


N 
Soweit in den Fällen der $$ 311, 312 bei bereits beſtehenden Deichver- 
bänden die Satzungen abweichende Vorſchriften enthalten, bewendet es dabei. 


314. 

Übernimmt ein Deichverband die Unterhaltung bereits beſtehender Deiche, 
ſo gehen ſie mit Genehmigung oder Erlaß der Satzung in ſein Eigentum über. 
Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß die Nutzungen den bisherigen 
Eigentümern verbleiben. 315 


§ 315. 

(1) Iſt ein Deich bei Hochwaſſer gefährdet, fo müſſen nach Anordnung 
der Deichpolizeibehörde alle Bewohner der bedrohten und nötigenfalls auch der 
benachbarten Gegend zu den Schutzarbeiten unentgeltlich Hilfe leiſten und die 
erforderlichen Arbeitsgeräte und Beförderungsmittel mit zur Stelle bringen. 

e) Die Deichpolizeibehörde kann die in einem ſolchen Falle nötigen Maß⸗ 
regeln ſofort durch Zwangsmittel zur Ausführung bringen; ſie iſt befugt, die 
Verabfolgung der zur Abwehr der Gefahr dienlichen Bauſtoffe aller Art, wo 
ſolche ſich finden mögen, zu fordern, und dieſe müſſen mit Vorbehalt der Aus⸗ 
gleichung unter den Verpflichteten und der Erſtattung des Schadens von den 
Beſitzern verabfolgt werden. Zum Erſatze des Schadens iſt der Deichverband 
verpflichtet. Aber die Höhe der Entſchädigung beſchließt im Streitfalle der Be⸗ 
zirksausſchuß. Der Beſchluß kann binnen drei Monaten nach der Zuſtellung im 
Rechtsweg angefochten werden. 115 

(1) Der Deichverband kann durch den Regierungspräſidenten aufgelöſt 
werden, wenn die Mitgliederverſammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen die Auflöſung beſchließt. 
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(2) Im übrigen ſind auf die Auflöſung und Liquidation des Deichver⸗ 
bandes die §§ 279 bis 282 entſprechend anzuwenden. 


$ 317. 
Neben den $$ 294 bis 316 find die §8 208, 209, 211, 215, 216, 221, 
der § 229 Abſ. 1, die §§ 230 bis 234, 236, 237, 239 bis 244, der § 275 
Abſ. 1, 3 und die §§ 276, 277 auf Deichverbände entſprechend anzuwenden. 


§ 318. 

() Auf die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden Deichverbände 
ſind die Vorſchriften anzuwenden, die für die nach dieſem Geſetze gebildeten 
Deichverbände gelten. f 

(2) Jedoch bleiben abweichende Beſtimmungen der bisherigen Satzungen 
in Kraft, ſoweit die im Abſ. 1 für anwendbar erklärten Vorſchriften durch die 
Sazung geändert werden können oder auf die Satzung verweiſen. 


Sechſter Titel. 
Deiche, die zu keinem Deichverbande gehören. 
$ 319. 

() Iſt ein ſchon vorhandener, zum Schutze der Ländereien mehrerer 
Eigentümer dienender Deich, der zu keinem Deichverbande gehört, ganz oder teil- 
weiſe verfallen oder durch Naturgewalt oder fremdes Eingreifen zerſtört, ſo kann 
bei Deichen an Waſſerläufen erſter Ordnung und bei Seedeichen der Bezirksaus⸗ 
ſchuß, ſonſt der Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuß auf Antrag eines Beteiligten und, 
wenn aus der Nichterhaltung des Deiches eine gemeine Gefahr entſteht, auch 
ohne Antrag den Unterhaltungspflichtigen durch Beſchluß für verpflichtet erklären, 
den Deich bis zu derjenigen Höhe und Stärke wiederherzuſtellen, die er früher 
gehabt hat. 

(2) In gleicher Weiſe kann bei ſolchen Deichen dem Unterhaltungspflich⸗ 
tigen die Vornahme derjenigen Maßregeln aufgegeben werden, welche erforderlich 
ſind, um die Erhaltung der Deiche in ihrem bisherigen Umfang und Zuſtande 
u ſichern. 

d 6) Iſt es ungewiß oder ſtreitig, wer zur Unterhaltung des Deiches ver⸗ 
pflichtet iſt, ſo können die Leiſtungen vorläufig von dem gefordert werden, der 
ihn bisher unterhalten hat, oder, wenn dieſer nicht leiſtungsfähig iſt, von den 
Eigentümern derjenigen Grundſtücke, die nach dem Ermeſſen der Behörde durch 
den Deich geſchützt werden. Das letztere gilt auch, wenn der Verpflichtete nicht 
leiſtungsfähig iſt. Iſt die Heranziehung der Eigentümer nicht ſo ſchnell möglich, 
wie die Dringlichkeit des Falles es erfordert, ſo hat die Gemeinde (der Guts⸗ 
bezirk, in deren Bezirk der Deich gelegen iſt, auf Erfordern die Koſten der 
Unterhaltung oder Wiederherſtellung des Deiches vorzuſchießen. Sind mehrere 
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Gemeinden (Gutsbezirke) beteiligt, ſo ſind die vorzuſchießenden Koſten auf dieſe 
angemeſſen zu verteilen. 

() Gegen den Beſchluß des Bezirks⸗ (Kreis⸗Stadt⸗]) Ausſchuſſes iſt 
innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten zuläſſig. 

(6) Bei Beſchlüſſen des Bezirksausſchuſſes trifft der Regierungspräſident, 
bei Beſchlüſſen des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes der Landrat (die Ortspolizeibe⸗ 
hörde) die zu ihrer Durchführung nötigen Anordnungen. 

(6) Die nach Abſ. 1 bis 3 zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung der 
Deiche geforderten Beiträge und Leiſtungen ſind öffentliche Laſten. 


§ 320. 

Den zur Unterhaltung oder Wiederherſtellung eines Deiches vorläufig 
Herangezogenen ($ 319 Abſ. 3) bleibt vorbehalten, ihre Anſprüche auf Erſtattung 
ihrer Beiträge oder des Wertes ihrer Leiſtungen im Rechtswege gegen den Unter- 
haltungspflichtigen geltend zu machen. 


$ 321. 

(1) Wird die Baulaſt vorläufig geregelt, fo iſt zur Regelung der künftigen 
Leiſtungen die Bildung eines Deichverbandes herbeizuführen, es ſei denn, daß 
durch Anerkenntnis oder im Rechtsweg ein leiſtungsfähiger Verpflichtete er⸗ 
mittelt iſt. 

(2) Lehnen die Beteiligten die Bildung eines Deichverbandes ab und iſt 
ſie nicht zun Abwendung gemeiner Gefahr erforderlich, ſo kann die fernere Er⸗ 
haltung des Deiches nicht mehr verlangt werden. 5 


$ 322, 
Der $ 307 Abſ. 2 bis 5 iſt auf Deiche, die zu keinem Deichverbande ge- 
hören, entſprechend anzuwenden. 


Siebenter Titel. 
Beſondere Vorſchriften für die Provinzen Hannover und Schleswig⸗Holſtein. 
$ 323. 
() Die Vorſchriften des zweiten, fünften und ſechſten Titels dieſes Ab⸗ 
ſchnitts gelten nicht: | 

1. in den Schleswig-Hölfteinifchen Marſchdiſtrikten, ſoweit das Patent vom 
29. Januar 1800 und das allgemeine Deichreglement vom 6. April 1803 

Platz greifen; 5 5 
2. in den Herzogtümern Bremen und Verden, ſoweit die Deichordnung 
vom 29. Juli 1743 Anwendung findet, doch gelten die Vorſchriften 

5 26 * 
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des zweiten Titels in den oberhalb des Hemelinger Wehres an der 
Weſer und Aller gelegenen Gebietsteilen, 

3. in dem Lande Hadeln; | 

4. in dem Fürſtentum Oſtfriesland und dem zum Herzogtum Arenberg⸗ 
Meppen gehörenden Bezirke der Stadt Papenburg. 

(2) Ferner gelten die Vorſchriften des fünften und ſechſten Titels nicht: 

1. in dem Fürſtentume Lüneburg und den zur Provinz Hannover ge: 
hörenden Lauenburgiſchen Landesteilen, ſoweit die Lüneburgiſche Deich: 

Rund Sielordnung vom 15. April 1862, und 

2. in den Grafſchaften Hoya und Diepholz, ſoweit die Deich- und Ab⸗ 
wäſſerungsordnung vom 22. Januar 1864 Anwendung findet oder 
demnächſt in Anwendung gebracht wird. 


§ 324. 


In den im § 323 bezeichneten Gebietsteilen verbleibt es, vorbehaltlich 
der §§ 325 bis 329, bei den dort geltenden, das Deich- und Sielweſen betreffenden 
Geſetzen und Verordnungen und den durch rechtsverbindliches Herkommen feſt⸗ 
ſtehenden deich⸗ und ſielrechtlichen Beſtimmungen. Der Übergang von der 
Kabel⸗ zur Kommuniondeichung innerhalb eines Deichverbandes kann aber, und 
zwar ſowohl für ſämtliche Deiche als auch für einzelne Deiche oder Deichſtrecken, 
in 1 überall mit Stimmenmehrheit durch die Verbandsvertretung beſchloſſen 
werden. 


A N $ 325. 
| () Die Verfaffung der Deich⸗ und Siel⸗(Schleuſen-, Wettern⸗, Waſſer⸗ 


„ löſungs⸗ uſw.) Verbände kann mit deren Zuſtimmung oder bei Widerſpruch mit 


* 


— 


„ Domänen und Forſten zu erlaſſende Satzung beſtimmt werden, daß an Stelle 


* 


Zuſtimmung des Waſſerbeirats durch eine vom Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zu erlaſſende Satzung neu geregelt oder feſtgeſtellt werden. 

(2) Wo eine ſolche Regelung eintritt, ſoll die Mitwirkung der Staats⸗ 
behörden in Angelegenheiten der Verbände auf die Oberaufſicht beſchränkt und 
die unmittelbare Beaufſichtigung und Leitung der Verbandsangelegenheiten eigenen 
Beamten oder Vertretern der Verbände übertragen werden. 

6) Auch kann durch eine mit Zuſtimmung des Deich- und Siel- (Schleufen-, 
Wettern⸗, Waſſerlöſungs⸗ uſw.) Verbandes von dem Miniſter für Landwirtſchaſt, 


der durch § 324 aufrechterhaltenen deich⸗ und ſielrechtlichen Beſtimmungen die 
entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes für das Verbandsgebiet gelten ſollen. 

() Ohne Zuſtimmung des Deichverbandes kann bei einer Neuordnung 
nach Abſ. 1, ſoweit die ordentliche Deichlaſt nach den Grundſätzen der Kabel- 
wirtſchaft getragen wird, die Kommuniondeichung und, ſoweit nach der Bremiſchen 
Deichordnung vom 29. Juli 1743 die Aufbringung der Verbandslaſten nach 
dem Herkommen vorgeſchrieben iſt, die Aufbringung nach § 310 eingeführt werden. 
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(5) Die Vorſchrift des § 12 Kapitel IV der Bremiſchen Deichordnung 
wird aufgehoben, ſoweit ſie die Moorländereien von der ordentlichen Deichlaſt befreit. 


§ 326. 

(1) Mehrere Deichverbände, die ein gemeinſchaftliches Intereſſe an der Er⸗ 
haltung ihrer Deiche, an der Neuanlegung von Deichen oder an der Herſtellung, 
Erweiterung oder Unterhaltung von Sicherungs- Entwäſſerungs⸗ oder Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen haben, können beſchließen, ſich zu einem gemeinſchaftlichen Deich⸗ 
verband, unter Auflöſung der einzelnen Verbände oder ohne deren Auflöſung, 
zu vereinigen, wenn dadurch eine angemeſſenere Aufſicht zu erzielen iſt. Der § 298 
Abſ. 2 bis 4 iſt anzuwenden. 

(2) Dasſelbe gilt für Siel- (Waſſerlöſungs“) Verbände, die ganz oder über⸗ 
wiegend dem örtlichen Bereich eines und desſelben Deichverbandes angehören, 
und für nicht demſelben Deichverband angehörende Verbände ſolcher Art, die in 
waſſerwirtſchaftlicher Beziehung gemeinſame Intereſſen haben. 

6) Der § 325 Abſ. 3 iſt anzuwenden. 


; $ 327. 

Eine Befreiung von der Deid und Sielpflicht findet nicht ftatt, foweit 
ſie nicht auf dem beſtehenden Beitragsfuß oder der geltenden Art der Laſtenver⸗ 
teilung beruht. 

328. 

Fehlt es an Vorſchriften über die Bildung neuer Deichverbände oder an 
geſetzlichen Beſtimmungen und rechtsverbindlichem Herkommen über die Ver⸗ 
pflichtung der Eigentümer eingedeichter Grundſtücke und Vorländer zu deren Ab⸗ 
tretung oder zur Geſtattung vorübergehender Benutzung ihres Grundeigentum 
für die Deichzwecke, ſo gelten die hierauf bezüglichen Beſtimmungen des fünften 
Titels dieſes Abſchnitts. 5 

$ 329. 

() Soweit in den im § 323 bezeichneten Gebietsteilen die örtliche Deich⸗ 
polizei ($ 307 Abſ. 1) dem Deich⸗ oder Sielvorſteher oder einem anderen Mit⸗ 
gliede der Deich⸗ oder Sielverwaltungsbehörde zuſteht, erſtreckt ſie ſich auch auf 
die Waſſerläufe, die von einem Deich⸗ oder Sielverbande zu unterhalten ſind 
oder der Aufſicht einer Deich- oder Sielverwaltungsbehörde unterſtehen. 

e) Auf die Durchſetzung und die Anfechtung der zum Schutze der Deiche 
und der im § 306 bezeichneten Anlagen eines Deich: und Sielverbandes ge 
troffenen polizeilichen Verfügungen iſt $ 308 anzuwenden. 


Fünfter Abſchnitt. 
Zwangsrechte. 


§ 330. 
Kann der Eigentümer eines Grundſtücks das oberirdiſch außerhalb eines 
Waſſerlaufs abfließende Waſſer durch Anlagen auf ſeinem Grund und Boden 
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nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Koſten abführen, fo ift er berechtigt, von 
den Eigentümern der tiefer liegenden Grundſtücke die Aufnahme des Waſſers ohne 
Entſchädigung zu verlangen. Können aber dieſe Eigentümer das Waſſer nicht 
oder nur mit erheblichen Koſten weiter ableiten, ſo ſind ſie zur Aufnahme nur 
gegen Entſchädigung und nur dann verpflichtet, wenn der Vorteil für den Eigen⸗ 
tümer des höher liegenden Grundſtücks erheblich größer iſt als ihr Schaden. 


§ 331. 

() Zugunſten eines Unternehmens, das die Entwäſſerung von Grund⸗ 
ſtücken, die Beſeitigung von Abwäſſern oder die beſſere Ausnutzung einer Trieb⸗ 
werksanlage bezweckt, kann der Unternehmer von den Eigentümern eines Waſſer⸗ 
laufs ſowie von den Eigentümern der zur Durchführung des Unternehmens 
erforderlichen Grundſtücke verlangen, daß ſie die zur Herbeiführung eines beſſeren 
Waſſerabfluſſes dienenden Veränderungen des Waſſerlaufs (Vertiefungen, Ver⸗ 
breiterungen, Durchſtiche, Verlegungen) gegen Entſchädigung dulden, wenn das 
Unternehmen anders nicht zweckmäßig oder nur mit erheblichen Mehrkoſten durch- 
geführt werden kann und der davon zu erwartende Nutzen den Schaden des 
Betroffenen erheblich überſteigt. 

(e) Bezweckt das Unternehmen nur die gewöhnliche Entwäſſerung von 
Grundſtücken, für die der Waſſerlauf der natürliche Vorfluter iſt, ſo erwirbt der 
Unternehmer mit der Feſtſtellung des ihm nach Abſ. 1 zuſtehenden Rechtes zugleich 
das Recht, den Waſſerſpiegel auf der Strecke, für die das Recht feſtgeſtellt iſt, 
zu ſenken oder durch Einleitung von Waſſer in den Waſſerlauf zu heben, ſoweit 
dadurch kein anderer Nachteil als eine Veränderung des Grundwaſſerſtandes ver⸗ 
urſacht wird. Eine Entſchädigung für Nachteile, die lediglich durch die Verände⸗ 
rung des Grundwaſſerſtandes hervorgerufen werden, hat der Unternehmer nicht 
zu leiſten. 


§ 332. 


(1) Zugunſten eines Unternehmens, das die Entwäſſerung oder Bewäſſerung 
von Grundſtücken, die Waſſerbeſchaffung zu häuslichen oder gewerblichen Zwecken 
oder die Beſeitigung von Abwäſſern bezweckt, kann der Unternehmer unter den 
Vorausſetzungen des § 331 Abſ. 1 von den Eigentümern der dazu erforderlichen 
Grundſtücke verlangen, daß ſie die oberirdiſche oder unterirdiſche Durchleitung 
von Waſſer und die Unterhaltung der Leitungen gegen Entſchädigung dulden. 
la Beſtimmung iſt auch gegen den Eigentümer eines Waſſerlaufs an⸗ 
zuwenden. — 

(2) Unreines Waſſer darf jedoch nur mittels geſchloſſener, waſſerdichter 
Leitungen durchgeleitet werden, wenn die Durchleitung ſonſt Nachteile oder Be⸗ 
läſtigungen für die Grundſtückseigentümer zur Folge haben würde. 

6) Ein auf Grund des Abf. 1 erhobener Anſpruch kann zurückgewieſen 
werden, wenn durch das Unternehmen wichtige öffentliche Intereſſen geſchädigt 
werden würden. 
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§ 333. 

() Der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Ufergrundſtücks kann 
für die Zwecke der eigenen Haushaltung und Wirtſchaft (§ 25 Abſ. 4) von dem 
Eigentümer eines natürlichen Waſſerlaufs verlangen, daß er die Einrichtung von 
Treppen, Brücken, Bootshäuſern, Waſcheinrichtungen, Haltepfählen oder ähnlichen 
Anlagen einfacher Art gegen Entſchädigung dulde. Ein gleiches gilt von Bade⸗ 
anſtalten und Anlegeſtellen, auch wenn ſie nicht nur den Zwecken der eigenen 
Haushaltung und Wirtſchaft dienen, ſofern nicht nach § 46 die Vorſchriften über 
die Verleihung anzuwenden ſind. Auf Antrag der Waſſerpolizeibehörde iſt die 
Anlage ohne Anſpruch auf Entſchädigung in angemefjener Friſt zu beſeitigen 
oder zu ändern, wenn das Fortbeſtehen in dem jeweiligen Zuſtande mit dem 
öffentlichen Wohle, insbeſondere mit der Erhaltung der Vorflut, dem Ausbau 
des Waſſerlaufs nach dem feſtgeſtellten Plane (§ 163) und bei einem Waſſerlauf 
erſter Ordnung auch mit ſeiner Beſtimmung für die Schiffahrt nicht vereinbar iſt. 

(2) Die Vorſchriften des Abf. 1 gelten nicht für die im § 25 Abſ. 3 ber 
zeichneten Waſſerläufe. 

i § 334. 

Will der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines Ufergrundſtücks auf 
Grund eines ihm verliehenen Rechtes eine Stauanlage errichten, ſo kann er von 
den Eigentümern der gegenüberliegenden Ufergrundſtücke verlangen, daß ſie den 
Anſchluß an dieſe gegen Entſchädigung geſtatten. 


i § 335. 

Die $$ 330 bis 332, 334 find nicht anzuwenden auf Gebäude und, mit 
Ausnahme des $ 332, auch nicht auf Parkanlagen ſowie auf Hofräume und 
Gärten. Bei dieſen Grundſtücken beſchränkt ſich die im § 332 beſtimmte Ver⸗ 
pflichtung auf gefchloffene, waſſerdichte Leitungen. 


§ 336. 

() In den Fällen der $$ 331, 332, 334, 335 kann der Grundſtücks⸗ 
eigentümer verlangen, daß der Unternehmer an Stelle des Benutzungsrechts das 
Eigentum des zu den Anlagen erforderlichen Grund und Bodens gegen Ent⸗ 
ſchädigung erwerbe. i f a 

e) Iſt der Reſt des Grundſtücks nach ſeiner bisherigen Beſtimmung 
zweckmäßig nicht mehr zu benutzen, ſo kann der Grundſtückseigentümer Übernahme 
des ganzen Grundſtücks verlangen. 


$ 337. 
In den Fällen der $$ 331,332, 334 iſt bei Bemeſſung des Schadens 
jedes Intereſſe des Geſchädigten zu berückſichtigen. 
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$ 338, 
Staurechte können auf Antrag wegen überwiegender Vorteile für die 
Landeskultur oder die Schiffahrt gegen Entſchädigung entzogen oder beſchränkt 
werden. Für verliehene Rechte verbleibt es bei der Vorſchrift des § 84. 


5 289. 

(1) Die Unternehmer von Anlagen zur Entwäſſerung von Grundſtücken 
oder zur Beſeitigung von Abwäſſern ſind verpflichtet, deren Mitbenutzung einem 
anderen zu geſtatten, wenn dieſer die Entwäſſerung oder die Beſeitigung der 
Abwäſſer anders nicht zweckmäßig oder nur mit erheblichen Mehrkoſten durch⸗ 
führen kann, die Benutzung oder der Betrieb der Anlagen für den Unternehmer 
nicht weſentlich beeinträchtigt wird und der andere einen verhältnismäßigen Teil 
der Anlage und Unterhaltungskoſten übernimmt, auch für die dem Unternehmer 
aus der Mitbenutzung etwa erwachſenden Nachteile Entſchädigung und auf Ver⸗ 
langen des Unternehmers vor der Mitbenutzung der Anlage eine angemeſſene 
Sicherheit leiſtet. Kann die Mitbenutzung nur bei entſprechender Veränderung 
der Anlagen zweckmäßig erfolgen, ſo ſind die Unternehmer auch verpflichtet, die 
Veränderung nach ihrer Wahl ſelbſt vorzunehmen oder ſich gefallen zu laſſen. 
Die Koſten dieſer Veränderung hat der die Mitbenutzung Nachſuchende allein 
u tragen. 

10 Auch den Unternehmern von Bewäſſerungsanlagen liegen die im Abſ. 1 
bezeichneten Verpflichtungen ob, jedoch nur zugunſten der Eigentümer von Grund- 
ſtücken, die zur Herſtellung der Anlagen in Anſpruch genommen ſind. 

6) Die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 gelten nicht für Anlagen, die von 
einer Waſſergenoſſenſchaft oder einem Deichverbande hergeſtellt ſind. 


§ 340. 

(1) Über die auf Grund der $$ 330 bis 339 erhobenen Anſprüche, die 
Entſchädigung und die von den Beteiligten etwa ſonſt noch zu übernehmenden 
Leiſtungen beſchließt in den Fällen des § 330 der Kreis- (Stadt) Ausſchuß, im 
übrigen der Bezirksausſchuß. Dieſer beſchließt auch über die Beſeitigung der 
Anlagen nach § 333. Vor Erlaß des Beſchluſſes ſind die Beteiligten zu hören, 
insbeſondere die beteiligten Grundſtückseigentümer über die Ausübung ihrer 
Rechte aus § 336 zu vernehmen. 

(2) Gegen den Beſchluß des Kreis: (Stadt-) Ausſchuſſes ſteht, ſoweit er nicht 
die Entſchädigungen betrifft, dem Antragſteller und den übrigen Beteiligten binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde zu. Über die Beſchwerde entſcheidet der Bezirks⸗ 
ausſchuß endgültig. 

6) Im übrigen iſt der § 76 anzuwenden. 

() Für die Entſchädigung, ihre Auszahlung und Hinterlegung gelten, 
unbeſchadet des § 45, die bei der Enteignung maßgebenden Vorſchriften. 

6) Der § 46 Abſ. 3, der § 47, der § 49 Abſ. 1, 3, 4, der § 51 
Abſ. 2, die SS 59, 63, der § 64 Abſ. 2, der § 65 Abſ. 1, 2, der $ 69, der 


„ 


§ 70 Abſ. 3, die §§ 71, 74, 75, der $ 77 Abſ. 1 bis 3, der § 78 und der 
N 55 925 entſprechend anzuwenden, ebenſo in den Fällen der §§ 331, 332 
der 5 

(6) Der Antrag auf Erwerbung des Eigentums (§ 336) iſt nicht mehr 
zuläffig, ſobald dem Grundſtückseigentümer der Beſchluß des Bezirks- [Kreis⸗ 
(Stadt⸗] Ausſchuſſes eröffnet iſt. 

() Mit der Rechtskraft desjenigen Teiles des Beſchluſſes, durch den ein 
Benutzungsrecht nach den §§ 330 bis 335 feſtgeſtellt wird, entſteht das Be 
nutzungsrecht. Es bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. Doch hat die Beſchluß⸗ 
behörde das Grundbuchamt unverzüglich um die Eintragung zu erſuchen. Dieſe 
Vorſchriften gelten in den Fällen der $$ 338, 339 ſinngemäß. In den Fällen 
der §§ 331 bis 333 bewendet es für die danach feftgeftellten Rechte am Waſſer⸗ 
laufe bei § 185 Abſ. 2. 
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$ 341. 

() Anſprüche auf Entſchädigung, über die ein Beſchluß nach § 340 
Abſ. 1 nicht gefaßt iſt, können nachträglich geltend gemacht werden, wenn der 
Betroffene die nachteilige Wirkung nicht rechtzeitig vor der Beſchlußfaſſung des 
Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuſſes oder Bezirksausſchuſſes vorausgeſehen hat oder hätte 
vorausſehen müſſen. Der § 82 Abſ. 1 Satz 4 und Abſ. 2 iſt entſprechend 
anzuwenden. 

(2) Zuſtändig zur Entſcheidung über dieſe Anſprüche iſt in den Fällen 
des § 330 der Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß, im übrigen der Bezirksausſchuß. Der 
$ 340 Abſ. 1 Satz 3, Abſ. 3, 4 iſt anzuwenden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Waſſerpolizeibehörden. 


§ 342. 

(1) Waſſerpolizeibehörde ift: 

1. für Waſſerläufe erſter Ordnung der Regierungspräſident / 

2. für Waſſerläufe zweiter Ordnung und die nicht zu den Waſſerläufen 
gehörenden Gewäſſer der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 
Die Städte, deren Polizeiverwaltung der Aufſicht des Landrats nicht 
unterſteht, ſtehen den Stadtkreiſen gleich / 1 

3. für Waſſerläufe dritter Ordnung die Ortspolizeibehörde. i 

(2) Bei Talſperren ift der Negierungspräfident, der die Aufſicht über die 

Talſperre führt, Waſſerpolizeibehörde. 


8 $ 343. 
(1) Die zuftändigen Miniſter können die Wahrnehmung der Waſſer⸗ 
polizei übertragen: 
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1. für Waſſerläufe erſter Ordnung einem der für die betreffenden Strom⸗ 
gebiete zuſtändigen Oberpräſidenten oder Regierungspräſidenten, 
2. für Waſſerläufe zweiter Ordnung, die von einer ſich über mehrere 
Kreiſe erſtreckenden Waſſergenoſſenſchaft unterhalten werden, dem die 
Aufſicht über die Genoſſenſchaft führenden Landrat, in Stadtkreiſen 
8 der Ortspolizeibehörde, auch für die übrigen beteiligten Kreiſe. 
(2) Die Waſſerpolizeibehörde kann bei Waſſerläufen erſter Ordnung örtliche 
Geſchäfte der Waſſerpolizei dem Ortsbaubeamten, dem Landrat und den nach⸗ 


„geordneten Polizeibehörden übertragen. Geſchieht dies, fo gelten für die Rechts⸗ 


pe 


mittel gegen die Verfügungen des Ortsbaubeamten, des Landrats oder der nach⸗ 
geordneten Polizeibehörden ſowie für die Zwangsmittel zur Durchführung der 
von dieſen Behörden getroffenen Verfügungen dieſelben Beſtimmungen, wie wenn 
die Verfügungen von der Waſſerpolizeibehörde unmittelbar getroffen wären. 

(3) Die Übertragung der Wahrnehmung der Waſſerpolizei oder örtlicher 
Geſchäfte der Waſſerpolizei iſt durch die Amtsblätter derjenigen Bezirke, für welche 
ſie gelten ſollen, ſowie durch die Kreisblätter und in ſonſt geeigneter Weiſe be⸗ 
kannt zu machen. 


§ 344. Mn. 

Für Waſſerläufe dritter Ordnung kann in Landkreiſen der präſident 
die Wahrnehmung der Waſſerpolizei allgemein oder für einzelne Fälle dem Land⸗ 
rat übertragen. Erfolgt die Übertragung allgemein, ſo iſt ſie in ortsüblicher 
Weiſe und durch das Kreisblatt bekannt zu machen. 


$ 345. 

(1) Wird einem Landrat oder einer Ortspolizeibehörde nach § 343 Abſ. 1 
Nr. 2 die Wahrnehmung der Waſſerpolizei in einem Kreiſe übertragen, der einem 
anderen Regierungsbezirk angehört, ſo führt der ihnen vorgeſetzte Regierungs⸗ 
präſident die Aufſicht über ſie auch für die in dem anderen Regierungsbezirke ge⸗ 
legenen Strecken des Waſſerlaufs. 5 

() Im Falle des § 343 Abſ. 2 führt die Aufſicht über den Ortsbau⸗ 
beamten, den Landrat und die nachgeordneten Polizeibehörden der Regierungs⸗ 
präſident oder Oberpräſident, dem die Wahrnehmung der Waſſerpolizei zuſteht. 


§ 346. 

Der Oberpräſident iſt berechtigt, die von ihm nach dieſem Geſetz in Aus⸗ 
übung der obrigkeitlichen Gewalt getroffenen, durch ſeine geſetzlichen Befugniſſe 
gerechtfertigten Anordnungen durch die dem Regierungspräſidenten beigelegten 
Zwangsmittel durchzuſetzen. 

§ 347. 

() Gegen waſſerpolizeiliche Verfügungen des Oberpräſidenten iſt innerhalb 
zwei Wochen die Beſchwerde oder nach $ 127 Abſ. 3, 4 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) die Klage bei dem Oberver⸗ 
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waltungsgerichte zuläſſig. Über die Beſchwerde entſcheidet, wenn es ſich um die 
Benutzung der Waſſerläufe für den öffentlichen Schiffsverkehr handelt, der Mi⸗ 
niſter für Handel und Gewerbe, ſonſt der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 

(2) Im übrigen richten ſich die Rechtsmittel gegen waſſerpolizeiliche Ver⸗ 
g nach den allgemeinen Vorſchriften über die Anfechtung polizeilicher Ver⸗ 
ügungen. : 

6) Soweit nach § 345 die Aufſicht dem Regierungspräſidenten in einem 
anderen Verwaltungsbezirke zuſteht, tritt er auch im Beſchwerdeverfahren an die 
Stelle des örtlich zuſtändigen Regierungspräſidenten. Für die Klage nach § 128 
Abſ. 1 zu b des Landesverwaltungsgeſetzes iſt der Bezirksausſchuß am Amtsſitze 
des die Aufſicht führenden Regierungspräſidenten zuſtändig. 


§ 348. 

(1) Zuſtändig zum Erlaſſe von Polizeiverordnungen auf dem Gebiete der 
Waſſerpolizei find, abgeſehen von den Fällen der §§ 284, 306, 355, die Waſſer⸗ 
polizeibehörden für den ihnen unterſtellten Waſſerpolizeibezirk. 

(2) Soll ſich eine Polizeiverordnung über dieſen Bezirk hinaus auf mehrere 
Ortspolizeibezirke, Kreiſe oder Regierungsbezirke derſelben Provinz erſtrecken, ſo iſt 
ſie von dem örtlich zuſtändigen Landrate, Regierungspräſidenten oder Oberpräſi⸗ 
denten zu erlaſſen. 

(3) Die Androhung von Strafen in den Polizeiverordnungen für die Fälle 
der Zuwiderhandlung gegen ihre Vorſchriften, die Form und die ſonſtigen Er⸗ 
forderniſſe der Polizeiverordnungen ſowie ihr Inkrafttreten beſtimmen ſich nach 
denjenigen Vorſchriften, die gelten würden, wenn die Polizeiverordnung von der 
Behörde auf Grund der ihr allgemein zuſtehenden Befugnis zum Erlaffe von 
Polizeiverordnungen erlaſſen würde. Hinſichtlich der Befugnis, Polizeiverordnun⸗ 
gen außer Kraft zu ſetzen, verbleibt es bei den Vorſchriften des § 145 des Lan⸗ 
desverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 GGeſetzſamml. S. 195); jedoch ſteht 
bei Waſſerläufen erſter Ordnung dieſe Befugnis den Miniſtern für Handel und 
Gewerbe und der öffentlichen Arbeiten zu. 

(4) Iſt einer Behörde die Wahrnehmung der Waſſerpolizei gemäß § 343 
Abſ. 1 über ihren allgemeinen Verwaltungsbezirk hinaus übertragen, fo tft die 
zum Erlaſſe von Polizeiverordnungen erforderliche Zuſtimmung von derjenigen Be⸗ 
hörde auszusprechen, die für den Bezirk, in dem die Polizeiverordnung gelten 
ſoll, örtlich zuſtändig iſt. Kommen hiernach mehrere Behörden in Betracht, fo 
iſt die Zuſtimmung von derjenigen am Sitze der Waſſerpolizeibehörde auszuſprechen. 


$ 349. rn 

Für den Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal und den angrenzenden Teil der Elbe kann 
der zuſtändige Miniſter die waſſerpolizeilichen Befugniſſe des Regierungspräſidenten 
auf den Leiter der für die Verwaltung des Kanals beſtellten Reichsbehörde über⸗ 
tragen, die Wahrnehmung der Waſſerpolizei abweichend von den Beſtimmungen 
des § 343 Abſ. 2 und des § 348 regeln und den Bezirk, für a Kanal⸗ 
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polizeibehörde zuftändig iſt, abgrenzen. Die Vorſchriften über die Zwangsbefug⸗ 
niſſe des Regierungspräſidenten und über die Rechtsmittel gegen ſeine waſſer⸗ 
polizeilichen Verfügungen ſind alsdann auf die Maßnahmen der Kanalpolizei⸗ 
behörde entſprechend anzuwenden. i 

§ 350. 

Zum Erlaſſe von Polizeiverordnungen, die ſich über den Polizeibezirk einer 
Waſſerpolizeibehörde hinaus auf mehrere Provinzen erſtrecken ſollen, ſind bei 
Waſſerläufen erſter Ordnung die Miniſter für Handel und Gewerbe und der 
öffentlichen Arbeiten, bei Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung der Minifter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zuſtändig. 


95 
Den Waſſerläufen erſter Ordnung im Sinne der Vorſchriften des § 342 
Abſ. 1 Nr. 1, des § 343 Abſ. 1 Nr. 1, Abſ. 2 und der §§ 348 bis 350 ſtehen 
die mit Waſſerläufen erſter Ordnung in Verbindung ſtehenden Binnenſchiffahrts⸗ 
häfen ſowie die Verbindungsſtrecken gleich. 


§ 352. 

Durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes werden die Befugniſſe, die der Waſſer⸗ 
polizeibehörde auf Grund des Allgemeinen Landrechts Teil II Titel 17 § 10 und 
anderer neben dieſem Geſetz in Kraft bleibender geſetzlicher Vorſchriften zuſtehen, 
nicht berührt. 

§ 353. 
a Als Berater der Waſſerpolizeibehörden werden techniſch genügend vorge⸗ 
bildete Beamte beſtellt. Die näheren Beſtimmungen werden durch Ausführungs⸗ 
anweiſung getroffen. 
§ 354. 

Entſteht durch Eisgang, Überſchwemmung, Einſturz von Baulichkeiten oder 
andere außergewöhnliche Exeigniſſe Waſſergefahr, deren Beſeitigung augenblick 
liche Vorkehrungen erfordert, ſo ſind, wenn es ohne erhebliche eigene Nachteile 
geſchehen kann, alle benachbarten Gemeinden (Gutsbezirke), auch wenn ſie nicht 
bedroht ſind, verpflichtet, auf Anordnung der Waſſerpolizeibehörde oder der Orts⸗ 
polizeibehörde die erforderliche Hilfe durch Hand⸗ und Spanndienſte ſowie durch 
Lieferung von Bauſtoffen und Geſtellung von Geſpannen zu leiſten. N 


$ 355, 

() Durch Ortsſtatut kann ein geordneter Waſſerwehrdienſt eingerichtet 
werden. Soweit der Waſſerwehrdienſt nicht durch Ortsſtatut geregelt iſt, können 
Polizeiverordnungen erlaſſen werden über die Verpflichtung der Einwohner zur 
Hilfeleiſtung bei Waſſergefahr, insbeſondere zum Eintritt in eine Pflichtwaſſer⸗ 
wehr, über die damit verbundenen perſönlichen Dienſtpflichten, über die Geſtellung 
von Geſpannen und die Lieferung von Bauſtoffen ſowie über die Verpflichtung 
zur Hilfeleiſtung bei Waſſergefahr benachbarter Gemeinden. 
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(2) Solche Polizeiverordnungen gehören im Sinne des § 143 des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) nicht zum Gebiete 
der Sicherheitspolizei. Sie treten außer Kraft, ſoweit der Waſſerwehrdienſt durch 
ein Ortsſtatut geregelt wird. 

6) Das Orksſtatut iſt an die Beſtimmungen des § 68 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 GGeſetzſamml. S. 152) nicht gebunden. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schauämter. 


$ 356. 

(1) Für Waſſerläufe zweiter und dritter Ordnung find Schauämter durch 
Polizeiverordnung (Schauordnung) zu bilden. n 

(2) Die Schauämter können auch für den Umfang eines Land- oder Stadt⸗ 
kreiſes oder für einzelne Teile von Kreiſen gebildet werden. 

6) Auf Waſſerläufe, deren Unterhaltung nach § 125 einem Provinzial⸗ 
(Bezirks⸗, Landeskommunal⸗) Verband übertragen iſt, ſowie auf Waſſerläufe, die 
von einem Deichverbande zu unterhalten find oder der Aufſicht der Deichver- 
waltungsbehörden unterſtehen, ſind dieſe Vorſchriften nicht anzuwenden. 


§ 357. 

Die Schauämter haben die Waſſerläufe ihrer Bezirke nach Bedarf zu 
ſchauen und feſtzuſtellen, ob die Waſſerläufe und ihre Ufer ordnungsmäßig unter⸗ 
halten werden und ob eine unzuläſſige Verunreinigung ſtattgefunden hat. Vor⸗ 
gefundene Mängel haben ſie der Waſſerpolizeibehörde mitzuteilen. 

§ 358. 

a) Dem Schauamt oder ſeinem Vorſitzenden kann durch die Schauord- 
nung die Befugnis übertragen werden, an Stelle der Waſſerpolizeibehörde Art 
und Maß der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs und ſeiner Ufer nach den 
§§ 114, 119, 120 auszuführenden Arbeiten ſowie die Zeit zu ihrer Ausführung 
durch polizeiliche Verfügung feſtzuſtellen ($ 133 Abſ. 2 Satz 1). Die Durch⸗ 
führung der von dem Schauamte getroffenen Verfügungen liegt dem Vorſitzen⸗ 
den ob. 

(2) Für die Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen des Schauamts 


oder ſeines Vorſitzenden ſowie die Zwangsmittel zur Durchführung ſolcher Ver⸗ 
fügungen gelten dieſelben Beſtimmungen, wie wenn die Verfügungen von „der 
für den Wafferlauf nach den $$ 342 bis 344 zuſtändigen Waſſerpolizeibehörde 
getroffen wären. Erſtreckt ſich die Schauordnung zugleich auf Waſſerläufe zweiter 
und dritter Ordnung, ſo ſind auch bei letzteren die für die waſſerpolizeilichen Ver⸗ 
fügungen bei den beteiligten Waſſerläufen zweiter Ordnung geltenden Vorſchriften 


anzuwenden. 


. 
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6) Im Falle des Abſ. 1 ſteht dem Schauamt oder feinem Vorſitzenden 
zu, die in einer Unterhaltungsordnung ($ 133 Abſ. 2 Satz 2) etwa angedrohten 
Strafen durch polizeiliche Strafverfügung nach dem Geſetze vom 23. April 1883 
(Gefehfamml. S. 65) an Stelle der Waſſerpolizeibehörde feſtzuſetzen. 


§ 359. 
Unbeſchadet des $ 357 kann durch die Schauordnungen den Schauämtern 
auch die Aufſicht über die Benutzung der Waſſerläufe übertragen werden. Sie 
haben ihre Wahrnehmungen der Waſſerpolizeibehörde mitzuteilen. 


$ 360. 

Die Schauämter ſind befugt und auf Erfordern der Verwaltungsbehörden 
verpflichtet, waſſerwirtſchaftliche Gutachten über die ihnen zugeteilten Waſſerläufe 
zu erſtatten. - 

$ 361. 

Die Zuſammenſetzung des Schauamts iſt durch die Schauordnung derart 
zu beſtimmen, daß möglichſt alle Erwerbsgruppen und öffentlichen Verbände 
vertreten ſind, die an der Unterhaltung oder Benutzung der dem Schauamte 
zugewieſenen Waſſerläufe ein Intereſſe haben. Soweit hiernach die Mitglieder 
und ihre Stellvertreter durch Wahl zu beſtellen ſind, hat dieſe auf ſechs Jahre 
durch die Kreis⸗ (Stadt-) Vertretung zu erfolgen. Als Mitglieder des Schauamts 
können auch die beteiligten Verwalter der Waſſerpolizei beſtellt werden. Auch 
kann einem von dieſen der Vorſitz übertragen werden. 


$ 362. 

Das Schauamt entſcheidet, wenn nicht die Schauordnung ein anderes be⸗ 
ſtimmt, nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den 
Ausſchlag. 

§ 363. 

Das Schauamt iſt nur beſchlußfähig, wenn mindeſtens drei Mitglieder 
anweſend ſind. Die Schauordnung kann für die Beſchlußfähigkeit die Anweſen⸗ 
heit einer größeren Anzahl von Mitgliedern vorſchreiben. 


§ 364. 

() Die Koſten des Schauamts trägt für jeden Kreis der Kreiskommunal⸗ 
verband, in Stadtkreiſen die Stadtgemeinde. 

(2) Den gewählten Mitgliedern des Schauamts kann durch Beſchluß der 
Kreis: (Stadt⸗) Vertretung eine Entſchädigung für die Teilnahme an den Schauen 
und den Sitzungen des Schauamts zugebilligt werden. 

6) Die Koſten für die Beteiligung der techniſchen Beamten an den Schauen 
und den Sitzungen des Schauamts trägt der Staat. 
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§ 365. 
Soweit die Unterhaltung eines Waſſerlaufs einer Waſſergenoſſenſchaft obliegt, 
kann durch die Schauordnung beſtimmt werden, daß das Schauamt auch die 
durch § 237 vorgeſchriebenen Schauen der Genoſſenſchaftsanlagen an Stelle der 


dort vorgeſehenen Schaukommiſſion abzuhalten hat; in dieſem Falle muß der 
Vorſtand im Schauamte vertreten ſein. f 


§ 366. 

Die Waſſerpolizeibehörden und die Schauämter ſowie deren mit Berechtigungs⸗ 
ausweis verſehene Beauftragte ſind befugt, die Waſſerläufe zu beſichtigen, ins⸗ 
beſondere fie zu befahren und die Ufer zu betreten. Der § 135 Abſ. 2 und der 
$ 148 find entſprechend anzuwenden. 


(1) Für jede Provinz wird ein Wa 
ihm in dieſem Geſetz übertragenen beſonderen Aufgaben, über wichtige, die Provinz 
berührende waſſerwirtſchaftliche Angelegenheiten durch die zuſtändigen Miniſter 
gutachtlich gehört werden ſoll und befugt iſt, Gutachten über Fragen dieſer Art 
ſelbſtändig den zuſtändigen Miniſtern vorzulegen! Die Verleihungsbehörden können 
zur Vorbereitung ihrer Beſchlüſſe ein Gutachten des Waſſerbeirats einfordern. 
Der Waſſerbeirat für die Provinz Brandenburg iſt zugleich der Waſſerbeirat für 
die Stadt Berlin. 

(2) Die Zuſtändigkeit der Waſſerſtraßenbeiräte bleibt unberührt; der Waſſer⸗ 
beirat iſt nicht mit waſſerwirtſchaftlichen Angelegenheiten zu befaſſen, die zur Zu⸗ 
ſtändigkeit des Waſſerſtraßenbeirats gehören. 


$ 368. 

(1) Der Vorſitzende des Waſſerbeirats und fein Stellvertreter werden vom 
König ernannt. Die übrigen Mitglieder und ihre Stellvertreter werden zu einem 
Drittel von dem Provinziallandtage, zu den beiden anderen Dritteln von der 
Landwirtſchaftskammer, den Handelskammern (amtlichen Handelsvertretungen) und 
den Handwerkskammern gewählt. ö Be: 
e) Die von dem Provinziallandtage zu wählenden Mitglieder find je zur 
Hälfte aus den Stadtkreiſen und den Landkreiſen zu entnehmen. Die von der 
Landwirtſchaftskammer, den Handwerkskammern und den Ha elskammern zu 
wählenden Mitglieder find durch Königliche Verordnung nach den) wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen der Provinz und der Bedeutung der in Betracht kommenden Ver⸗ 
bände auf die wahlberechtigten Körperſchaften zu verteilen. 
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6) Bei der Wahl des Waſſerbeirats für die Provinz Brandenburg und 
die Stadt Berlin ſind die Vorſchriften der Abſ. 1, 2 mit der Maßgabe an⸗ 
uwenden, daß ein Drittel der ſonſt von dem Provinziallandtage zu wählenden 
Mitglieder von dem Magiſtra und der Stadtverordnetenverſammlung der Stadt 
Berlin gewählt werden. 

() Berufung und Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. Die ausſcheidenden 
Mitglieder bleiben jedoch in allen Fällen bis zur Einführung der neuberufenen 
oder neugewählten in Tätigkeit. 5 

(5) Zur Vorbereitung feiner Beſchlüſſe kann der Waſſerbeirat ſtändige 
Ausſchüſſe einſetzen. Der Geſchäftsgang des Waſſerbeirats und der Ausſchüſſe 
ſowie die Organiſation der letzteren wird durch eine Geſchäftsordnung geregelt; 
dieſe iſt von dem Waſſerbeirate zu entwerfen und von den Miniſtern für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, der öffentlichen Arbeiten und für Handel und 
Gewerbe zu genehmigen. 

369. 

Nähere Beſtimmungen über die Waſſerbeiräte werden durch Königliche Ver⸗ 

ordnung getroffen. 


Neunter Abschnitt. 
Landeswaſſeramt. 


§ 370. 

(1) Das Landeswaſſeramt hat ſeinen Sitz in Berlin und beſteht: 

1. aus einem Präſidenten und der erforderlichen Zahl von ſtändigen Mit⸗ 
gliedern, welche die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienſte beſitzen, 

5 2. aus Laienmitgliedern, die in Waſſerangelegenheiten erfahren ſind. 

Die Berufung ſämtlicher Mitglieder erfolgt durch den König. Der Präſident 
und die ſtändigen Mitglieder werden im Hauptamt auf Lebenszeit, die Laien⸗ 
mitglieder auf ſechs Jahre ernannt. 

e) Die Laienmitglieder verwalten ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt. 


(3) Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bezirksausſchuſſes und des 


Landeswaſſeramts ſein. 
371. 
() Das Landeswaſſeramt entſcheidet in der Beſetzung von drei auf Lebens⸗ 
zeit ernannten Mitgliedern und zwei Laienmitgliedern. Der Präſident oder eins 
der ſtändigen Mitglieder führt den Vorſitz. 


e) Die Zuziehung der Laienmitglieder erfolgt in der Regel nach einer im 


voraus feſtgeſtellten Reihenfolge. Weicht der Präſident des Amtes aus beſonderen 
Gründen von der Reihenfolge ab, ſo ſind dieſe aktenkundig zu machen. 

(3) Die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung über Ausſchließung und 
Ablehnung der Gerichtsperſonen finden auf alle zur Mitwirkung bei der Ent⸗ 
ſcheidung berufenen Perſonen entſprechende Anwendung. 


— 
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32: 

(1) Auf den Präſidenten und die Mitglieder des Landeswaſſeramts find 
die §§ 20 bis 25 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte 
und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 3. Juli 1875/2. Auguſt 1880 Geſetz⸗ 
ſamml. 1880 S. 328) anzuwenden. Im Diſziplinarverfahren tritt an die Stelle 
des Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts der Präſident des Landeswaſſeramts 
und an die Stelle des Plenums des Oberverwaltungsgerichts das Plenum des 
Landeswaſſeramts. Das Plenum wird unter dem Vorſitze des Präſidenten oder 
ſeines Stellvertreters gebildet durch die Geſamtheit der übrigen ſtändigen Mit⸗ 
glieder und ebenſo viele Laienmitglieder, als ſtändige Mitglieder außer dem Vor⸗ 
figenden bei der Entſcheidung mitwirken. Zur Faſſung der Entſcheidung iſt die 
Teilnahme von wenigſtens der Hälfte der ſtändigen Mitglieder außer dem Vor⸗ 
ſitzenden erforderlich. ; 

() Die Diſziplin über die bei dem Landeswaſſeramt angeftellten mittleren, 
Kanzlei, und Unterbeamten übt der Präſident mit denjenigen Befugniſſen, welche 
nach dem Geſetze, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten uſw., 
vom 21. Juli 1852 den Miniſtern in Anſehung der ihnen untergeordneten 
Beamten zuſtehen. Die Einleitung des Diſziplinarverfahrens auf Entfernung 
aus dem Amte, die Ernennung des Unterſuchungskommiſſars und des Vertreters 
der Staatsanwaltſchaft erfolgt durch den Präſidenten; entſcheidende Behörde 
erſter und letzter Inſtanz iſt das Landeswaſſeramt in der im Abſ. 1 vor⸗ 
geſchriebenen Beſetzung. 

$ 373. 

Die näheren Beſtimmungen über Einrichtung und Verfaſſung, Geſchäfts⸗ 
gang und Verfahren des Landeswaſſeramts werden durch Königliche Verordnung 
getroffen. 


Zehnter Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 


§ 374. 

Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark, im Unvermögensfalle mit Haft, 
wird, ſofern nicht nach anderen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt, beſtraft, wer eine Erhöhung der Erdoberfläche oder eine Anlage, zu 
deren Herſtellung, Erweiterung, Verlegung oder Beſeitigung nach $ 285 Abſ. 2 
und § 291 eine Genehmigung erforderlich iſt, ‚ohne dieſe Genehmigung herſtellt, 
erweitert, verlegt oder beſeitigt und wer die bei Erteilung der Genehmigung feſt⸗ 
geſetzten Bedingungen nicht innehält. 

§ 375. 

() Mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark oder mit Gefängnis bis zu 

einem Jahre wird, ſofern nicht nach anderen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen eine 
Geſetzſammlung 1913. (Mr. 11271.) 28 
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höhere Strafe verwirkt iſt, beſtraft, wer vorſätzlich den Vorſchriften des § 23 
oder des $ 199 Abſ. 2 Satz 2 zuwider Waſſer oder andere flüſſige Stoffe, durch 
deren Einleitung das Waſſer verunreinigt werden kann, in ein Gewäſſer einleitet 
oder den Vorſchriften des § 94, des § 99 Abſ. 1, des § 100 oder des § 101 
Abſ. 1 bis 3 oder den nach § 72 Nr. 2 zur Reinhaltung der Gewäſſer ge 
troffenen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 

(2) Wird die Zuwiderhandlung aus Fahrläſſigkeit begangen, fo tritt Geld- 
ſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder Haft ein. 


§ 376. 


(1) Werden den Vorſchriften des § 23 oder des § 199 Abſ. 2 Satz 2 
zuwider Waſſer oder andere flüſſige Stoffe, durch deren Einleitung das Waſſer 
verunreinigt werden kann, in ein Gewäſſer eingeleitet, ſo ſind der Unternehmer 
und der Betriebsleiter als ſolche, unabhängig von der Verfolgung der eigentlichen 
Täter, mit Geldſtrafe von fünfzig bis zu fünftauſend Mark zu beſtrafen. 

(2) In den Fällen einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften des § 94, 
des § 99 Abſ. 1, des § 100 oder des § 101 Abſ. 1 bis 3 verfällt der Stau⸗ 
berechtigte als ſolcher in eine Geldſtrafe von zehn bis fünfhundert Mark. 

bs) Die Beſtrafung des Unternehmers, des Betriebsleiters oder des Stau⸗ 
berechtigten tritt nur ein, wenn die Zuwiderhandlung mit ihrem Vorwiſſen 
begangen iſt oder wenn ſie es bei der nach den Verhältniſſen möglichen eigenen 
Beaufſichtigung des Betriebs oder bei der Auswahl oder der Beaufſichtigung der 
Aufſichtsperſonen an der erforderlichen Sorgfalt haben fehlen laſſen. 


§ 377. 


(1) Sachverſtändige, die in einem Verleihungs⸗, Sicherſtellungs⸗ oder Aus⸗ 
gleichungsverfahren, einem Verfahren nach § 103 oder in einem Verfahren zur 
Begründung eines Zwangsrechts zugezogen ſind, werden beſtraft: 

1. wenn fie unbefugt Betriebsgeheimniſſe offenbaren, die durch das Ver⸗ 
fahren zu ihrer Kenntnis gelangt ſind, mit Geldſtrafe bis zu eintauſend⸗ 
fünfhundert Mark oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten; 

2. wenn ſie abſichtlich zum Nachteile der Betriebsunternehmer Betriebs- 
geheimniſſe, die durch das Verfahren zu ihrer Kenntnis gelangt ſind, 
offenbaren oder geheim gehaltene Betriebseinrichtungen oder Betriebs⸗ 
weiſen, die durch das Verfahren zu ihrer Kenntnis gelangt ſind, ſo⸗ 
lange dieſe Betriebsgeheimniſſe ſind, nachahmen, mit Gefängnis bis zu 
zwei Jahren. Tun ſie dies, um ſich oder einem anderen einen Ver⸗ 
mögensvorteil zu verſchaffen, ſo kann neben der Gefängnisſtrafe auf 
Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark erkannt werden. 

() Im Falle der Nr. 1 tritt die Verfolgung nur auf Antrag des Betriebs: 

unternehmers ein. 
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§ 378. 


Durch die Strafbeſtimmungen der $$ 374, 375 werden die Polizeibehörden 
nicht gehindert, nach $ 132 Nr. 2 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 
1883 GGeſetzſamml. S. 195) Geldſtrafen zur Erzwingung einer Handlung oder 
Unterlaſſung anzudrohen und feſtzuſetzen. a 


0 
1 
2 


3. 


Elſter Abschnitt. 
übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


$ 379. 
Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden Rechte: 


. einen Waſſerlauf in einer der im § 46 bezeichneten Arten zu benutzen, 
Hüber die nicht zu den Waſſerläufen gehörenden Gewäſſer über die 


Schranken der §§ 199 bis 202 hinaus zu verfügen, 
die Aufnahme des wild abfließenden Waſſers durch die Eigentümer 
tiefer liegender Grundſtücke zu verlangen, 


bleiben aufrechterhalten, ſoweit ſie auf beſonderem Titel beruhen. 

(2) Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden, nicht auf beſonderem 
Titel beruhenden Rechte zur Benutzung eines Waſſerlaufs und anderer Gewäſſer 
im Sinne des Abſ. 1 Nr. 1, 2 bleiben nur inſoweit und ſo lange aufrecht⸗ 
erhalten, als rechtmäßige Anlagen zu ihrer Ausübung vorhanden ſind, voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſe Anlagen vor dem 1. Januar 1913 errichtet find oder daß 
vor dieſem Zeitpunkte mit ihrer Errichtung begonnen iſt. 

(3) Die Rechtmäßigkeit einer Anlage, die am 1. Januar 1912 ſchon mehr 


als zehn 


Jahre beſtanden hat, wird vermutet. Dieſe Vermutung gilt nicht 


gegenüber demjenigen, welcher innerhalb der letzten zehn Jahre einen Widerſpruch 
„gegen die Rechtmäßigkeit bei einer zuſtändigen Behörde geltend gemacht hat. 

() Der Inhalt der hiernach aufrechterhaltenen Rechte beſtimmt ſich, ſoweit 

ſie auf beſonderem Titel beruhen, nach dieſem. Im übrigen bleiben die bisherigen 

Geſetze mit folgenden näheren Beſtimmungen und Beſchränkungen maßgebend: 


2) 


b) 


Eine Verunreinigung des Waſſers, die über das Gemeinübliche hinaus⸗ 
geht, iſt unzuläſſig. 

Entſteht nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch die Ausübung 
des Rechtes zur Zutageförderung unterirdiſchen Waſſers ein Schaden 
der im § 200 Abſ. 1 bezeichneten Art, fo können die Geſchädigten die 
Herſtellung von Einrichtungen fordern, durch die der Schaden ver⸗ 
hütet oder ausgeglichen wird, wenn ſolche Einrichtungen mit dem 
Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind. Anderen⸗ 
falls können ſie Schadenserſatz verlangen, ſoweit die Billigkeit nach den 
Umſtänden eine Entſchädigung erfordert und der Unternehmer ohne 

28* 
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Gefährdung der Leiſtungsfähigkeit und Wirtſchaftlichkeit des Unter⸗ 
nehmens zur Entſchädigung imſtande iſt. Die Entſchädigung kann in 
wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen. 
(6) Der $ 84 iſt auf die aufrechterhaltenen Rechte entſprechend anzuwenden. 
(e) Eine Veränderung des Waſſerſtandes iſt ferner im bisherigen Um⸗ 
fange geſtattet, wenn dieſelbe durch Einleitung von Waſſer aus Seen und 
Teichen, die der Fiſcherei dienen, gefchieht, ſofern dieſe zur Grundräumung, An⸗ 
ſamung oder Abfiſchung abgelaſſen werden. 


§ 380. 

() Ein Recht, einen Waſſerlauf in einer der im § 46 bezeichneten Arten 
zu benutzen, das nach § 379 aufrechterhalten bleibt, erliſcht mit Ablauf von zehn 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes, wenn nicht vorher ſeine Eintragung 
in das Waſſerbuch beantragt iſt. Auf Rechte, die im Grundbuch eingetragen 
ſind, iſt dieſe Vorſchrift nicht anzuwenden. 

() Die Waſſerbuchbehörde ſoll im Laufe des erſten und des neunten 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch öffentliche Bekanntmachung 
in ortsüblicher Weiſe und, wenn Landkreiſe beteiligt ſind, auch in den Kreis⸗ 
blättern auf das Erlöſchen der Rechte hinweiſen, deren Eintragung ins Waſſer⸗ 
buch nicht binnen der im Abf. 1 bezeichneten Friſt beantragt wird. Daneben 
ſollen alle der Waſſerbuchbehörde bekannten Perſonen, die ein Recht ausüben, das 
ohne einen ſolchen Antrag erlöſchen würde, auf die öffentliche Bekanntmachung 
hingewieſen werden. i 


$ 381. 
Das Recht des Staates zur Benutzung der Waſſerläufe in den im § 16 


Abſ. 1 bezeichneten hannoverſchen Gebietsteilen bleibt in dem bisherigen Umfang 
aufrechterhalten. | 
$ 382. 
Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden Rechte an einem Waſſer⸗ 
laufe, die nicht unter § 379 Abſ. 1 Nr. fallen, bleiben, ſoweit fie auf be⸗ 
ſonderem Titel beruhen, mit dem bisherigen Inhalt aufrechterhalten. Dies gilt 
namentlich von Fährgerechtigkeiten ſowie von den Nutzungsrechten, die den An⸗ 
liegern oder anderen zuſtehen, auch wenn ſie nicht Eigentümer des Waſſerlaufs 
ſind, insbeſondere von dem Rechte, die Fiſcherei auszuüben und im Waſſerlaufe 
ſtehenden Pflanzenwuchs (Rohr, Binſen usw.) zu nutzen, jedoch unbeſchadet der 
Beſtimmung des Waſſerlaufs für die Vorflut und bei Waſſerläufen erſter Ord⸗ 
nung auch für die Schiffahrt. 
$ 383. 
Auf die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängigen Sachen ſind hin⸗ 
fichtlich der Behörden, des Verfahrens und der Rechtsmittel die bisherigen Ge⸗ 
ſetze anzuwenden. 


* 
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§ 384. 

(1) Die Beſchwerde gegen die in erſter Inſtanz ergehenden Beſchlüſſe des 
Kreis⸗ (Stadt) oder Bezirksausſchuſſes ſteht den Vorſitzenden der Behörden auch 
inſoweit zu, als fie in dieſem Geſetz abweichend von § 121 Abſ. 1 des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) geregelt ift; der 
$ 123 Abf. 2 bis 5 des Landesverwaltungsgeſetzes iſt anzuwenden. 

(2) Soweit nach dieſem Geſetze der Bezirksausſchuß im Beſchlußverfahren 
zuſtändig iſt, gilt dies auch für Berlin. 


§ 385. 

An der Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörden zur Ordnung der 
mit ihren Geſchäften zuſammenhängenden waſſerwirtſchaftlichen Angelegenheiten 
wird durch dieſes Geſetz nichts geändert. Unberührt bleiben ferner die Befugniſſe, 
die der Landespolizeibehörde und dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten nach 
den §§ 4, 14 des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838 (Geſetzſamml. S. 505) und nach $ 7 des Geſetzes, betreffend die 
Anlage von Eiſenbahnen in den Hohenzollernſchen Landen, vom 1. Mai 1865 
Geſetzſamml. S. 317) in Eiſenbahnangelegenheiten zuſtehen. 


$ 386. 

1. Im $ 109 Abſ. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
(Geſetzſamml. S. 237) werden die Worte »Stauanlagen für Waſſer⸗ 
triebwerfe« geſtrichen. 

2. § 110 Abſ. 2 desſelben Geſetzes erhält folgende Faſſung: 

Über die Zuläſſigkeit von Waſſertriebwerken, welche zum Betriebe 
von Bergwerken, Aufbereitungsanſtalten oder Schürfarbeiten dienen 
(§ 59 Abſ. 3 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
— Geſetzſamml. S. 705 — in der Faſſung des Geſetzes vom 
18. Juni 1907 — Geſetzſamml. S. 119 — beſchließt der Be⸗ 
zirksausſchuß im Einvernehmen mit dem zuſtändigen Oberberg⸗ 
amte. 

$ 387. 

Die Wieſenordnung für den Kreis Siegen vom 28. Oktober 1846 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 485) und die auf den Kreis Siegen bezüglichen Vorſchriften des 
XII. Titels unter BI ($$ 67 ff.) des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
(Geſetzſamml. S. 237) werden aufrechterhalten. Dasſelbe gilt von den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 
(Geſetzſamml. S. 41) und des Geſetzes wegen des Waſſerſtauens bei Mühlen 
und Verſchaffung von Vorflut vom 15. November 1811 (Gefegfamml. ©. 352), 
ſoweit auf ſie in den §§ 12, 27 der Siegener Wieſenordnung verwieſen iſt. 
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$ 388. 

Aufrechterhalten werden die Vorfchriften der Naſſauiſchen Verordnung vom 
27. Juli 1858 (Verordnungsſamml. S. 100) über die Ausführung von Bach⸗ 
regulierungen und von Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſerungsanlagen durch Gemeinden 
im § 2, im § 3 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2, im § 18 Abſ. 1, 2 und im 9 17 
Abſ. 2 Satz 2 mit Ausnahme der Worte „und es werden dieſelben hierzu feld⸗ 
polizeilich angehalten“ ſowie die hierauf bezüglichen Vorſchriften des § 87 Nr. 2 
und des § 89 Nr. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. 
S. 237). Auf den Ausbau von Waſſerläufen zweiter Ordnung find dieſe Vor⸗ 
ſchriften jedoch nicht anzuwenden. 

$ 389. 

Für diejenigen beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes vorhandenen Triebwerks⸗ 
kanäle (Mühlgräben und dergleichen) und für andere Waſſergräben, die keine 
Waſſerläufe im Sinne dieſes Geſetzes ſind, werden die Vorſchriften des bisherigen 
Rechtes über ihre Unterhaltung, das dabei ſtattfindende Recht zur Benutzung 
fremder Grundſtücke, die Pflicht zu deren Schutz und die Rechte dritter Perſonen 
zur Waſſerbenutzung aufrechterhalten. 


§ 390. 

Aufrechterhalten wird ferner Artikel XI Nr. 8 des Geſetzes, betreffend die 
Einführung des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts in die Stadt Danzig und deren 
Gebiet, vom 16. Februar 1857, ſoweit er die Reinigung und Unterhaltung der 
neuen Radaune betrifft. 

§ 391. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften des § 43 Abſ. 3 bis 6 des Fiſcherei⸗ 

geſetzes vom 30. Mai 1874 Geſetzſamml. S. 197). 


$ 392. 
Unberührt bleiben die Beſtimmungen des Gefehes, betreffend die Bildung 
einer Genoſſenſchaft zur Regelung der Vorflut und zur Abwäſſerreinigung im 
Emſchergebiete, vom 14. Juli 1904 (Gefegfamml. S. 175); der § 14 wird jedoch 
wie folgt abgeändert: a 

Den gemäß § 6 Veranlagten ſteht innerhalb vier Wochen nach 
Mitteilung der Veranlagung bei Streitigkeiten darüber, wer zu den 
Beteiligten im Sinne dieſes Geſetzes gehört, die Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren, im übrigen die Berufung an die Berufungskommiſſion 

zu. Zuſtändig iſt der Bezirksausſchuß. 


| $ 393. 
Unberührt bleiben die durch § 12 des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, vom 28. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 373) der 
Ortspolizeibehörde und dem Landrat übertragenen Befugniſſe. i 


55 
$ 394. 


Unberührt bleiben die Beſtimmungen des Quellenſchutzgeſetzes vom 
14. Mai 1908 (Gefegfamml. S. 105) und der Naſſauiſchen Verordnung, be⸗ 
treffend den Schutz der Mineralquellen, vom 7. Juli 1860 Gaſſ. Verordn.⸗Bl. 
S. 137). 


8 395. 


Unberührt bleiben folgende Geſetze: 
1. Geſetz, betreffend die Verbeſſerung der Oder und der Spree ſowie die 


1 


. 


ſoweit ſie 


= 


Abänderung des Geſetzes vom 9. Juli 1886, betreffend den Bau neuer 
Schiffahrtskanäle und die Verbeſſerung vorhandener Schiffahrtsſtraßen, 
vom 6. Juni 1888 Geſetzſamml. S. 238), 


. Gefeb, betreffend die Regulierung der Stromverhältniſſe in der Weichſel 


und Nogat, vom 20. Juni 1888 (Geſetzſamml. S. 251), 


Geſetz, betreffend Schutzmaßregeln im Quellgebiete der linksſeitigen Zu⸗ 


flüſſe der Oder in der Provinz Schleſien, vom 16. September 1899 
(Geſetzſamml. S. 169), 


Geſetz, betreffend die Regulierung des Hochwaſſerprofils der Weichſel 


von Gemlitz bis Pieckel, vom 25. Juni 1900 GGeſetzſamml. S. 249), 


Geſetz, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren 


in der Provinz Schleſien, vom 3. Juli 1900 (Gefegfamml. S. 171), 
ſoweit nicht im § 104 Abſ. 4 ſowie in den $$ 107, 109 bezüglich 
der Talſperren abweichendes beſtimmt iſt, 


. Gefeh, betreffend die Verbeſſerung der Vorflut in der unteren Oder, 


der Havel, Spree, Lauſitzer Neiße und dem Bober, vom 4. Auguſt 1904 
(Geſetzſamml. S. 185), i 


Geſetz, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren 


in der Provinz Brandenburg und dem Havelgebiete der Provinz 
Sachſen, vom 4. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 197), 


Geſetz, betreffend die Herſtellung und den Ausbau von Waſſerſtraßen, 


vom 1. April 1905 (Gefegfamml. S. 179), 


Geſetz, betreffend Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗ Deich⸗ 


und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder, vom 
12. Auguſt 1905 Geſetzſamml. S. 335), 

Geſetz, betreffend den Bau eines Maſuriſchen Kanals und von Stau⸗ 
werken im Maſuriſchen Seengebiete, vom 14. Mai 1908 Geſetzſamml. 
S. 141) 

Geſetz, betreffend den Nogatabſchluß, vom 20. Juli 1910 GGeſetzſamml. 
S. 131) i 

befondere von dieſem Geſetz abweichende Vorſchriften enthalten. 


$ 396. 


Unberührt bleiben die Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes vom 


24. Juni 


1865 (Geſetzſaamml. S. 705) in der geltenden Faſſung, die Beſtim⸗ 
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mungen, wonach dieſe Vorſchriften auch außerhalb des Geltungsbereichs des 
Allgemeinen Berggeſetzes zun Anwendung kommen, ſowie die Beſtimmungen 
über Solquellen. Soweit es ſich um die Benutzung von Waſſerläufen handelt 
und keine bergrechtliche Enteignung vorliegt, ſind im Falle eines Widerſpruchs 
zwiſchen dem Berg⸗ und dem Waſſergeſetze nur die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
anzuwenden. N 

§ 397. 

Unberührt bleiben die beſtehenden Vorſchriften über die Verleihung des 
Rechtes zur Erhebung von Verkehrsabgaben und die Feſtſtellung der Tarife ſo⸗ 
wie die Vorſchriften über das Fährregal. Unberührt bleibt ferner die Befugnis 
der zuſtändigen Behörden, die Benutzung von Anſtalten, die dem öffentlichen 
Verkehre gegen Entgelt zugänglich gemacht werden, von der vorherigen Feſt⸗ 
ſtellung eines Abgabentarifs abhängig zu machen. 


§ 398. 
Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften verwieſen iſt, die 
durch dieſes Geſetz außer Kraft geſetzt werden, treten an deren Stelle die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


$ 399. 

() Die dem Waſſerrecht angehörenden Vorfchriften des bisherigen Rechtes 
treten außer Kraft, ſoweit ſie nicht Gegenſtände betreffen, die von dieſem Geſetze 
nicht berührt werden. 

(2) Insbeſondere werden, ſoweit fie noch gelten und nicht in den §§ 388, 
389 aufrechterhalten ſind, aufgehoben: 

1. folgende Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts: 

a) aus dem erſten Teile der § 96 des 8. Titels, ſoweit er Anlagen 
an Waſſerläufen oder Anlagen zur Benutzung unterirdiſchen 
Waſſers betrifft, ſowie die §§ 97 bis 117, 129, 130 desſelben 
Titels; ferner die $$ 223 bis 274 des 9. Titels ſowie der neunte 
Abſchnitt desſelben Titels, ſoweit er noch für das Waſſerrecht gilt; 

b) aus dem zweiten Teile der § 21 des 14. Titels, ſoweit er ſich 
auf die von Natur ſchiffbaren Ströme bezieht; ferner die §§ 38 
bis 49, 55 bis 72, 79 des 15. Titels ſowie die §§ 229 bis 
246 desſelben Titels, ſoweit fie ſich auf Waſſermühlen beziehen; 

2. folgende Vorſchriften des Rheiniſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs: 

der Artikel 538, ſoweit er ſich auf Waſſerläufe oder deren Ufer be⸗ 

zieht, ferner die Artikel 556 bis 563, 640 bis 643, 645, 650 und 
der Artikel 714, ſoweit er ſich auf das Waſſerrecht bezieht; 

3. das Geſetz wegen des Waſſerſtauens bei Mühlen und Verſchaffung von 

Vorflut vom 15. November 1811 (Geſetzſamml. S. 352), 


18. 
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die Allerhöchſte Kabinettsorder, die Verhütung der Verunreinigung der 

ſchiff⸗ und flößbaren Flüſſe und Kanäle betreffend, vom 24. Februar 

1816 Geſetzſamml. S. 108); 

das Geſetz über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 

(Geſetzſamml. S. 41) und die Verordnung, betreffend die Einführung 

dieſes Geſetzes in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Cöln, vom 

9. Januar 1845 (Geſetzſamml. S. 35); 

das Geſetz, betreffend das für Entwäſſerungsanlagen auszuführende 

Aufgebots⸗ und Präkluſtons⸗Verfahren, vom 23. Januar 1846 

(Geſetzſamml. S. 26); 

= Geſetz über das Deichweſen vom 28. Januar 1848 GGeſetzſamml. 
540% 5 


das Geſetz, betreffend die Einführung des dritten Abſchnitts des Geſetzes 


über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 in den 
Hohenzollernſchen Landen, die Bildung von Genoſſenſchaften zu Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen und die Anwendung der Vorflutgeſetze auf unter⸗ 
irdiſche Waſſerableitungen, vom 11. Mai 1853 (Gefegfamml. S. 182); 
das Geſetz, betreffend die Ausdehnung des Geſetzes vom 28. Januar 
1848 über das Deichweſen auf die Provinzen Schleswig⸗Holſtein und 
Hannover, vom 11. April 1872 (Geſetzſamml. S. 377); 


der $ 43 Abf. 1, 2, der § 44 und der § 50 Nr. 7 des Fiſchereigeſetzes 


vom 30. Mai 1874 (Geſetzſamml. S. 197); 


das Geſetz, betreffend die Bildung von Waffergenoffenfchaften, vom 


1. April 1879 (Geſetzſamml. S. 297); 
der § 27 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 230), 


das Geſetz, betreffend die Befugniſſe der Strombauverwaltung gegenüber 


den Uferbefigern an öffentlichen Flüſſen, vom 21 Ban 1804 (decent S 00) ; 

die $$ 65 bis 95 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs: 

und Verwaltungsgerichts⸗Behörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. 
37)/ 

Artikel 1 der Verordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 

13. November 1899 (Geſetzſamml. S. 519), ſoweit er ſich auf öffent⸗ 

liche Gewäſſer bezieht ; 


das Geſetz zur Verhütung von Hochwaſſergefahren vom 16. Auguſt 1905 


(Geſetzſamml. S. 342); 


die Zuſätze 12 und 16 des Provinzialrechts für Oſtpreußen vom 


4. Auguſt 1801 (N. C. C. Tom. XI S. 407); 


die Strom: und Uferordnung für den Piſſekfluß vom 10. Februar 
1804; 


Gefepfammlung 1913. (Nr. 11271.) 29 


34. 


35. 
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die Allgemeine Strom-, Deich⸗ und Uferordnung für Oſtpreußen und 
Litthauen vom 14. April 1806 (Geſetzſamml. S. 1); 


j 
die 88 4, 43, 44, 69, 71 des Provinzialrechts für Weſtpreußen vom 


19. April 1844 (Geſetzſamml. S. 103) und das Geſetz, betreffend Ab⸗ 
änderung des § 44 des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts, vom 11. Fe⸗ 
bruar 1850 (Geſetzſamml. S. 43); 


die revidierte und verbeſſerte Randow⸗Schauordnung vom 28. Auguſt 


1776; 

die Fluß und Schauordnung für die Karthane vom 30. Juni 1794 
(Neue Sammlung Königlich Preußiſcher und Kurfürſtlich Branden⸗ 
burgiſcher Verordnungen Bd. 9 S. 2345 ff.) / 


das Vorflutsgeſetz für Neuvorpommern und Rügen vom 9. Februar 


1867 (Geſetzſamml. S. 220); 


das Schleſiſche Vorfluts⸗Edikt vom 20. Dezember 1746; 
die Mühlenordnung für Schleſien vom 28. Auguſt 1777; 
die Mühlenordnung vor die ſchwarze Elſter vom 11. September 1561 


(cod. Aug. II S. 699) und das dieſe ergänzende Interimsregulativ 
vom 3. November 1772; 


die Mühlenordnung vor die an den Saalen⸗ Luppen⸗, Elſter⸗ und 


Pleißenſtrömen liegenden Mühlen vom 25. November 1568 (cod. 
Aug. II S. 717); 


„die Waſſer⸗ und Mühlenordnung Kurfürft Johann Georgens I. vor 


die Mühlen auf der Unſtrut vom 29. April 1653 (cod. Aug. II 
S. 727ff.) ; 


ff 
der Kurflirſliche Befehl vom 7. Oktober 1800 (II eontin. cod. Aug. II 


S. 395); 


das Generale, die Anlegung neuer Mühlen und die dazu erforderlichen 


Konzeſſionen betreffend, vom 8. Mai 1811 (III contin. cod. Aug. II 
S. 311); 


die Waſſerlöſungs⸗Ordnung für das Herzogtum Lauenburg vom 


22. Mai 1857; 
die Waſſerlöſungs⸗Ordnung für die Geeſt⸗ Diſtrikte des Herzogtums 
Holſtein vom 16. Juli 1857 (Gef. und Min.⸗Bl. S. 208); 


„die proviſoriſche Verfügung für die Geeſt⸗Diſtrikte des Herzogtums 


Schleswig, betreffend die Ableitung und die Benutzung des Waſſers 
behufs Verbeſſerung der Ländereien, vom 6. September 1863 (Chronol. 
Samml. S. 232); 

die Hannoverſche Verordnung vom 18. Februar 1778, die künftige 
Erhaltung und Aufräumung der Waſſerzüge in der Grafſchaft Diep⸗ 
holz betreffend; N 

die Allgemeine Damm-, Graben, und Brücken⸗Ordnung für ſämtliche 
herrſchaftliche Moorkolonien im Landdroſtei⸗Bezirk Stade vom 20. No⸗ 
vember 1826, 


39. 


40. 


41. 


42, 


43. 


44. 


45. 


46. 


47. 
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die Strompolizei⸗Ordnung für die Innerſte vom 16. Februar 1830 ; 


das Hannoverſche Geſetz, betreffend die Veräußerungspflicht behufs der 


Anlage von Schiffahrtkanälen uſw., vom 16. September 1846 (Ge⸗ 
ſetzſamml. Abt. I S. 193); 
das Hannoverſche Geſetz über Entwäſſerung und Bewäſſerung der 
Grundſtücke ſowie über Stauanlagen vom 22. Auguſt 1847 (Geſetz⸗ 
ſamml. Abt. I S. 263), jedoch bleiben die in den nach § 324 auf⸗ 
rechterhaltenen Geſetzen für anwendbar erklärten Vorſchriften für den 
Geltungsbereich dieſer Geſetze in Kraft; 
die Hannoverſche Verordnung über das Waſſerbauweſen vom 1. Sep⸗ 
tember 1852 (Geſetzſamml. Abt. I S. 257), ſoweit fie ſich nicht auf 
das Deich- und Sielweſen bezieht; 
die Verordnung, betreffend die Bildung von Genoſſenſchaften zu Ent⸗ 
wäſſerungs⸗ und Bewäſſerungsanlagen in den neu erworbenen Landes⸗ 
teilen, vom 28. Mai 1867 (Geſetzſamml. ©. 769); 
die Münſterſche Verordnung wegen Räumung der Bäche, Flüſſe und 
Zuggräben vom 11. Mai 1771; 
die Ufer⸗ und Schlachtordnung für die an der Weſer und Werre 
belegenen Untertanen des Fürſtentums Minden und Amtes Vlotho in 
der Grafſchaft Ravensberg vom 28. Dezember 1749; 
das zur Ergänzung des Geſetzes vom 1. April 1879 für das Gebiet 
der Wupper und ihrer Nebenflüſſe erlaſſene Geſetz vom 19. Mai 1891 
(Geſetzſamml. S. 97) und die dazu ergangene Verordnung vom 
30. Dezember 1891 (Gefegfamml. 1892 S. 5); 
das zur Ausdehnung des Geſetzes vom 19. Mai 1891 auf das Gebiet 
der Volme und ihrer Nebenflüſſe ergangene Geſetz vom 14. Auguſt 
1893 Geſetzſamml. S. 199); 

das zur Ausdehnung des Geſetzes vom 19. Mai 1891 auf das Gebiet 
der Ruhr ergangene Geſetz vom 18. April 1900 (Geſetzſamml. S. 119); 
die Artikel XIV, XV und XXXVIII der Kurheſſiſchen Verordnung 
für die Dienſtführung der Greben, Dorfſchulzen oder Eidgeſchworenen, 
Vorſteher und Heimbürgen, der Gemeinde⸗Gelderheber, der Dorfsknechte, 
Köddergreben, Dienſtlader, Feuerherren, Feldhüter, Nachtwächter und 
andere in der Gemeinde zur Aufſicht beſtellten Leute vom 6. November 
1739 (Samml. Heſſiſcher Landes-Ordnungen Bd. 4 S. 608), ſoweit 
dieſe Vorſchriften ſich auf das Waſſerrecht beziehen; 

das Kurheſſiſche Kameral⸗Ausſchreiben, betreffend 

1. das Aufräumen der Flut⸗ und Abzugsgräben, 

2. das Verbot des Anbaues in die Flüſſe, 
vom 9. Februar 1747 (Samml. Heſſiſcher Landes⸗Ordnungen Bd. 4 
S. 949), s 

29 * 


48, 


49. 
50. 
51. 


52. 


53. 


54. 


55. 


56. 


57. 


58. 
59. 


60. 


61. 


62. 


63. 
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die Kurheſſiſche Verordnung, den Weſer⸗Schlachtbau in der Grafſchaft 
Schaumburg betreffend, vom 1. Dezember 1786 (Samml. Heſſiſcher 
Landes⸗Ordnungen Bd. 7 S. 123) und das zur Abänderung dieſer 
Verordnung ergangene Geſetz, betreffend den Uferbau an der Weſer 
im Kreiſe Rinteln, vom 3. April 1875 (Geſetzſamml. S. 190); 

die Kurheſſiſche Verordnung über den Waſſerbau vom 29. Dezember 
1789 (Samml. Heſſiſcher Landes⸗Ordnungen Bd. 7 ©. 383); 

$ 1 der Kurheſſiſchen Mühlenordnung vom 29. Dezember 1820 (Kur⸗ 
heſſiſche Gefepfamml. Bd. 3 S. 118); 

die Kurheſſiſche Verordnung, die Pflanzungen an den Ufern und fonft 
für den Waſſerbau betreffend, vom 16. April 1823 (Kurheſſiſche Geſetz⸗ 
ſamml. S. 13); 

die Kurheſſiſche Verordnung, den Waſſerbau betreffend, vom 31. De⸗ 
zember 1824 (Kurheſſiſche Gefegfamml. S. 99); 

das Kurheſſiſche Geſetz, betreffend die Beſeitigung mehrerer der Ver⸗ 
befferung des Ader- und Wieſenbaues entgegenſtehenden Hinderniſſe, 
vom 28. Oktober 1834 (Kurheſſiſche Geſetzſamml. S. 156), mit Aus⸗ 
nahme der $$ 11, 12, die beſtehen bleiben; 

die Kurheſſiſche Verordnung vom 31. Auguſt 1838 Gurheſſiſche Geſetz⸗ 
ſamml. Bd. 8 S. 61); 

das Kurheſſiſche Geſetz, die Ausführung von Entwäſſerungs⸗Anlagen 
mittels unterirdiſcher Röhren (Drains) betreffend, vom 17. Dezember 
1857 Gurheſſiſche Geſetzſamml. S. 51); 

die §§ 1, 2 der Naſſauiſchen Verordnung, die Güter⸗Konſolidation 
betreffend, vom 12. September 1829 (Regierungsblatt S. 317); 

die Naſſauiſche Verordnung, das Verfahren bei Be- und Entwäſſerungs⸗ 
Anlagen und bei Errichtung von Waſſertriebwerken an Bächen betreffend, 
vom 27. Juli 1858 (Verordnungsſamml. S. 100); 

das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, die Wieſenkultur betreffend, vom 
7. Oktober 1830 (Regierungsblatt S. 365) ) 

das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, die Aufräumung und Unterhaltung 
der Bäche betreffend, vom 18. Februar 1853 (Regierungsblatt S. 65) , 
das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, die Regulierung der Bäche zu 
anderen als Wieſenkultur⸗Zwecken betreffend, vom 19. Februar 1853 
(Regierungsblatt S. 70); 

das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, die Errichtung und Beaufſichtigung 
der Waſſertriebwerke an Bächen betreffend, vom 20. Februar 1853 
(Regierungsblatt S. 75); 

das Großherzoglich Heſſiſche Geſetz, die Entwäſſerung von Grundſtücken 
betreffend, vom 2. Januar 1858 Megierungsblatt S. 33); 

das Landgräflich Heſſiſche Geſetz, die Wieſenkultur betreffend, vom 
1. Juli 1862 (Regierungsblatt Nr. 8); 


79. 
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das Landgräflich Heſſiſche Geſetz, die Entwäſſerung der Grundſtücke 
betreffend, vom 15. Juli 1862 (Archiv S. 889); 


„das Landgräflich Heſſiſche Geſetz, die Errichtung und Beaufſichtigung 


der Waſſertriebwerke uſw. betreffend, vom 15. Juli 1862 (Archiv S. 895); 


das Bayeriſche Geſetz, die Benutzung des Waſſers betreffend, vom 


28. Mai 1852 (Bayerifches Geſetzblatt S. 490); 


. das Bayeriſche Geſetz über die Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſerungs⸗Unter⸗ 


nehmungen vom 28. Mai 1852 (Bayeriſches Geſetzblatt S. 19 
ber⸗ 


„das Bayeriſche Geſetz über den Uferſchutz und den Schutz gegen 


ſchwemmungen vom 28. Mai 1852 (Bayeriſches Geſetzblatt S. 577); 


„die Niersordnung vom 7. März 1769; 
die Geldernſche Grabenordnung vom 16. April 1769; 
die dem Waſſerrecht angehörenden Vorſchriften der Ordonnance sur 


le fait des eaux et foréts aus dem Monat Auguſt 1669 und des 

Deeret concernant les biens et usages ruraux et la police rurale 
28. September 5 

N oe e 


3 j Ä ; 26. 1790 
das Deeret relatif au desséchement des marais vom 28. Oelember 1790 , 


5. Januar 1791 / 


das Deecret relatif au desséchement des etangs vom 4. Dezember 


1793; 

ö 
der Arrete du directoire exécutif contenant des mesures pour 
assurer le libre cours des rivieres et canaux navigables et flot- 
tables vom 9. März 1798; 


. bie Loi relative au curage des canaux et rivières non navigables 


et & l’entretien des digues, qui y correspondent, vom 4. Mai 1803; 


die Loi relative au dessechement des marais ete. vom 16. Sep⸗ 


tember 1807; 


. $2 Nr. 3, 4 des Rheiniſchen Reſſortreglements vom 20. Juli 1818; 


das Geſetz wegen Verſchaffung der Vorflut in den Bezirken des Ap⸗ 
pellationsgerichtshofs zu Cöln und des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein 
ſowie in den Hohenzollernſchen Landen vom 14. Juni 1859 (Geſetz— 
ſamml. S. 325); 

die in den Hohenzollernſchen Landen geltende Mühlenordnung vom 
8. November 1845 (Geſetzſamml. Bd. VII S. 157). 


8 400. 


() Die Vorſchriften der §§ 1, 2, 4 bis 6 des Geſetzes und die §§ 152 
bis 175, 383, ſoweit es ſich um den Ausbau von Waſſerläufen erſter Ordnung 
handelt, treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Im übrigen wird 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes durch Königliche Verordnung be⸗ 


ſtimmt. 


(2) Wo das Geſetz von dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſpricht, iſt der im 
Abſ. 1 Satz 2 bezeichnete Zeitpunkt gemeint. 
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9 401. | 
| Die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erlaſſen die 
zuſtändigen Miniſter. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Homburg v. d. Höhe, den 7. April 1913. 


(I. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 


Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Dallwitz. Lentze. 
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Die Waſſerläufe erſter Ordnung. 


I. Natürliche Waſſerläufe. 


Die mit u bezeichneten Waſſerläufe find ſolche, auf welche die Beſtimmung des § 49 Abſ. 4 
anzuwenden iſt. 


Bezeichnung des Waſſerlaufs Endpunkte des Waſſerlaufs 
Aalbach Duchower Mühle Jaſenitzer Fahrt 
Aland Zollbrücke bei Seehauſen Elbe 
*Alle 0,411 km unterhalb der Pregel 
(oberhalb der Mündung des 0 Eiſenbahnbrücke bei 
Kanals iſt die Beſtimmung des § 49 Friedland 
nicht anzuwenden.) a 
Aller Mühlenwehr in Celle Weſer 
Alſter Wegbrücke beim Gute Hamburgiſche Grenze 
Stegen 
4 Angerapp, Obere Mauerſee Schloßſchleuſe bei 
mit Mauer» See Angerburg 


(Mauer, KL. Mauer, Priſtanien⸗, Schwenzait , 
Bobma-, Kirſaiten⸗, Dargainen, „Kiſſain⸗, 
Labab⸗, Doben, Lötzenſcher Kiſſain⸗ und 


Tayta⸗See) 
* Angerapp, Untere, Brücke im Zuge der Zuſammenfluß mit Inſter 
auch Pregel genannt Inſterburg⸗Georgenburger 
Chauſſee 
Aper Tief Oldenburgiſche Grenze Jümme 
Arge Chauſſeebrücke bei Laukne 
Ackmonienen 
* Atmath (. Memel) Abzweigung des Skirwieth Kuriſches Haff 
Aue Bederkeſa⸗See Hadelner Kanal 
mit Bederkeſa⸗See 
Bober Wehr bei Neubrück Oder 
Brahe 2,8 km oberhalb der nörd⸗ Weichſel 


lichen Eiſenbahnbrücke bei 
Bromberg 
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Bezeichnung des Waſſerlaufs 


+ Bronislaw⸗Kanal 
mit Bronislaw, und Pakoſch⸗See 


Crampe 
Cranzer Beek 


* Dahme und Wendiſche Spree 
(Streganzer See, Dahme, Dolgen-, Krüpel, 
Krimnid», Zeuthener nebſt Seddin⸗See ſowie 
Kleine und Große Krampe, Lange See, 

Wendiſche Spree) 
mit 


Teupitzer Gewäſſern: 
nördlicher Teil (Kl. Köriſer, Hölzerner, 

Schmölde⸗ und Huſchte⸗See), 
(ſüdlicher Teil ſ. unter II. Künſtliche Waſſerläufe), 
Zernsdorfer Lanke, Wernsdorfer Seenkette 
(Wernsdorfer See, Croſſin⸗See und Gr. Zug), 
Goſener Grabee nnn. 


* Dange 


* Deime 


* Dievenow (. Oder) 
mit Kamminer Bodden 


Doſſe 


Drage 
Drawöhne 
Drewenz 
* Eider 


* Elbe 


mit 
Norderelbe, Süderelbe (einſchließlich Köhl; 
brand) und Reiherſtieg bei Harburg — Wil, 
helmsburg, Alte Süderelbe, Köhlfleth (ein 
ſchließlich Kleine Elbe und Finkenwärder Aue), 
von den Nebenarmen insbeſondere die zwei 
Süderelben bei Wiſchhafen und Aſſel, Ruten⸗ 
ſtrom und Binnenelbe von der Brücke bei 
Hetlingen bis zum Kollmarer Nebenfahrwaſſer 
(einſchließlich Owarsloch) 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


Stärkefabrik Bronislaw Netze 
Königs ⸗Kanal Oder 
Chauſſee von Cranz nach Kuriſches Haff 

Königsberg 
Streganzer See Spree 
Mündung des Moddergrabend Dahme 
in den Kl. Köriſer See 
Südufer des Dämeritz⸗Sees Seddin⸗See 


2,4 km oberhalb der 
Straßenbrücke von 
Kl. Tauerlauken 


Pregel 
Stettiner Haff 


Kuriſches Haff 


Kuriſches Haff 


Oſtſee, Verbindungslinie der 
Seekanten der Molenkoͤpfe 


Papiermühlenwehr zu Havel 
Hohenofen 
Plötzenfließ Netze 
König⸗Wilhelm⸗Kanal Kuriſches Haff 
Große Mühle bei Leibitſch Weichſel 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal, Nordſee, Verbindungslinie 


Südende des Audorfer Sees zwiſchen der Mitte der Burg 
(Tränke) und dem Kirchturm 
von Vollerwiek 


Nordſee, Verbindungslinie 
zwiſchen der Kugelbake bei 
Döſe und der weſtlichen 
Kante des Deichs des Fried⸗ 
richskoogs (Diekſand) 


Sächſiſche Grenze 


Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


* Elbingfluß 


mit Drauſen⸗See 


* Ems 


* Emſter Gewäſſer 
(Kloſter-See, Nahmitzer Strenggraben, 
Nectzener See, Emſter Kanal, Rietzer See 

nebſt Moor⸗See und Streng) 


Eſte 
Fehntjer Tief 


Ferſe 
Fiſchau 


Folluſch⸗Waſſerſtraße 
olluſch⸗, Oſtrowiecer und Kierſchkowoer See) 


Freiburger Hafenpriel 


Friſches Haff 
mit Königsberger Seekanal 


* Fulda 


* Geeſte 
* Gerade Oſt (f. Memel) 


* Gilge (f. Memel) 


* Griethauſer Altrhein 
Gr. Wuſterwitzer See 


mit Ablauf in den Plauer See 


* Hamme 
* Haſe 


Geſetzſammlung 1913. (Nr. 11271.) 


Drauſen⸗See 


Schönefliether Wehr 


Kloſter⸗See 


Mühle in Buptehude 


Landſtraße Aurich-Neer⸗ 
moor bei Weſt Großefehn 
(Nördlicher Arm) und Boek— 
zeteler Meer (Südlicher Arm) 


Chauſſeebrücke bei Mewe 
Gaſthaus Lahme Hand 
Folluſchmühle 


Deichſchleuſe in Frei⸗ 
burg a. Elbe 


Friſches Haff 


Nordſee, Verbindungslinie 

der weſtlichen Spitze der 

Weſtermarſch(Utlands Hörn) 
und Oſtpolder Siel 


Havel 


Elbe 


Keſſelſchleuſe und Herren- 
tor in Enden \ 


Weichſel 
Elbingfluß 
Pturker See 


Elbe 


Hafen von Pillau, Ver⸗ 


Kreisgrenze unterhalb 
Mecklar 


Köhlener Brücke 


Skirwieth, Abzweigung der 
Wittinnis⸗Oſt 


Ungeteilte Memel bei Ab- 
zweigung vom Ruß 


Griethauſer Fährdamm 


Kollbeck 


Hahnenmoor⸗Kanal 


bindungslinie der Seekanten 
der äußeren Molenköpfe 


Weſer 
Weſer 
Kuriſches Haff 
Kuriſches Haff 
Rhein 


Wümme 
Ems fluß 
30 


Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


* Havel 
(Obere Havel nebſt Schwedt⸗ und Stolp⸗See, 
Schnelle Havel — auf die Schnelle Havel iſt 
die Beſtimmung des § 49 Abſ. 4 nicht anzu⸗ 
wenden —, Friedrichsthaler, Oranienburger, 
Spandauer und Pichelsdorfer Havel nebſt 
Stößen⸗See und Scharfe Lanke, Kladower 
Seeſtrecke nebſt Gr. Wann⸗See, Potsdamer 
Havel nebſt Jungfern,, Lehnitz und Krampnitz⸗ 
See, Petzien, und Schwielow⸗See, Gr. und 
Kl. Zern⸗See, Göttin⸗See, Brandenburger 
Havel nebſt Trebel⸗See, Beetz-See bis zur 
Pählbrücke und Brandenburger Stadtkanal, 
Plauer See nebſt Breitling, Möſerſche, Quenz⸗ 
und Wend⸗See, Untere Havel nebſt Rathenower 
Schleuſenkanälen und Gülper Havel) 
mit 
Tegeler See, Glindow⸗See, 
Wublitz nebſt Schlänitz⸗See, 
Pritzerber und Gülper See 


Hohennauener Waſſerſtraße 
(Gohennauener und Fercheſarer See) 


Hotzenplotz 
Ihna 


* Ilmenau 
Jäge 
Jeetzel 


Jümme 


Jura 


„ Katharinengraben und See 
Klodnitz 


Kollbeck 
„* Krückau 
Küddow 


Kuriſches Haff 


Mecklenburgiſche Grenze 


Chauſſeebrücke in Kl. Paaren 
Fercheſarer See 


Mühle bei Krappitz 


Südliche Grenze des Weich⸗ 


bildes der Stadt Stargard 
Abtsmühle zu Lüneburg 
Bauernbrücke in Plaſchken 


Eiſenbahnbrücke (Überfüh- 
rung der Stendal-Ulzener 
Bahnſtrecke) 
Oldenburgiſche Grenze 


Unteres Ende der Inſel bei 
Weszeningken 


Forſtablage 


Eiſenbahnbrücke ſüdlich 
Sosnitza 


Oſte⸗Hamme⸗Kanal 
Waſſermühle zu Elmshorn 


Brücke der Schneidemühl⸗ 
Bromberger Chauſſee 


Elbe 


Havel 
Hohennauener Kanal 


Oder 
Oder 


Elbe 
Ruß 
Elbe 


Leda 
Memelſtrom 


Oder⸗Spree⸗Kanal 
Oder 


Hamme 
Elbe 
Netze 


Hafen von Memel, Ver⸗ 
bindungslinie der Seekanten 
der äußeren Molenköpfe 
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Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


* Lahn 
Laukne 


Leba 


* Leda 
* Leine 


mit Ihme 


* Leſum 


* Lindower Gewäſſer 


(Lielitz- See und Kanal, Gudelack-See, Rhin 


und Möllen⸗See) 
* Lippe 
* Löcknitz 
mit Möllene, Deck und Werl⸗See 
Lühe 
Luhe 
Lune 
* . 


mi 


Stadt⸗See, Gr. Lychen⸗See, Woblitz und 


Haus» Gere 
* Main 
* Maſuriſche Waſſerſtraßen 
it 


mi 
Lötzener Kanal, Löwentin⸗ nebſt Woyno-See, 
Saiten-See, Jagodner See nebſt Gurkler und 
Gr. Henſel⸗See, Gr. Schimon, Gr. Kottek und 
Taltowisko⸗See, Talter Gewäſſer, Rheinſcher, 
Nikolaiker, Spirding-, Warnold⸗ und Sexter 
See, ſowie Beldahn, Kl. und Gr. Guszin- 
und Nieder See 


Mehe 


* Memel 
von den Mündungsarmen nur Gilge, Ruß, 


Atmath, Skirwieth, Pokallna, Gerade Oft und 


Wittinnis,Oſt (f. auch dieſe) 


Heſſiſche Grenze 


Zuſammenfluß von Arge 
und Oſſa 


Südende des fiskaliſchen 
Hafens 


Oldenburgiſche Grenze 


Wehr am Schnellen Graben 
in Hannover 


Zuſammenfluß von Hamme 
und Wümme 


Vielitz⸗See 


Einmündung der Pader bei 


Neuhaus 


Möllen⸗See 


Mühle in Horneburg 
Hafen in Winſen 
Stoteler Schleufe 
Lychener Floßwehr 


Bayeriſche Grenze 


Rhein 
Nemonienfluß 


Oſtſee, Verbindungslinie 
der Seekanten der Molen⸗ 
köpfe 
Emsfluß 
Aller 
Weſer 


Rheinsberger Rhin 


Rhein 
Flaken⸗See 


Elbe 
Ilmenau 
Weſer 
Havel 


Heſſiſche Grenze 


Ausmündung des Lötzener Einmündung des Jeglinner 


Abbenſether Schiffsſtelle 
Ruſſiſche Grenze 


Kanals in den Mauer⸗See Kanals in den Sexter See 


Oſte 
Kuriſches Haff 
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Bezeichnung des Waſſerlaufs 


* Minge 


mit Taggraben und Krumme Oſt 
* Moſel 
Neiße, Glatzer 
* Neiße, Lauſitzer 
* Nemonien 


Netze: 
* oberer Teil 
mit 
Goplo⸗, Szarley,, Mölno, Sadlogoſcher und 
Pturker See 


* unterer Teil 
mit 
Alte Netze von der Chauſſeebrücke bei Drieſen 
bis Einmündung in die Netze 


* Nogat 
von den Mündungsarmen nur Breite Fahrt 
nebſt Biberzug und Weſtrinne 
(. Weichſel) 


Norder Außentief 


* Notte 
mit Mellen -See 


Oberländiſche Seen: 
Schilling, Pauſen⸗ und Drewenz⸗See, 
Ewing, Geſerich-, Flach⸗ Duben- und 

Widlung-See; 
Bärting⸗See 

( Oberländiſcher Kanal unter II. Künſtliche 
Waſſerläufe) 


Obra 
* Oder 


mit 
Dammſche See und Papenwaſſer, von den 
Nebenarmen insbeſondere Alte Oder bei 
Breslau, von den Mündungsarmen nur 
Peeneſtrom, Swine und Dievenow (f. dieſe, 
Stettiner Haff, ſowie unter II. Künſtliche 
Waſſerläufe: Breslauer Umgehungs-⸗Kanäle 
und Hohenſagten-Friedrichsthaler Waſſerſtraße) 


* Oderberger Gewäſſer 
(Alte Oder, Oderberger und Lieper See) nebſt 
Wriezener Alte Oder 
und Freienwalder Land graben 


Olderſumer Sieltief 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


König⸗Wilhelm⸗Kanal 


Reichsländiſche Grenze 


Eiſenbahnbrücke bei Löwen 


Egelneiſſe bei Guben 
Schalteikfluß 


Ruſſiſche Grenze 


Bromberger Kanal 


Weichſel 


Norder Siel 
Mellen⸗See 


Bunkenmühle 
Oberländiſcher Kanal 
und Saalfeld 


Bentſchen 
Oſterreichiſche Grenze 


Finow⸗Kanal 


Dammbrücke in Wriezen 
Stadtbrücke in Freienwalde 


Fehntjer Tief 


Atmathfluß 


Rhein 
Oder 
Oder 


Kuriſches Haff 


Oberer Netze⸗Kanal 


Warthe 


Friſches Haff 


Leybucht 
Dahme 


Drewenz 
Deutſch Eylau 


Dutz⸗Kanal 


Meſeritz 
Oſtſee 


Oder 


Oderberger Gewäſſer 
Wriezener Alte Oder 


Emsfluß 


RR Er ler 


a i ... .᷑.ä—b be'. . r ͤ.•.. ᷑ —PſC rt1..!.¼̃ĩr¾(V—t,rv,;v,v,.ñ nern. 


Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Endpunkte des Waſſerlaufs 
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* Oſte 


Paſſarge 


n Peenefluß 
* Peeneſtrom (f. Oder) 


mit 
Achterwaſſer und Krumminer Wieck 


* Perſante 


* Pinnau 
Piſſek 


mit Roſch⸗See 
* Plöne 
Pokallna ( Memeh) 


* Pregel 
(f. auch Angerapp, Untere) 


Przemſa 


Randow 
Recknitz 


mit Saaler Bodden, Koppelſtrom, Bodſtedter 
Bodden nebſt Prerowſtrom, Zingſter Strom, 
Barther Bodden, Grabow und Rinne am Bock 


* Riewendt⸗See und 
Obere Beetz⸗Seen 


mit Strängen 
* hein 


* Rheinberger Altrhein 
(Rheinberger Kanal) 


Südliche Dorfgrenze von 
Mintenburg 


Dampferanlegeſtelle 
0,55 km unterhalb des 
Mühlenwehrs in Braunsberg 


Mecklenburgiſche Grenze 
Kleines Haff 


Untere Mündung des Holz— 
grabens bei Kolberg 


Straßenbrücke zu Pinneberg 
Roſch-See 
Brücke in der Stettin-Alt⸗ 
dammer Straße 
Skirwieth 


Zuſammenfluß von 
Angerapp und Inſter 


Ruſſiſche Grenze, Drei» 
kaiſerecke bei Myslowitz 
Straßenbrücke zu Eggeſin 
1,06 km unterhalb der 
Brücke in der Chauſſee 
Marlow —Plennin 


3 


Riewendt⸗See 


Heſſiſche Grenze 


Brücke an der Mündung des 
Moersbaches 


Elbe 


Friſches Haff 


Peeneſtrom 


Oſtſee, Verbindungslinie der 
Seekante vor der Nordiveft- 
ecke der Peenemünder 
Schanze mit dem nördlichſten 
Punkte der gegenüber 
liegenden Landzunge 


Oſtſee, Verbindungslinie der 
Seekanten der Molenköpfe 


Elbe 
Ruſſiſche Grenze 


Dammſche See 
Weſtliches Ende des 


Dorfes Pokallna 
Friſches Haff 


Weichſel 


Ucker 


Oſtſee, Verbindungslinie des 

Barhöfter Oberfeuers mit 

der maſſiven Fiſchermarke 
auf dem Südgellen 


Pählbrücke 


Niederländiſche Grenze 
Rhein 


178 


. ̃ ͤ—ÜM . Tl m 


Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Endpunkte des Waſſerlaufs 
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* Rheinsberger Gewäſſer 
(Orienerick⸗See, Rheinsberger Kanal, Großer 
Rheinsberger See, SchlabornKanal und See 
nebſt Mehlitz⸗See, Hütten ⸗Kanal, Tietzow⸗See, 
Prebelow⸗Kanal, Prebelow⸗See und Schleu— 

ſenkanah) 
mit 
Dollgow. See und Kanal, ſowie Bikow⸗See 
und Kanal 


Röricke 


* Rüdersdorfer Gewäſſer, 
ſüdlicher Teil 
mit Flaken⸗See 
(nördlicher Teil ſ. unter II. Künſtliche Waſſer⸗ 
läufe) 
* Ruhr 
loberhalb der Steinbrücke in Mülheim (Ruhr) 
iſt die Beſtimmung des § 49 Abf. 4 nicht 
anzuwenden] 

* Ruppiner Waſſerſtraße 
(Obere Rhinwaſſerſtraße nebſt Zermützel', 
Teetzen⸗ und Molchow⸗See, Ruppfner See, 
Untere Rhinwaſſerſtraße nebſt Bütz⸗See, 

Kremmer See) 
mit 
Fehrbelliner Waſſerſtraße 


* Ruß (. Memeh) 


„ Nyckfluß 


+ Saale 
* Saar 
Sauer 
Schalteik 
Schwarzwaſſer 
Schwente (J. Tiege) 
Schwentine, Untere 


Schwenzer Bach 


Grienerick⸗See 


2,7 kin oberhalb der Ein⸗ 


mündung in die Oder 
Woltersdorfer Schleuſe 


Wittener Ruhrſchlagd 


Rheinsberger Rhin 


Rhin 


Ungeteilte Memel bei Ab— 
zweigung der Gilge 


Steinbecker Torbrücke am 
Greifswalder Hafen 
Unſtrut bei Naumburg 
Reichsländiſche Grenze 
Luxemburgiſche Grenze 
Nordende von Jodgallen 
Mühle zu Schönau 


Mühlendamm bei der 
Baltiſchen Mühle 


0, km unterhalb der Ein⸗ 
mündung des Schwarzen 
Grabens bei Schwenz 


Pälitzbrücke 


Oder 


Spree 


Rhein 


Kremmer See 


Fehrbelliner Arche 


Teilung in Atmath und 
Skirwieth 


Greifswalder Bodden, Ver⸗ 
bindungslinie der Seekanten 
der Molenköpfe 


Elbe 
Moſel 
Moſel 

Nemonienfluß 
Weichſel 


Oſtſee 


Kamminer Bodden 


* 


Bezeichnung des Waſſerlaufs Endpunkte des Waſſerlaufs 
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Schwinge Abzweigung des alten Elbe 
8 Schwingebetts bei der i 
Horſter Ziegelei 
Seeve a Ashäuſer Mühlenbach Elbe 
* Skirwieth (J. Meme) Abzweigung der Atmath Kuriſches Haff 


von den Mündungsarmen nur Gerade Oſt 
und Wiktinnis-Oſt 5 


Sorge Brücke mit Wehr in Draufen-See 
(Dit und Weſtpreußen) . Baumgarth i 
Sorge Sandſchleuſe Eider 
(Schleswig- Holſtein) 
* Spree Straßenbrücke bei Leibſch Havel 


(Obere Spree nebſt Neuendorfer, Schwieloch⸗, 
Glowe, Leißnitz,, Ogel und Wergen, See, 
Drahendorfer und Fürſtenwalder Spree, 
Müggel⸗Spree nebſt Dämeritz- und Gr. Müggel: 
See, Treptower Spree nebſt Rummelsburger 
See, Berliner Spree nebſt Spreekanal — 
Kupfergraben — und Untere Spree) 
mit . 
Kersdorfer See 


Stettiner Haff 2 2. 
(Großes und Kleines Haff) 


mit 
Neuwarper See, Kaiſerfahrt und Ufedomer See 
* Stör Renſing, 1,5 km oberhalb Elbe 
f der Eiſenbahnbrücke bei 
Kellinghuſen 
* Stolpe Eiſenbahnbrücke zu Oſtſee, Verbindungslinie der 
Stolpmünde Seekanten der Molenköpfe 
* Storkower Gewäſſer Scharmützel⸗See Dahme 
mit 
Scharmützel, Storkower, Wolziger und Lange 
See 5 
* Swine (J. Oder) Stettiner Haff Oſtſee, Verbindungslinie der 
Seekanten der Molenköpfe 
Szeszuppe Vorwerk Ackmeniſchken Memelſtrom 
Sziesze Chauſſeebrücke in Heydekrug Altmathfluß 
* Templiner Gewäſſer Labüske⸗See Havel 


(Labüske⸗See und Kanal, Fähr- nebſt Zaar⸗ 

See, Bruch⸗See nebſt Gleuen⸗See und Gleuen⸗ 

fließ, Templiner See und Kanal, Röddelin ,, 

Gr. und Kl. Lanken⸗ und Kuhwall-See ſowie 
Templiner Waſſer) 
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Bezeichnung des Waſſerlaufs 5 


Endpunkte des Waſſerlaufs 
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Tiege Chauſſeebrücke zu Neuteich 
(oberhalb Tiegenhof »Schwente« genannt) 
Timber 0,23 km oberhalb des Weges 
von Piplin nach Minchen⸗ 
walde 
Tollenſe Straßenbrücke zu 
Klempenow 
Trave Unterhalb der Fußgänger 
brücke in Oldesloe 
Trebel Triebſeeſer Paßbrücke 
Treene Freſendelfer Fähre 
mit 


Mefter- und Oſterſielzug und deren Verbin⸗ 
dungskanälen Mittelburggraben und Fürſten⸗ 
burggraben als Binnenhafen 


* Ilcker Straßenbrücke 0 Paſewalk 
* Unſtrut Mühlenwehr bei Bretleben 
* Warthe Ruſſiſche Grenze 
Wedeler Au Waſſermühle zu Wedel 
* Weichſel Ruſſiſche Grenze 


von den Mündungsarmen nur 
Schleuſe bei Einlage 


Tote Weichſel mit Ausnahme des Kaiſerhafens Gr. Plehnendorf 


Elbinges Weich! Weichſel 
Königsberger Weichſe l . Elbinger Weichſel 
(ſ. auch Nogat) 
* Wentow⸗Gewäſſer Polzowfließ 


(Gl. und Gr. Wentow⸗See) 


Friſches Haff 


Nemonienfluß 


Peenefluß 


Lübeckiſche Grenze 


Peenefluß 
Eider 


Kleines Haff 
Saale 
Oder 

Elbe 


Oſtſee, Verbindungslinie 

der Seekanten des Moleu⸗ 

kopfes (öſtliches Ufer) und 

des Deckwerkes (weſtliches 
Ufer) 


Oſtſee bei Neufahrwaſſer, Verbin⸗ 
dungslinie der Seekanten der 
Molenköpfe 


Oſtſee bei Neufähr, Verbindungs⸗ 

linie der Seekanten des Leitwerkes 

(öſtliches Ufer) und des Deckwerkes 
(weſtliches Ufer) 


Friſches Haff 
Friſches Haff 


Wentow-Kanal 


„ 


Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


* Werbellin⸗See 


* Werra 


* Weſer 


von den Nebenarmen insbeſondere Rechter 
Weſerarm bei Sandſtedt und Alte Weſer bei 


Geeſtemünde 


Wilſterau 
* Wipper 


* Wittinnis⸗Oſt 


(f. Memel) 


Wittmunder Tief 


* Wümme 


* Zechliner Gewäſſer 
(Schwarzer See, Zechliner Kanal, Großer 
Zechliner See, Repenter Kanal, Zootzen-See 

und Kanal) 


Geſetzſammlung 1913. (Nr. 11271.) 


Werbellin-Kanal 
Weimariſche Grenze bei Weſer 
Falken 


Zuſammenfluß von Werra 


Nordſee, Verbindungslinie 
und Fulda 


zwiſchen dem Kirchturme von 
Langwarden und der 
Mündung des Oxſtedter 
Baches (Hamburgiſche 
Grenze) 


Stör 
Oſtſee, Verbindungslinie 


der Seekanten der Mole 
köpfe 


Kaifer- Wilhelm- Kanal 


Rügenwalde 


Skirwieth, Abzweigung der Kuriſches Haff 
Gerade Oſt 


Karolinenſiel Nordſee, Verbindungslinie 
der Seekante des Molen⸗ 
kopfes (weſtliches Ufer) und 
der Seekante des öſtlichen 
Ufers 


Truperdeich Hamme 


Schwarzer See Rheinsberger Gewäſſer 
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aM f 1 II. Künstliche Waſſerläufe. 
5 Bezeichnung des Waſſerlaufs Endpunkte des Waſſerlaufs 
Be UC ↄð C 
Achterwehrer Schiffahrtkanal Chauſſeebrücke bei Achter⸗ Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal 
(in Ausführung) wehr 
Bederkeſa⸗Geeſte-Kanal Bederkeſa⸗See Geeſte 
Berliner Kanäle: 
Landwehr⸗Kan all... Spree Spree 
Neuköllner Kanal (in Ausführung Landwehr-Kanal Teltow⸗Kanal 
Luiſenſtädtiſcher Kanal.... Landwehr⸗Kanal Spree 
Berlin Spandauer Schiffahrtkanal ..... Spree Berlin-Charlottenburger Ver⸗ 
bindungskanal 
Berlin Charlottenburger Verbindungskanal . Spree Berlin⸗Spandauer Schiffahrtkaual 
= 3 Oder bei Bartheln Alte Oder 
Breslauer Umgehungskanäle 0 Alte Oder Alte Oder 
Bromberger Kanal Bromberg Nakel 
Dortmund⸗Ems-Kanal, Dortmund / Herne N Emden 
ſoweit nicht Beſtandteil der Ems und der Haſe 
Elbe⸗Trave⸗Kanal Elbe Lübeckiſche Grenze 
Emder Stadtgraben Keſſelſchleuſe Wallbrücke im Zuge der 
f mit 5 a Ringſtraße 
Boltentors Pipentief, Hinter Tief (ſoweit der 5 
Stadt Emden gehörig), Alter Graben, Juden, 
tief und Doele-Pipenkief 
Emder Vorflutkanal Ems⸗Jade⸗Kanal Düker im Fehntjer Tief 
Ems⸗Jade-Kanal Rotes Siel Wilhelmshavener Hafen- 
anlagen 
Ernſt⸗Auguſt-Kanal Dove-Elbe bei Wilhelmsburg Reiherſtieg 
Finow⸗Kanal, Großſchiffahrtweg bei Großſchiffahrtweg bei Liepe 
ſoweit nicht Beſtandteil der Havel (Friedrichs⸗ Pinnow 
thaler Havel) und des Großſchiffahrtwegs 3 
mit 
Oranienburger und Malzer Kanal 
Friedrichsgraben, Großer Deime Nemonienfluß 
Friedrich⸗Wilhelm-Kanal Oder Dder-Sprer- Kanal 
Großſchiffahrtweg Berlin-Stettin Berlin⸗Charlottenburger Oder 
(ꝰWaſſerſtraße Berlin-Hohenſaaten), ſoweit nicht Verbindungskanal 
Beſtandteil der Oderberger Gewäſſer und der 
Havel (Oranienburger und Spandauer Havel) 
mit 
Lehnitz See 


— 1838 
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Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Hadelner Kanal 
Hohennauener Kanal 


Hohenſaaten⸗Friedrichsthaler 


Waſſerſtraße 
(in Ausführung) 


Ihle⸗Kanal 
Jeglinner Kanal 
Kaiſerhafen zu Danzig 


Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanal 
mit 


Schirnauer, Borgſtedter und Audorfer See 


Klodnitz-Kanal, 


ſoweit nicht Beſtandteil der Klodnitz 


Königs⸗Kanal 
König⸗Wilhelm⸗Kanal 
Kraffohl-Kanal 


Landwehr-Kanal 
(ſ. Berliner Kanäle) 


Lehniner Kanal 
Linksemſiſche Kanäle: 


Eius⸗Vechte⸗Kanalln 


mit Verbindungskanal zur Vechte 


Nordhorn⸗Almelo⸗Kanalllllwdckck& 
Süd Ned die re 
Piccardie-Coevorden⸗Ka nail. 
Schöninghsdorf-Hoogeveen-Kanal ..... 
Haren-Rütenbrocker Kanaalllllaal 


Lippe⸗Seitenkanal 
(in Ausführung) 


Luiſenſtädtiſcher Kanal 
(ſ. Berliner Kanäle) 
Malzer Kanal 
(J. Finow Kanah) 


Maſuriſcher Kanal 
(in Ausführung) 
mit Rehſauer See 


Mottlau 


mit Neue Mottlau und Kielgraben 


Endpunkte des Waſſerlaufs 
— — — — . —⅛— — : — — — 


Aue 
Hohennauener See 
Neue Schleuſe bei Hohen: 
jaaten 
Plauer Kanal 
Sexter See 
Tote Weichſel 
Elbe 


Gleiwitz 


Schützendorfer Kanal 
Mingefluß 
Nogat 


Steinablage bei Lehnin 


Emsfluß 


Vechte 
Ems-Vechte-Kanal 
Süd⸗Nord⸗Kanal 
Süd⸗Nord⸗Kanal 

Emsfluß 


Schleuſe in Hamm 


Mauer⸗See 


Steinſchleuſe in Danzig 


Elbe 
Havel 
Oder 


Elbe 
Roſch-See 
Tote Weichſel 

Oſtſee 


Oder bei Coſel 


Crampe 
Kuriſches Haff 
Elbingfluß 


Kloſter⸗See 


Vechte 


Niederländiſche Grenze 
Haren-Rütenbrocker Kanal 
Niederländiſche Grenze 
Niederländiſche Grenze 
Niederländiſche Grenze 


Haltern 


Alle 


Tote Weichſel 
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Bezeichnung des Waſſerlaufs | 


a ee ee 


Netze⸗Kanal, Oberer 
Neuhauſer Speiſekanal 


Neuköllner Kanal 
(ſ. Berliner Kanäle) 


Oberländiſcher Kanal 
mit 
Liebemühler Mühlenteich, Gr. Eiling,, Zopf, 
Krebs-, Roethlof⸗See nebſt Dutz⸗Kanal, 
Samrodt- und Pinnau- nebſt Bauditter See 
(f. Oberländiſche Seen unter I. Natürliche 
Waſſerläufe) 


Oder⸗Spree-Kanal, 
ſoweit nicht Beſtandteil der Spree (Fürſten⸗ 
walder Spree) und der Dahme (Wernsdorfer 
See) 


Oranienburger Kanal 
(. Finow⸗Kanal) 


Oſte⸗Hamme⸗Kanal 
Oſterholzer Hafenkanal 
Papenburger Siel-Kanal 


Plauer Kanal 
mit 
Baggerelbe 


Prinz Friedrich-Leopold-Kanal 
mit 


Stolper, Pohle und Kl. Wann-See 


Rhein-Weſer⸗Kanal 
(in Ausführung) 
(ſoweit nicht Beſtandteil des Dortmund⸗Ems⸗ 
Kanals) mit den Zweigkanälen nach Osnabrück, 
zur Weſer bei Minden und nach Linden ſowie 
Abſtieg zur Leine 


Rüdersdorfer Gewäſſer, 
nördlicher Teil 
mit 
Hohle See, Stolpgraben und Kalk See 
(ſüdlicher Teilf.untex J. Natürliche Waſſerläufe) 


Ruppiner Kanal 


Sakrow-Paretzer Kanal, 
ſoweit nicht Beſtandteil der Wublitz, 
mit 
Weiße und Fahrlander See 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


Obere Netze 
Obere Spree 


Duben⸗See 
Drewenz⸗See 


Oder 


Kollbeck 
Oſterholz-Scharmbeck 


Bahnhofsbrücke in 
Papenburg 


Wend⸗See 
Kupierung bei Derben 
Gr. Wann⸗See 


Ruhrorter Hafen 


Hohle See 


Kremmer See 
Jungfern⸗See 


Bromberger Kanal 
Oder⸗Spree⸗Kanal 


Drauſen⸗See 
Schleuſe bei Liebemühl 


Seddin⸗See 


Oſte 
Hamme 
Emsfluß 


Elbe 
Plauer Kanal 
Teltow⸗Kanal 


Hannover, Oſthafen 


Woltersdorfer Schleuſe 


Havel 
Havel 


Bezeichnung des Waſſerlaufs 


Schützendorfer Kanal 
Seckenburger Kanal 
Silo⸗Kanal 
Spoy-⸗Kanal 
Teltow⸗Kanal 
mit, 
Verbindungskanal Britz Kanne, Kl. Machnower 
See, Griebnitz⸗See und Glienicker Lake 
Teupitzer Gewäſſer, ſüdlicher Teil 
(Teupitzer See, Mochgraben, Zemmin⸗See, 
Schulzen⸗See, Köriſer Graben, Gr. und 
Kl. Modder-See und Moddergraben) 


(nördlicher Teil ſ. unter Dahme bei I. Natür⸗ 
liche Waſſerläufe) 


Tiegenorter Kanal 
Treckfahrts-Kanal 


Verbindungskanal zum Dortmund— 
Ems⸗Kanal 


Voß⸗Kanal 


Weichſel-Haff-Kanal, 
ſoweit nicht Beſtandteil der Tiege 


Wentow⸗Kanal 
Werbellin⸗Kanal 


Endpunkte des Waſſerlaufs 


Schützendorf 
Nemonienfluß 
Beetz⸗See 
Cleve 
Spree 
Spree 


Teupitzer See 


Elbinger Weichſel 
Uphuſer Schleuſe 
Emder Vorflutkanal 


Havel 
Weichſel 


Gr. Wentow⸗See 
Werbellin⸗See 


Königs-Ranal 
Gilgefluß 
Quenz⸗See 
Altrhein 
Havel 
Teltow⸗Kanal 
Mündung des Modder— 


grabens in den Kl. Köriſer 
See 


Tiege 
Emder Stadtgraben 
Dortmund⸗Ems⸗Kanal 


Finow⸗Kanal 
Friſches Haff 


Havel 
Großſchiffahrtweg 
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